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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 15 Minuten 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r öf f n e t. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Ing. Kowald, Dipl.-Ing. Maria Elisabeth Möst 
und Landgraf. 

Antrag auf Absetzung von der Tagesordnung 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Dr. Mock 
hat gemäß § 49 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
beantragt, den ersten Punkt der Tagesord­
nung dieser Sitzung - das ist die Erklärung 
des Bundesministers für Finanzen zur Regie­
rungsvorlage betreffend das Bundesfinanzge­
setz für das Jahr 1986 - von der Tagesord­
nung abzusetzen und hierüber eine Debatte 
durchzuführen. 

Es ist dies zweifellos ein Antrag zur 
Geschäftsbehandlung, über den gemäß § 59 
der Geschäftsordnung eine Debatte stattfin­
den kann und der dann zur Abstimmung zU 
bringen ist. 

Gleichzeitig ist aber auch zu bedenken, daß 
gemäß § 19 der Geschäftsordnung die Mitglie­
der der Bundesregierung berechtigt sind, in 
den Sitzungen des Nationalrates mündliche 
Erklärungen zu Gegenständen abzugeben, die 
nicht in Verhandlung stehen. Der Herr Bun­
desminister für Finanzen hätte daher das 
Recht, sich zu seiner Erklärung zum Wort zu 
melden, auch wenn diese nicht bereits auf der 
Tagesordnung stünde. In einem solchen Fall 
hätte der Nationalrat nur über den Zeitpunkt 
zu entscheiden, in welchem während dieser 
Sitzung die Erklärung abgegeben wird. 

Ich möchte daher ausdrücklich feststellen, 
daß ich zwar jetzt sowohl über den Antrag auf 
Durchführung einer Debatte als auch nach 
derselben über den Antrag des Abgeordneten 
Dr. Mock selbst abstimmen lassen werde, daß 
dies jedoch ohne jegliche Beispielsfolge in 
bezug auf § 19 der Geschäftsordnung 
geschieht. 

Wir kommen nunmehr zur A b s tim­
m u n g, ob über den Antrag des Abgeordne­
ten Dr. Mock eine Debatte stattfinden soll, 
und ich bitte jene Damen und Herren, die 

hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Gemäß § 59 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
beschränke ich die Redezeit in dieser Debatte 
auf zehn Minuten. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete König. Ich erteile es ihm. 

11.18 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Heuer feiert die 
UNO ihr vierzigjähriges Jubiläum, und wir 
haben daher volles Verständnis, daß aus die­
sem Anlaß der österreichische Bundeskanzler 
vor den Vereinten Nationen im Namen der 
Republik eine Erklärung abgibt. 

Wir erwarten aber von Ihnen, meine 
Damen und Herren, auch Verständnis dafür, 
daß wir wegen dieses zeitlichen Zusammen­
treffens eine kurzfristige Verschiebung der 
Vorlage des Budgets und der Budgetrede des 
Herrn Finanzministers beantragen, um dem 
Herrn Bundeskanzler die Möglichkeit zu 
geben, an diesem entscheidenden und wichti­
gen parlamentarischen Ereignis gleichfalls 
teilzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Vorlage des Budg"ets ist neben der 
Regierungserklärung, die zum Anfang einer 
Legislaturperiode erfolgt, das wichtigste par­
lamentarische Ereignis und das Budgetrecht 
durch Jahrzehnte hindurch das vornehmste 
Recht des Parlaments, das am heftigsten 
umstritten wurde und Kennzeichen jeder 
wirklichen Demokratie ist. 

Meine Damen und Herren! Der Bundes­
kanzler trägt die Primärverantwortung für 
das Budget, das vorgelegt wird. Er muß ja 
auch mit seiner Regierung zurücktreten, 
wenn er nicht die Zustimmung für das Budget 
findet. Daher waren in der gesamten 
Geschichte der Zweiten Republik auch alle 
österreichischen Bundeskanzler bei der Bud­
getrede des Finanzministers aus Anlaß der 
Vorlage des Budgets anwesend, mit zwei Aus­
nahmen aus Krankheitsgründen. 

Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit -
ich hoffe, auch für Sie, meine Damen und 
Herren von den Regierungsfraktionen -, daß 
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Dkfm. DDr. König 

es allein schon die Achtung vor dem österrei­
chischen Nationalrat gebietet, daß man dem 
Bundeskanzler die Möglichkeit gibt, an dieser 
Budgetrede teilzunehmen, und daß er sie 
auch wahrnimmt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir erleben es 
derzeit immer wieder, daß das Parlament und 
auch die Politiker in der Öffentlichkeit abge­
wertet werden. Tragen wir nicht selbst zu die­
ser Abwertung bei, indem wir den Eindruck 
vermitteln, als ob das, was in diesem Haus 
behandelt wird, keine Relevanz hätte, ohne­
dies woanders entschieden würde und das 
Parlament eigentlich nur eine Bühne wäre, 
ein Theater ohne materiellen Inhalt! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich glaube, wir sind uns alle darüber einig, 
daß dieses Haus und die Beratungen hier das 
Fundament unserer Demokratie sind. Was 
immer noch in den Medien, in den Versamm­
lungen, im Kontakt mit den Bürgern draußen 
geschieht, es ist dieses Haus, es sind die Bera­
tungen hier, es ist die Regierung, die sich dem 
kontrollierenden Parlament stellt, das, was 
das Wesen der Demokratie ausmacht. 

Es ist daher kein unbilliges Verlangen, 
wenn wir mit unserem Antrag das Ersuchen 
stellen, kurzfristig die Vorlage des Budgets 
und die Budgetrede zu verschieben, damit der 
Herr Bundeskanzler dabei sein kann. Schließ­
lich und endlich ist die Rede des Herrn Bun­
deskanzlers vor den Vereinten Nationen ja 
nicht spontan erfolgt, sondern lange vorher 
zeitlich festgelegt worden. Es war also vorher-

. sehbar, daß eine solche Kollision entstehen 
wird. 

Es genügt auch nicht, wenn sich der Herr 
Bundeskanzler diesbezüglich beim Herrn 
Bundespräsidenten entschuldigt, sondern 
hier gibt es eine entscheidende grundsätzli­
che Verpflichtung gegenüber dem Parlament, 
der wir Rechnung tragen sollten, und zwar 
alle gemeinsam Rechnung tragen sollten. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es geht heute in 
unserem Staat, auch in der Regierung - die­
sen Eindruck hat man -, leider drunter und 
drüber. (Ruf bei der SPÖ: Bei der ÖVP!)· 

Wir erleben es jetzt, daß Studenten, Assi­
stenten und Professoren der Informatik nicht 
etwa deshalb streiken, weil sie mehr Geld 
wollen, sondern weil sie die Möglichkeit 
haben wollen zu studieren, sich auf einen 
Beruf vorzubereiten, der wesentlich für die 
Zukunft unseres Landes ist, auf einen Beruf, 

den die Wirtschaft verlangt, wo Arbeitsplätze 
vorhanden sind. Sie haben aber keine Ausbil­
dungsmöglichkeiten, weil der Wissenschafts­
minister versagt. 

Wir erleben es, daß die Staatsanwälte mit 
gewerkschaftlichen Kampfmaßnahmen dro­
hen, nicht, weil sie mehr Geld wollen, sondern 
weil sie nicht einem politischen Weisungs­
recht seitens des Ministers unterstellt werden 
wollen. 

Meine Damen und Herren! Wir erleben es 
weiters, daß in den Weinbaugemeinden -
und nicht nur von den Weinhauern her -
offener Aufruhr herrscht, weil es ein Gesetz 
gibt, das durchgepeitscht wurde, das nicht 
vollziehbar ist. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! All diese Dinge 
sind sicher so gravierend, daß man erwarten 
kann, daß der Bundeskanzler der Republik 
Österreich in diesem Hause anwesend ist. 
(Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Ein letztes sei von dieser Stelle aus auch 
gesagt: Wenn es dem Herrn Bundeskanzler 
möglich ist, rechtzeitig zum sozialistischen 
Parteirat aus New York wieder zurück zu 
sein, dann müßte es ihm bei gutem Willen 
wohl auch möglich sein, einer Verschiebung 
der Sitzung zuzustimmen, um bei der Sitzung 
dieses Hauses anwesend sein zu kön­
nen. (Beifall bei der ÖVP.) Das ist wohl etwas, 
was man als Demokrat und als Abgeordneter 
dieses Hauses verlangen kann. 

Deshalb, meine Damen und Herren von den 
Regierungsparteien, ersuche ich Sie, bitte ich 
Sie, im Interesse der Würde dieses Hauses 
und des Ansehens, das die Politiker draußen 
wiederherstellen müssen: Geben Sie unserem 
Antrag die Zustimmung! (Beifall bei der 
ÖVP.) 11.25 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Wille. 

11.25 

Abgeordneter Wille (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Generalsekretär der Verein­
ten Nationen hat unserem Repräsentanten 
dargelegt, warum die Vereinten Nationen zu 
dieser Festveranstaltung einladen. Es geht 
darum, die Grundsätze und den Zweck der 
Vereinten Nationen den Völkern neuerlich in 
Erinnerung zu rufen. 

Schließlich entschied die Generalversamm­
lung, daß das Thema des 40. Jahrestages sein 
soll: die Vereinten Nationen für eine bessere 
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Wille 

Welt, für eine Ära des dauerhaften und globa­
len Friedens und der Gerechtigkeit aller Völ­
ker auf dieser Erde. 

Die Einladung dazu beruht auf einer Ent­
schließung der Generalversammlung, worin 
es heißt: Die Generalversammlung gibt der 
Hoffnung Ausdruck, daß es den Staatsober­
häuptern oder Regierungschefs möglich sein 
werde, an dieser Erinnerungssession teilzu­
nehmen, um ihre Bedeutung zu erhöhen. -
Daraufhin kam es zu einer Übereinstimmung 
zwischen dem Bundespräsidenten und dem 
Bundeskanzler, daß der Bundeskanzler Öster­
reich während dieser Sitzung bei den Verein­
ten Nationen vertreten solL 

Der Bundeskanzler hat sich deshalb am 
2. Oktober beim Präsidenten des Nationalra­
tes entschuldigt. 

Zwei Wochen später schrieb der Klubob­
mann der ÖVP dem Bundeskanzler einen 
Brief, in dem er ihn freundlich, aber mit 
Bestimmtheit ersucht, so rechtzeitig aus den 
USA zurückzukehren, daß er an der Sitzung 
des Nationalrats teilnehmen könne. Er sei der 
Auffassung, daß nichts im Wege stehe, an die­
ser Sitzung teilzunehmen. 

Die Rede des Bundeskanzlers war gestern. 
Heute ist der Bundeskanzler unter anderem 
um 11 Uhr bei einer Besprechung mit Präsi­
dent Gemayel aus dem Libanon, um 13 Uhr 
befindet er sich bei einem Mittagessen beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, um 
15 Uhr hat er eine Besprechung mit Premier­
minister Gandhi aus Indien, um 19 Uhr einen 
Empfang bei Präsident Reagan, um 21 Uhr 
ein Abendessen mit Premierminister Gandhi. 
Dann fährt er nach Österreich zurück und ist 
ab morgen wieder hier. (Abg. Dr. Mo c k: 
Dann machen wir am Freitag die Sitzung! -
Abg. Dr. K oh 1 mai er: Prima!) 

Ihre Äußerungen, daß es nicht notwendig 
ist, dort zu sein, teilen wir nicht. (Abg. 
Steinbauer: Wer hat das gesagt? - Abg. 
Dr. Helga R a b 1 - S ta d 1 e r: Wir haben das 
nicht gesagt!) Im Brief des Klubobmanns 
noch aus der Zeit vor wenigen Tagen heißt es, 
er dränge mit Bestimmtheit darauf, daß der 
Bundeskanzler da sei. Unter anderem heißt 
es: " ... steht Ihrer Anwesenheit bei der Bud­
getrede am 23. nichts im Wege". Ich habe zu 
erläutern versucht, was der Anwesenheit ... 
(Abg. Dr. Mo c k: Ich habe das Angebot 
gemacht, die Sitzung am 25. Oktober abzuhal­
ten!) Ich komme darauf zurück. Alles der 
Reihe nach! 

Jedenfalls haben wir Sie in der Zwischen­
zeit davon überzeugt, daß die Bedeutung der 
Vereinten Nationen die Anwesenheit des Bun­
deskanzlers dort rechtfertigt. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Erst am vergangenen Freitag, also vier 
Tage vor der Budgetrede, haben wir über 
einen Vorschlag diskutieren können, ob wir 
nicht den Parlamentsfahrplan ändern. 

Dazu möchte ich mit aller Deutlichkeit 
bemerken: Wir sind bereit, immer dann, wenn. 
rechtzeitig derartige Fragen auftauchen, in 
der Präsidiale Verständnis zu zeigen, damit 
der Parlamentsfahrplan einvernehmlich 
zustande kommt. Aber ich muß Ihnen auch 
sagen: Es war einfach nicht mehr möglich und 
denkbar, daß wir in dieser kurzen Zeit Ände­
rungen vornehmen. (Abg. S te i n bau er: 
Wieso? Was steht dem im Wege? - Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Wo ein" Wille" ist, ist ein Weg! 
- Heiterkeit.) 

Wir können auch nicht einsehen, warum die 
ÖVP glaubt, daß es unbedingt notwendig ist, 
diesem Formverlangen nachzukommen, nach­
dem der Ministerrat am 15. Oktober - ein­
stimmig - das Budget verabschiedet hat und 
der Bundeskanzler die Budgetrede natürlich 
kennt. 

Was uns aber in höchstem Maße über­
rascht, sind Hinweise auf gewisse Streiks in 
Österreich. Aber diese Streiks finden nicht 
dort statt, wo ganze Betriebe in Gefahr sind 
oder wo große strukturelle Veränderungen 
stattfinden, wo Menschen in ihrer Existenz 
bedroht werden - nein, die streiken nicht! 

Wer streikt wieder? Lehrer sind es, die 
streiken. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Dürfen die 
denn das?) Glauben Sie mir: Derartige Streik­
drohungen nehmen wir nicht allzu ernst. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Sc h w im -
m e r: Ein Gewerkschafter ist das!) Kollege 
Schwimmer! Gerade weil ich Gewerkschafter 
bin! (Abg. Dr. Sc h w im m er: Sie sind ein 
Gewerkschafter!) Für uns ist der Streik das 
letzte Mittel einer sozialen Auseinanderset­
zung und nicht einer Plapperei nach 14 Tage 
oder drei Wochen dauernden Verhandlungen. 
(Neuerlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Zwi­
schenrufe der Abgeordneten Dr. K 0 h 1 -
mai e rund Dr. Sc h w im m er.) 

Für uns ist Streik immer das letzte Mittel. 
Wir reden über einen Streik dann, wenn wir 
wissen, daß alle Verhandlungen gescheitert 
sind, aber nicht, wenn 2,5 Prozent statt 5 Pro­
zent angeboten werden. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Zwischenruf des Abgeordneten Dr. 
Sc h w im m er.) 

642 
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Wille 

Und schließlich eine weitere Enttäuschung: 
Gestern haben wir unter anderem von der 
Pressekonferenz des Generalsekretärs der 
ÖVP erfahren. Dazu möchte ich in aller Deut­
lichkeit sagen, daß jede Gesprächsbasis verlo­
rengeht, wenn das der Hintergrund einer Aus­
einandersetzung ist. 

Graff: Der Bundeskanzler fährt in der Welt 
herum, um sich mit irgendwelchen Leuten -
mit welchen Leuten, habe ich soeben darge­
legt - fotografieren zu lassen. - Wenn das 
der Stil der politischen Auseinandersetzung 
ist, dann möchte ich sagen: Es gilt, die Würde 
des Hauses und die Würde der Abgeordneten 
zu wahren. Mit einem derartigen Stil ist nicht 
nur der Zusammenarbeit nicht gedient, son­
dern ist vor allem die Würde des Hauses in 
keiner Weise gewahrt, sondern gefährdet. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Aus diesem Grunde bitten wir, Verständnis 
zu haben, daß wir bei unserer Vorgangsweise 
bleiben. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 11.32 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Peter. 

11.32 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die heutige Abwe­
senheit des Herrn Bundeskanzlers ist kein 
Mutwillensakt und ebensowenig eine Mißach­
tung der Rechte der parlamentarischen Oppo­
sition. Sie ist jene Ausnahme, die durch 
Umstände bestimmt ist, auf die von österrei­
chischer Seite kein Einfluß genommen wer­
den konnte. 

Die Vertretung des Bundeskanzlers ist so 
gewährleistet, wie die österreichische Bun­
desverfassung dies gebietet. Und was der 
Bundesverfassung recht ist, das kann von der 
Opposition nicht in Frage gestellt werden. 

Der Anlaß für die heutige Abwesenheit des 
Herrn Bundeskanzlers sind der 40jährige 
Bestand der Vereinten Nationen und die 
damit verbundenen Festlichkeiten. Die Bun­
desregierung und die Regierungsparteien 
sehen darin ein Ereignis von hochrangiger 
Bedeutung, das den Schritt des Herrn Bun­
deskanzlers voll und ganz rechtfertigt. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wenn die Öster­
reichische Volkspartei das anders beurteilt, so 
ist das ihre Angelegenheit. Einmal mehr 
haben sich die Scharfmacher in der Opposi­
tion mit Generalsekretär Dr. Graff an der 
Spitze durchgesetzt. (Beifall bei FPÖ und 

SPÖ. 
mich!) 

Abg. Dr. G raff: Sie überschätzen 

Das Motto für diese ÖVP-Aktion findet man 
heute als Untertitel unter einem Bild Dr. 
Graffs in den "Salzburger Nachrichten". Er 
lautet: "Nichts gefallen lassen!" Damit ist wie­
der einmal klar, wer den Ton in der Österrei­
chischen Volkspartei angibt: der Generalse­
kretär. (Zwischenruf des Abgeordneten Dr. 
Graff.) 

Dr. Michael Graffs Sprücheklopferei zum 
heutigen Thema hat in den "Oberösterreichi­
schen Nachrichten" unter anderem folgende 
treffende Charakterisierung erfahren - ich 
zitiere aus den "Oberösterreichischen Nach­
richten" -: 

"Ein Allerweltsempfang, wetterte gestern 
VP-Generalsekretär Graff. Ein Allerwelts­
empfang also bei einer Allerweltsorganisa­
tion, die halt zufällig 40 Jahre alt geworden 
ist." (Abg. Dr. G ra f f: "Ein Allerweltsemp­
fang" war Graff! Der Rest ist Zeitung!) "Und 
bei der der VP-Präsidentschaftskandidat 
Waldheim ein Allerwelts-Generalsekretär 
war." - Ende des Zitats der "Oberösterreichi­
sehen Nachrichten". (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ. - Zwischenrufe.) 

Peinlich ist das, Herr Generalsekretär Dr. 
Graff. Sie haben da Ihrem Bundesparteiob­
mann Dr. Mock wieder einmal ein knallhartes 
Eigentor geschossen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 

Peinlich ist das aber auch für den ÖVP-Prä­
sidentschaftskandidaten Dr. Kurt Waldheim. 
Und peinlich könnte es einmal für Dr. Alois 
Mock werden, wenn jemand auf den Gedan­
ken käme, ihn als Allerwelts-Präsidenten der 
EDU und der IDU zu bezeichnen. (Zwischen­
ruf des Abg. Sta udinger.) Ich kann nur 
noch einmal sagen, Herr Dr. Graff: Peinlich, 
peinlich für die Österreichische Volkspartei! 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich schließe mit 
einem Wort an die Adresse des Herrn Bundes­
partei- und Klubobmannes Dr. Mock, den ich 
persönlich außerordentlich schätze; das steht 
hier außer Diskussion. 

Herr Dr. Mock! Sie sind nicht nur von Beruf 
Diplomat, sondern darüber hinaus auch Präsi­
dent einer europäischen und einer internatio­
nalen Organisation der Christdemokraten. 
Als solcher müßten Sie in dieser Position die 
Vereinten Nationen anders einschätzen, als 
Sie es derzeit als Oppositionschef tun. (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ.) 
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Peter 

Herr Dr. Mock! Ich bedaure daher zutiefst, 
daß Sie heute Ihre staatsmännische Reputa­
tion auf dem Altar der polemischen Haxlbei­
ßerei geopfert und den Scharfmachern in der 
ÖVP freien Lauf gelassen haben. Darum wer­
den wir Ihren Antrag ablehnen. (Beifall bei 
FPÖ und SPÖ.) 11.37 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Schüssel. 

11.37 

Abgeordneter Dr. Schüssel (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! Was die 
Redner der Koalitionsfraktionen hier gesagt 
haben, hat nichts - ich betone: nichts - mit 
dem zu tun, was wir heute beantragen. (Bei­
fall und Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Wir beantragen, die Budgetrede des Finanz­
ministers heute abzusetzen, um dem Bundes­
kanzler die Möglichkeit zu geben, so wie sich 
das gehört und wie das parlamentarische Tra­
dition ist, sowohl an der 40-J ahr-Feier der 
UNO-Generalversammlung - wir wissen, daß 
das ein wichtiger Termin ist - teilzunehmen 
als auch hier im Parlament zu sein. (Beifall 
bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich verstehe schon, daß ein Routinier wie 
Friedrich Peter hier nach dem Motto heraus­
tritt: Reden wir von etwas anderem! (Zwi­
schenruf des Abgeordneten Ing. Hob 1.) Es 
geht nicht um die UNO, meine Damen und 
Herren. Es geht darum, daß es richtig ist, daß 
Sinowatz in New York ist, und daß es falsch 
ist, daß er nicht hier im Parlament ist, um die 
Budgetrede zu hören. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf außerdem einiges von dem, was 
Klubobmann Wille hier gesagt hat, zurecht­
rücken. Der Bundeskanzler hat sich am 
2. Oktober entschuldigt; das stimmt. Schon in 
der nächsten Präsidialsitzung des Parlaments 
hat Dr. Alois Mock als Klubobmann dieses 
Thema zur Sprache gebracht. Sie hatten eine 
Antwort zugesagt. Und erst dann, als diese 
Antwort lautete, die Teilnahme sei nicht mög­
lich, hat der Bundesparteiobmann der ÖVP 
den Bundeskanzler brieflich ersucht, doch 
hier teilzunehmen. Und erst, als dessen Ant­
wort hieß, es ginge auf keinen Fall, hat die 
ÖVP völlig zu Recht und völlig korrekt den 
Vorschlag gemacht, die Budgetrede des 
Finanzministers zu verschieben. 

Meine Damen und Herren! Versuchen Sie 
uns nicht einzureden, daß nicht mit gutem 
Willen, mit guter parlamentarischer Tradition 
dieser Vorschlag hätte erfüllt werden können. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist schon ein besonderes Ereignis, wenn 
ein Bundeskanzler - zum ersten Mal seit 
1945 -, der nicht durch Krankheit verhindert 
ist, an der Budgetrede nicht teilnimmt, sie 
sich nicht anhört. Das hat, wenn Sie so wol­
len, durchaus symbolische Bedeutung. 

Jetzt kann man Symbole mißachten, man 
kann sie aber auch richtig werten. Für mich 
als jüngeren Parlamentarier sind Symbole 
aber nicht ohne Bedeutung. Es ist ja auch ein 
Symbol, wenn der Bundespräsident dieser 
Budgetrede folgt. Dieses Symbol meint, daß 
das Staatsoberhaupt das Parlament ernst 
nimmt und daher anwesend ist. Und es soll 
plötzlich nicht möglich sein, daß der Bundes­
kanzler hier die Möglichkeit zur Anwesenheit 
erhält, weil Sie nicht bereit sind, eine Ver­
schiebung zu beantragen. Das verstehe ich 
einfach nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist einfach ein Symbol dafür, wie man 
mit dem Parlament umgeht. Wir haben nun 
einmal eine repräsentative Demokratie, und 
in einer solchen vertreten eben gewählte 
Volksvertreter das Volk. Wie die Regierung 
mit dieser Volksvertretung umgeht, ist auch 
ein Symbol dafür, wie diese Regierung mit 
dem Volk umzugehen bereit ist, meine Damen 
und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Da ist manches ins Rutschen gekommen. 
Es gibt zum Beispiel die Bestimmung, daß das 
Budget ein klares Budget sein soll, ein wahres 
Budget. Heute legen Sie uns einen Bundes­
voranschlag vor, der nicht einmal mehr zum 
Zeitpunkt der Einbringung stimmt, weil 
soundso viele Abänderungsanträge notwen­
dig sind. Wir werden also neben dem Budget­
vollzug auch noch die Abänderungen kontrol­
lieren müssen. (Abg. DDr. He seI e: Was hat 
das mit dem Antrag zu tun?) 

Es gibt außerdem die Bestimmung - oder 
kennen Sie sie nicht? - in der Verfassung, 
daß das Parlament das Recht hat, als erstes 
zu erfahren, was das Budget enthält. Bevor 
noch der Entwurf auf unseren Tischen lag 
und der Finanzminister seine Rede begann, 
sind bereits über die Reuter-Agentur ganz 
exakt die Budgetzahlen hinausgegangen. 
(Abg. Pr e c h t 1: Wie beim Rechnungshofbe­
richt!) Ein Symbol, wenn Sie so wollen, viel­
leicht nicht weiter tragisch zu nehmen, aber 
ich nehme es jedenfalls ernst. (Beifall bei der­
ÖVP.) 

Fritz König hat zu Recht darauf hingewie­
sen, daß es ja ohnedies in der Stimmung der 
Öffentlichkeit so etwas wie eine Abwertung 
des Parlaments gibt. Das, was wir hier erle-
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ben, meine Damen und Herren, ist eine 
Abwertung jenes Parlaments, für dessen Auf­
wertung namhafte Politiker in allen Fraktio­
nen gekämpft haben. Es haben zum Beispiel 
Danneberg, Schärf, Pittermann und Broda 
auf Ihrer Seite für dieses Parlament und 
seine Tradition gekämpft. 

Ich darf Ihnen hier ein Zitat in Erinnerung 
rufen, das der sozialistische Klubobmann Pit­
termann am 18.1.1970 geprägt hat: "Eine 
sozialistische Parlamentsmehrheit wird das 
Parlament wieder zu einer echten Vertretung 
des Volkes machen statt zu einer Beifallsma­
schine für eingebildete Regierungsstars." 
(Rufe bei der ÖVP: Oh! Hört! Hört!) 

Ein anderes Zitat, wieder Pittermann: "Die 
freie Entfaltung der parlamentarischen Oppo­
sition muß das Recht für die Abgeordneten 
enthalten, die vom Präsidenten festgesetzte 
Tagesordnung abzuändern oder den Ablauf 
von Sitzungen zu verändern." 

Genau das wollen wir heute! Wir ersuchen 
Sie, im Interesse einer guten parlamentari­
schen Tradition diesen Antrag nicht wegzuwi­
schen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich kann man sagen, Symbole seien 
nur Symbole und nicht weiter wichtig. Ich 
glaube trotzdem, man muß achtsam mit die­
sen Dingen umgehen, denn wenn das Parla­
ment einmal abgewertet ist, dann wird es 
nicht so schnell wieder die wahre Bedeutung 
bekommen. 

Man kann sagen, es sei gleichgültig, ob ein 
Minister, der das einst schriftlich zugesagt 
hat, auch wirklich sein Mandat zurücklegt. Er 
hat es nicht getan. Jeder weiß, wer gemeint 
ist. Er hat seither über ein Drittel der Abstim­
mungen hier im Haus versäumt. Ein Symbol, 
aber ein wichtiges Symbol! Man sollte es nicht 
ignorieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist nicht gleichgültig und wieder ein 
Symbol, daß ein Parteitermin - darum geht 
es letztlich, nämlich daß am Freitag ein Par­
teirat der SPÖ stattfindet - Vorrang vor 
einer parlamentarischen Aktion hat. (Abg. 
Sc h i e der: Das ist kein parlamentarischer 
Termin!) Wir haben alle von dieser Kollision 
gewußt, zumindest müßten es die Strategen 
der Regierungspartei gewußt haben. Und weil 
am Freitag ein sozialistischer Parteirat 
geplant ist, kann eben - sonst wäre es nicht 
anders möglich - die Verschiebung der Bud­
getrede nicht stattfinden. Das heißt - und 
das wird der Öffentlichkeit mit dieser Sym­
bolhandlung klargemacht -: Partei geht vor 

Parlament! Und das akzeptieren wir ganz ein­
fach nicht, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Sie werden uns niederstimmen, ich weiß 
das. Sinowatz wird in New York sein. Er wird 
am Freitag beim Partei rat sein. Vranitzky 
wird seine Budgetrede halten. Sie werden uns 
hier niederstimmen. Viele von Ihnen werden 
sicherlich am Freitag beim Parteirat sein. Ich 
hoffe eines: Haben Sie wenigstens ein 
schlechtes Gewissen, dabei! (Beifall bei der 
ÖVP.) 11.45 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Nunmehr gelangen wir zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Abgeordneten 
Dr. Mock, den Punkt 1 der Tagesordnung von 
dieser abzusetzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist nicht die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit. Der Antrag ist somit 
ab gele h n t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: 
Abgeordneter Dr. Veselsky (SPÖ) an den Bun­
desminister für Auswärtige Angelegenheiten. 

630/M 
Welche Schritte hat die Bundesregierung gesetzt, um 

die österreichische Position zwecks besserer Beachtung 
der Menschenrechte in Südafrika klarzumachen? 

Präsident: 13itte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Mag. Gratz: Sehr geehrter Herr Abge­
ordneter! Die systematische Verletzung der 
grundlegendsten Menschenrechte in Süd­
afrika widerspricht den Grundwerten der 
Staatengemeinschaft, wie sie in der Satzung 
der Vereinten Nationen niedergelegt sind, 
und ist von Österreich stets zurückgewiesen 
und unmißverständlich verurteilt worden. Die 
Verurteilung dieser Politik hat Österreich 
sowohl im multilateralen als auch im bilatera­
len Bereich laufend zum Ausdruck gebracht. 
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Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten Mag. Gratz 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf 
meine Erklärung vor der diesjährigen Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen ver­
weisen, in welcher ich am 26. September 1985 
das Apartheid-System verurteilt und erklärt 
habe, daß die Vereinten Nationen eine beson­
dere Verantwortung zur Beseitigung der 
Apartheid tragen. Ich appellierte an alle, zu 
einem friedlichen Übergang zu einem freien 
und demokratischen Südafrika beizutragen. 

Auch die Verschärfung der Situation in 
Südafrika in den letzten Monaten wird von 
der Bundesregierung mit wachsender Sorge 
verfolgt. Der österreichische Botschafter in 
Südafrika, der sich Anfang September zu 
Konsultationen in Wien aufhielt, hat nach sei­
ner Rückkehr nach Pretoria der südafrikani­
schen Regierung gegenüber die Besorgnis 
Österreichs über die jüngste Entwicklung 
zum Ausdruck gebracht und auf die Notwen­
digkeit von Reformen hingewiesen, die eine 
Abschaffung der Apartheid zum Ziel haben. 

Die Bundesregierung wird auch in Hin­
kunft im Einklang mit der internationalen 
Staatengemeinschaft alles in ihrer Macht Ste­
hende unternehmen, um zur Durchsetzung 
der Menschenrechte in Südafrika beizutra­
gen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Die Beschlüsse der 
österreichischen Bundesregierung, um die 
österreichische Haltung zu unterstreichen, 
sind zu begrüßen, ebenso ist Ihre Intervention 
vor der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen zu begrüßen. 

Ich glaube, daß wir auch daran interessiert 
sind, unsere humanitäre Politik in Einzelfäl­
len voranzutreiben. Ich darf an Sie die Frage 
richten, welche Aktivitäten in letzter Zeit in 
diese Richtung erfolgt sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die humanitäre Hilfe 
kann man in zwei große Bereiche einteilen. 
Der eine ist die Hilfe an die afrikanischen 
Staaten, die an die Republik Südafrika gren­
zen. Österreich erbringt dort Leistungen im 
Bereich der Hilfe an die Flüchtlinge aus Süd­
afrika, damit sie sich in diesen Nachbarstaa­
ten integrieren können, um etwa in der Land­
wirtschaft, im Schulwesen, in der medizini­
schen Versorgung etabliert zu werden und 

sich dort einrichten zu können. Das ist der 
eine Bereich. 

Wir tragen im Rahmen der verschiedenen 
Organisationen der Vereinten Nationen für 
das südliche Afrika - etwa Fonds der Verein­
ten Nationen für Namibia, Treuhandfonds für 
das südliche Afrika, Erziehungsprogramm für 
das südliche Afrika - derzeit 95 800 US-Dol­
lar jährlich bei. 

Die Projekte im südlichen Afrika aus Mit­
teln der Entwicklungshilfe betragen rund 
90 Millionen Schilling. 

Der zweite Bereich ist selbstverständlich 
die Intervention in Einzelfällen wie zum Bei­
spiel jene von seiten der Bundesregierung. Es 
haben fast alle Staatsoberhäupter oder Regie­
rungschefs gegen die Vollstreckung des 
Todesurteils in der vergangenen Woche - lei­
der vergeblich - interveniert. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Die Einkerkerung des 
Bürgerrechtskämpfers Nelson Mandela 
bewegt die Weltöffentlichkeit. Hat auch in die­
ser Frage Österreich etwas zur Erleichterung 
der Situation unternommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die österreichische Bun­
desregierung hat des öfteren die Freilassung 
des heute 67jährigen kranken Mandela gefor­
dert, der sich seit 23 Jahren in Haft befindet. 
Der Herr Bundespräsident hat am 17. Okto­
ber dieses Jahres ein Schreiben an Präsident 
Botha gerichtet, in dem er um eine Ausrei­
seerlaubnis für Herrn Mandela ersucht. Auf 
Initiative eines amerikanischen Kongreßab­
geordneten wurde nämlich für Nelson Man­
dela eine kostenlose Intensivbehandlung an 
der Howard University vorgesehen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ettmayer. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Sie haben zu diesem Thema 
in der Zeitung "Die Presse" vom 30. August 
1985 ein umfassendes Interview gegeben, das 
unter dem Titel "Gratz: Keine Maßnahmen 
gegen Südafrika" erschienen ist. Sie führen 
in diesem Interview unter anderem aus: "In 
anderen Staaten gibt es sehr viele Formalbe­
schlüsse gegen Südafrika" , aber inhaltlich 
brächten diese nichts. Sie sagen darüber hin-
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aus, der normale Handel solle nicht aufgege­
ben werden, und ein Verbot des. Krüger­
Rands sei faktisch mit internationalen 
Bestimmungen nicht vereinbar. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundesminister: 
Sind Sie von dieser Haltung abgegangen, oder 
sind die Schritte, von denen in der Anfrage 
die Rede ist, ohnehin nur formale Schritte wie 
in anderen Ländern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zuerst möchte ich zu dem 
von Ihnen genannten Pressinterview, von des­
sen Inhalt ich mich nicht distanziere, weil es 
die Wiedergabe meiner Meinung ist, nur eines 
feststellen: Die Überschrift ist nicht von mir. 
Und die Überschrift, die natürlich besonders 
griffig ist, gibt auch den Inhalt meines Inter­
views nicht wieder. Mit allem Respekt vor der 
Presse: Vielleicht geschah dies wegen der not­
wendigen Verkürzung. Denn keine Maßnah­
men gegen Südafrika habe ich auch in diesem 
Interview nicht vorgeschlagen. 

Ich möchte zu den Maßnahmen der Bundes­
regierung folgendes sagen: Es hat sich in der 
internationalen Staatengemeinschaft, auch 
im Kreis der Vereinten Nationen, gerade 
wegen der Vorgänge in Südafrika, die sich ja 
leider von Monat zu Monat und von Woche zu 
Woche in ihrer Brutalität und in ihrer 
Unmenschlichkeit steigern, die Meinung 
immer mehr verbreitet, daß nichts anderes 
übrigbleibt, als eine Regierung durch wirt­
schaftliche Sankionen, soweit sie eben Erfolg 
haben, zu zwingen, das zu tun, was man von 
dieser Regierung erwartet, nämlich Verhand­
lungen aufzunehmen, um zumindest das 
Bemühen zu zeigen, schrittweise die Apart­
heid mit ihren Auswirkungen nicht nur im 
politischen Bereich, sondern auch im Arbeits­
bereich, im Sozialbereich, im Wohnungsbe­
reich zu mildern und dann abzuschaffen. 

Ich gestehe Ihnen ohne weiteres zu, daß ich 
vielleicht noch vor einem halben Jahr der 
Meinung war, daß es möglich sein werde, 
ohne solche Zwangsmaßnahmen auszukom­
men. Es zeigt sich aber - ich stehe nicht an, 
das hier auch offen zu erklären -, daß die 
Regierung Südafrikas in Wirklichkeit die 
ganze internationale Staatengemeinschaft 
vor eine Alternative stellt, die viele nicht wün­
schen. Denn viele sind der Meinung, daß es 
nicht darum geht, formal einen Übergang zu 
dem Prinzip "One man, one vote", einen kom­
pletten Übergang der Macht an die schwarze 

Mehrheit, von heute auf morgen durchzufüh­
ren. Viele waren der Meinung: Notwendig ist, 
schrittweise vorzugehen, und notwendig ist 
die Bereitschaft der Regierung Südafrikas, 
mit den schwarzen Führern, die gewählt sind 
und die die schwarze Mehrheit vertreten, 
über diese Maßnahmen zu beraten. 

Eine Regierung, die all das von sich weist, 
stellt dann nicht mehr jedem, der sich damit 
beschäftigt, die Frage, wie er den Übergang 
vollziehen würde, sondern die stellt eben nur 
mehr die Frage, ob er entweder hundertpro­
zentig für die Maßnahmen der südafrikani­
schen Regierung ist - das kann man ehrli­
chen Herzens nicht mehr sein - oder ob er 
hundertprozentig für die Alternative ist. 

Vor diese Situation hat die südafrikanische 
Regierung viele Regierungen, von den Verei­
nigten Staaten über das Ministerkomitee der 
EG bis zu den skandinavischen Regierungen, 
gestellt. Die Antwort war eindeutig - ich 
bekenne mich auch dazu -: Es gibt jetzt eine 
echte Übereinstimmung in der Staatenge­
meinschaft, und zwar in der Staatengemein­
schaft Europas und auch Nordamerikas, über 
diese Wirtschaftssanktionen. In diesem Sinne 
bekenne ich mich vollinhaltlich im Lichte der 
Entwicklung zu diesem Sanktionsbeschluß 
der Bundesregierung. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Wieder stehen wir vor dem Rätsel -
das ist aber nicht meine Frage -: Geht es der 
ÖVP hier um eine Meinung oder um eine 
Gelegenheit, ein Regierungsmitglied zu zwik­
ken, dieses bei einem vermeintlichen Wider­
spruch zu erwischen? 

Es steht natürlich fest, daß wir alle gegen 
Apartheid eingestellt sind. Hier geht es - ich 
wiederhole Sie - praktisch um die Frage, wie 
die Abschaffung der Apartheid zu erreichen 
ist, ohne diesen Subkontinent in ein Meer von 
Blut, Elend und Chaos zu stürzen. Gerade in 
diesem Zusammenhang sind Boykottmaßnah­
men sehr problematisch, weil sie natürlich die 
Masse der Bevölkerung und deren Arbeits­
plätze zuerst treffen, und das sind die Schwar­
zen. 

Erfreulich ist die Hoffnung, die sich auftut, 
wenn man Südafrika kennt: Die Jugend, die 
jüngere Generation der Weißen in Südafrika 
ist absolut gegen Apartheid, und das ist ja die 
künftige Trägergeneration. Auch die überwäl-
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Präsident Mag. Minkowitsch 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage. 
Bitte. 

Abgeordneter Probst: Herr Bundesminister! 
Sie haben eine Fülle von Themenkreisen 
genannt, die für uns Österreicher von existen­
tieller Bedeutung sind, und zwar schon des­
halb, weil Österreich ein sehr stark exportori­
entiertes Land ist, was von einer guten und 
gesunden Wirtschaft zeugt. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Bundesmini­
ster: Welchem Themenkreis aus diesem 
Paket, das Sie genannt haben, messen die 
EFTA-Staaten die größere Bedeutung zu? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Herr Abgeord­
neter! Wenn ich mir den Themenbereich 
ansehe, so würde ich von seiten der EFTA­
Staaten aufgrund der dortigen Vereinbarun­
gen und Beschlüsse folgende Bereiche als vor­
dringlich ansehen: 

1. Vereinfachung der in ihrer gegenwärti­
gen Form wirklich handelshemmenden 
Ursprungsregeln, die von einer solchen Kom­
pliziertheit sind, daß sie kleinere Exporteure 
davon abhalten, unter Umständen die Vorteile 
einer de facto bestehenden Freihandelsrege­
lung in Anspruch zu nehmen, weil sie mit dem 
Formularkrieg nicht fertig werden. 

2. Abbau der technischen Handelshemm­
nisse, insbesondere Harmonisierung der euro­
päischen Normen. Ich brauche nicht darauf 
hinzuweisen, daß man unter Umständen mit 
Normenverschiedenheit Importe effektiver 
verhindern kann als mit irgendwelchen Zoll­
oder Kontingentierungsmaßnahmen. 

3. Vereinbarung von Grenzerleichterungen 
im Güterverkehr und wieder Vereinfachung 
der Zolldokumentation. 

4. Ausbau der Zusammenarbeit bei For­
schung und Entwicklung. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage. 

Abgeordneter Probst: Herr Bundesminister! 
Es ist selbstverständlich, aber man muß hin 
und wieder darauf hinweisen, daß derartige 
Beschlüsse, Übereinkommen natürlich die 
Konkurrenzsituation in einzelnen Ländern, in 
einzelnen Betrieben und Konzernen betref­
fen. Das heißt, es geht schlicht und einfach 
ums Geld, und es geht auf der anderen Seite 

um diesen oder jenen Verzicht, damit dieser 
oder jener Vorteil oder diese oder jene 
Gerechtigkeit hergestellt wird, die Freizügig­
keit des Handels insgesamt und damit auch 
die wirtschaftliche Kraft Europas erhalten 
bleibt. Das Gegenteil haben wir vor dem Zwei­
ten Weltkrieg erlebt, als man abblockte, 
abschottete, zumachte und so in eine Kata­
strophe schlitterte. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie, 
Herr Minister, fragen: Welchen Eindruck 
haben Sie von der Haltung der neugeschaffe­
nen EG-Kommission im Zusammenhang mit 
den nun zu beschließenden Konsequenzen 
aus den Luxemburger Beschlüssen? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Mit den neuen 
Mitgliedern der Kommission haben eigentlich 
ziemlich unmittelbar hintereinander Kontakt 
aufgenommen: der Herr Bundeskanzler, der 
Herr Vizekanzler und auch ich. Ich habe per­
sönlich in Brüssel mit dem Präsidenten und 
mit dem Kommissionsmitglied für Außenbe­
ziehungen Gespräche geführt. Ich habe dabei 
den Eindruck gewonnen, daß beide - natür­
lich bei aller Notwendigkeit, die lnteressen 
der Europäischen Gemeinschaft zu vertreten 
- innerhalb dessen, was sie für die EG 
unmittelbar tun müssen, motiviert sind von 
der Idee, einen großen europäischen Freihan­
delsraum zu schaffen. 

Ich weiß, wieviel Schwierigkeiten es hier 
gibt - das wissen auch diese Kommissions­
mitglieder -, aber ich glaube, daß der gute 
Wille vorhanden ist. 

Ich habe auch aus diesem Grund fast alle 
Besuchsreisen meines ersten Amtsjahres zu 
den Außenministern Westeuropas, besonders 
der EG, gemacht, weil es ja wichtig ist, nicht 
nur den guten Willen der Kommission, son­
dern auch das Verständnis des EG-Minister­
rates zu erreichen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Dr. Hesele. Bitte. 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Die wirtschaftlichen Bemü­
hungen Österreichs gehen dahin, auf mög­
lichst vielen Gebieten mit den Gemeinschaf­
ten zusammenzuarbeiten, ohne daß wir Mit­
glied der Europäischen Gemeinschaften sind 
oder werden. Ein besonderes Anliegen in die­
ser Zusammenarbeit muß es sein, daß wir den 
technologischen Anschluß an die Dynamik 
der Gemeinschaften nicht verlieren. 
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Meine Frage in diesem Zusammenhang: 
Wie stehen die Aussichten Österreichs, an 
Programmen der EG auf den Gebieten Wis­
senschaft und Forschung teilzunehmen? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Herr Abgeord­
neter! Es ist völlig richtig, daß derzeit nicht so 
spektakulär im Vordergrund wie einzelne 
Handelshemmnisse die Frage der Teilnahme 
an der wissenschaftlichen Forschung und an 
der Firmenforschung Westeuropas für Öster­
reich wahrscheinlich das wichtigste über­
haupt ist, denn das entscheidet, in welcher 
Situation sich Österreich in 10 oder 20 Jahren 
wirtschaftlich befinden wird. 

Österreich hat sich daher sehr intensiv und 
ununterbrochen bemüht, an EG-Forschungs­
programmen teilzunehmen. Im konkreten: 
Außer positiven Absichtserklärungen des Prä­
sidenten Delors aus der letzten Zeit könnte 
ich anführen, daß ein Rahmenabkommen 
über wissenschaftliche und technische Koope­
ration zwischen Österreich und der Europäi­
schen Gemeinschaft vorbereitet und in weni­
gen Monaten unterschriftsreif sein wird. 

Österreich hat weiters als erster Nichtmit­
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
den Wunsch nach Abschluß eines speziellen 
Abkommens zur Teilnahme Österreichs am 
Plan der EG zur Stimulierung von Zusam­
menarbeit und Austausch in Wissenschaft 
und Technik geäußert, das ist der sogenannte 
Stimulierungsplan. Hier wird die Kommission 
Österreich in Kürze einen ersten Vertragsent­
wurf übermitteln. 

Daß wir außerdem nach wie vor daran 
interessiert sind - auch wenn es in einem 
Bereich einen Rückschlag gegeben hat -, 
etwa am Programm ESPRIT, am Programm 
Telekommunikation und am Biotechnologie­
programm teilzunehmen, möchte ich nur 
erwähnen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Eigruber. 
Bitte. 

Abgeordneter Eigruber (FPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Der Protektionis­
mus nimmt leider wieder überhand, vor allem 
bei der EG. Wir wissen von den Schwierigkei­
ten, die Österreich bei der Landwirtschaft 
erwachsen, etwa seitens Italiens, wir wissen 
von den Schwierigkeiten in der EFTA, die 
etwa Island und Norwegen bei ihrem Fischab-

satz an die EG haben. Die öffentliche Hand ist 
in diesen Ländern auch ein sehr wichtiger 
Auftraggeber. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Welche 
Bedeutung räumen Sie einer Liberalisierung 
des öffentlichen Auftragswesens in der EFTA 
und in der EG ein? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag.Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich kann hier nicht als 
Fachminister oder als Vertreter einer wirt­
schaftlichen Interessenvertretung sprechen. 
Ich kann nur sagen: Das gehört sicherlich zu 
den schwierigsten Problemen, die es über­
haupt gibt. 

Ich darf nur in Erinnerung rufen, daß wir ~ 
ich denke da an meine frühere Funktion - im 
Bereich der Landeshauptleute-Konferenz 
sechs Jahre lang gearbeitet haben, um lokale 
Präferenzen zwischen den österreichischen 
Bundesländern zu beseitigen, und das in 
einem Wirtschaftsgebiet wie Österreich, das 
nach den Bestimmungen der Verfassung gar 
nicht unterteilt sein dürfte. Daraus kann man 
ermessen, wie schwierig es ist, in solchen 
Bereichen voranzukommen. 

Ich glaube, daß jene Minister anderer Staa­
ten, die bei internationalen Konferenzen in 
meiner Anwesenheit darauf hingewiesen 
haben, daß Forschungskooperation und 
besonders Firmenkooperation nur sinnvoll 
sein kann, wenn das Ergebnis dieser Firmen­
kooperation dann nicht aufgrund von nationa­
len Präferenzen von einem Markt völlig aus­
geschlossen ist, was das öffentliche Auftrags­
wesen betrifft, ich glaube also, daß diese Mini­
ster recht haben. Ich meine nur nicht, daß es 
sehr rasch möglich sein wird, hier Fort­
schritte zu erzielen, sondern daß man sich da 
sehr bemühen muß. 

Ich verweise nur auf die vielen Diskussio­
nen über nationale Präferenzen in Österreich, 
um aufzuzeigen, wie schwierig das auch in 
anderen Ländern ist. Ich bin persönlich 
zutiefst davon überzeugt, daß sich das durch­
setzen muß, wenn wir es ernst meinen mit 
dem gemeinsamen Markt. Ich glaube nur, wie 
gesagt, daß es ein sehr schwieriger und lang­
wieriger Prozeß sein wird. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. Khol­
.Bitte. 

643 
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Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Mini­
ster! Es ist durchaus anzuerkennen, daß die 
Bundesregierung, vor allem in Ihrer Person, 
jetzt der Empfehlung nachgekommen ist: Ein 
Kuß weniger für Arafat und eine Reise mehr 
nach Brüssel wäre für Österreich besser. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
den Punkt 5 der gemeinsamen Erklärung 
EG-EFTA verweisen, in dem die Zusammen­
arbeit vor allem auch auf dem Agrargebiet 
angesprochen wird. 

Es ist Ihnen bekannt, daß ab dem 
20. November für unsere Rinderexporte vor 
allem aus den westlichen Bundesländern 
große Schwierigkeiten eintreten, weil die 
Europäische Gemeinschaft ihre diesbezügli­
chen Richtlinien geändert hat. Dadurch gibt 
es einen großen Überhang an Nutzrindern. 

Meine Frage: Haben Sie, Herr Minister, 
Punkt 5 dieser gemeinsamen Erklärung 
erfolgreich genützt, um die Rinderexporte vor 
allem aus dem Bereich der Hörndlbauern 
Westösterreichs sicherzustellen? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wir haben nicht nur 
unter Berufung auf Punkt 5 dieser Erklärung, 
sondern insbesondere unter Berufung auf die 
Sonderstellung Österreichs - und zwar inso­
fern, als es ja geographisch in Wirklichkeit 
fast umschlossen ist von den Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft mit einer viel 
intensiveren Handelsbeziehung - versucht, 
Verständnis und auch Fortschritte zu erzie­
len. 

Ich darf Ihnen persönlich sagen: Ich hätte 
vor einem Jahr nie gelaubt, wenn Sie mich im 
Detail fragen, was man als Außenminister 
alles über Rinderzucht, Abstammungsmerk­
male, Qualitätsmerkmale und so weiter ler­
nen muß. (Abg. Dr. K ho 1: Das gilt auch für 
die Abgeordneten!) Das trifft die Abgeordne­
ten genauso. 

Ich glaube - ich kann jetzt nicht sosehr ins 
Detail gehen -, daß es bei einiger guter Ver­
handlungsführung jetzt besonders mit unse­
rem südlichen Nachbarn Italien möglich sein 
wird, Fortschritte zu erzielen. In den übrigen 
Bereichen wage ich keine Prognosen, weil, 
wie Sie auch allen Meldungen entnehmen 
können, der Agrarbereich derzeit innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft selbst jenen 

Bereich darstellt, der finanziell und grund­
sätzlich die größten Schwierigkeiten bereitet. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zur Anfrage 9: Herr Abgeordneter Dr. Ett­
mayer (ÖVP) an den Herrn Bundesminister. 

614/M 
Was wird der neue Generalsekretär der Welt-Touris­

mus-Organisation den österreichischen Steuerzahler 
kosten? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Darf ich bit­
ten. 

Bundesminister Mag.Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich nehme an, daß Sie 
von mir nicht die formal gen aue Beantwor­
tung Ihrer Anfrage erwarten, denn wieviel 
das den österreichischen Steuerzahler kosten 
würde, könnte ich beim besten Willen nicht 
beantworten. Ich interpretiere Ihre Frage so, 
daß Sie meinen, ob der Generalsekretär der 
Welt-Tourismus-Organisation, der ab 1. Jän­
ner nächsten Jahres der ehemalige Botschaf­
ter Dr. Pahr sein wird, das Budget in irgendei­
ner Form belasten wird. 

Hiezu möchte ich sagen, daß Botschafter 
Dr. Willibald Pahr mit Schreiben vom 7. Okto­
ber 1985 mit der ersten Dezemberhälfte die­
ses Jahres von seiner derzeitigen Verwen­
dung als österreichischer Botschafter in Bonn 
enthoben und in die Zentrale nach Wien ein­
berufen wurde. 

Botschafter Dr. Pahr gehört dem Personal­
stand des Bundeskanzleramtes an, ist dem 
Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten dienstzugeteilt. Diese Dienstzutei­
lung wird mit Ablauf des Jahres 1985, das 
heißt per 31. Dezember, beendet. Ab diesem 
Zeitpunkt erbringt das Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten keinerlei 
Gehaltszahlungen oder Leistungen an Bot­
schafter Dr. Pahr. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage. 
Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister! Weil Sie nach dem Grund dieser 
Frage gefragt haben, darf ich vielleicht kurz 
sagen: Es geht nicht nur darum, welche 
Kosten in Zukunft entstehen werden, sondern 
auch darum, welche Kosten bereits in der 
Vergangenheit entstanden sind, vor allem 
deshalb, weil - das möchte ich ganz klar 
sagen - die ÖsterreiGhische Volkspartei 
immer dafür war, daß Persönlichkeiten aus 
allen Lagern, egal, ob das Waldheim, Karasek 
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oder Jankowitsch war, für internationale 
Positionen kandidieren. Aber hier handelt es 
sich doch um einen Sonderfall, weil erst 
unlängst sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch der Rechnungshof aus den bekannten 
Gründen gegen den früheren Bundesminister 
Pahr tätig geworden sind. 

Jetzt erhebt sich die Frage, ob die Österrei­
cher, ob die österreichischen Steuerzahler, 
das Außenministerium dafür Geld ausgeben 
sollen. Konkret: Diese Broschüre, Herr Bun­
desminister, wurde laut Impressum angefer­
tigt für das Außenministerium, sie hat 
250 000 S gekostet. Glauben Sie, daß diese 
Ausgaben gerechtfertigt sind? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich möchte den ersten 
Teil Ihrer Frage beantworten mit dem Hin­
weis, daß Herr Abgeordneter Khol genau 
danach in Frage Nr. 10 hinsichtlich Rech­
nungshofbericht und Staatsanwaltschaft 
gefragt hat. 

Ich möchte Ihnen mitteilen - ich glaube, 
das ist auch bekannt -, daß die Staatsanwalt­
schaft Wien über ein persönliches Schreiben 
des Botschafters Dr. Pahr selbst eingeschaltet 
wurde, der, als die ersten Vorwürfe aufge­
taucht sind, von sich aus gewollt hat, daß das 
auf jeden Fall von der zuständigen Stelle -
das ist die Staatsanwaltschaft - geklärt wird. 

Ich weiß nicht, was dabei herauskommen 
wird, ich weiß nur: Eine formelle Voruntersu­
chung oder Vorerhebung ist nicht beschlossen 
worden. (Abg. Dr. K hol: Otto F. Müller ist 
erfolgreich am Werk!) Herr Abgeordneter! Ich 
glaube, daß Sie diese Frage mit dem Herrn 
Justizminister besprechen sollten, daß Sie 
aber sehen werden - ich kann allerdings 
nicht Mitteilungen aus einem anderen Res­
sort weitergeben -, daß diesbezüglich weder 
vom Ministerium noch von vorgesetzten Stel­
len eine Weisung gekommen ist. 

Was den Rechnungshofbericht betrifft, 
möchte ich Ihnen mitteilen: Der Rohbericht 
des Rechnungshofes, zu dem nunmehr von 
den geprüften Organen Stellung zu nehmen 
ist, war aufgrund der Stellungnahme von Dr. 
Pahr kein Anlaß für mich, die Kandidatur ent­
weder zurückzuziehen oder nicht zu unter­
stützen. 

Was diese Broschüre anlangt, ist mir nicht 
bekannt, daß sie aus Budgetmitteln des Mini-

steriums für Auswärtige Angelegenheiten 
hergestellt wurde. Aber ich bin gerne bereit, 
das aufzugreifen. Es ist das eine Frage, die 
ich im Moment nicht beantworten kann. 

Präsident Mag.Minkowitsch: Eine weitere 
Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister! Es ist richtig, was Sie sagen: Es ist 
nicht bekannt, aus welchen Mitteln diese 
250 000 S jetzt tatsächlich bezahlt werden sol­
len. Es ist eben eine Streitfrage, weil offen­
sichtlich niemand mehr Geld ausgeben will 
für eine Broschüre, in der so "inhaltsträch­
tige" Sätze enthalten sind wie: "Die einzelnen 
Stationen seines Lebensweges jedoch lagen 
noch im Dunkeln der Zukunft verborgen, als 
Willibald Pahr geboren wurde "(Heiter­
keit bei der ÖVP.) 

Ich glaube, für diese Broschüre 250000 S 
bezahlen zu müssen, ist wirklich eine, fast 
möchte ich sagen, Überspannung der Lei­
stungswilligkeit unserer Steuerzahler. 

Herr Bundesminister! Es ist bekanntgewor­
den, daß Herr Dr. Pahr an das Außenministe­
rium herangetreten ist mit der Bitte um Zur­
verfügungstellung von 150000 S für den 
Ankauf von Porzellan und Kristall, um einen 
weiteren Gehaltsvorschuß und dafür, daß ihm 
ein Spanisch-Kurs bezahlt wird. 

Herr Minister! Sind Sie bereit, für diese 
Kosten aufzukommen? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Herr Abgeord­
neter! Ich müßte an sich die Beantwortung 
der Frage nach Gehaltsvorschuß und Spa­
nisch-Kurs deswegen verweigern, weil es sich 
um typisch personenbezogene Daten handelt, 
die ich nicht weiterzugeben habe. Aber im 
Interesse der Sache und besonders, weil die 
Verweigerung so aussehen würde, als ob er 
diese Leistungen tatsächlich bekäme, gebe 
ich die Antwort, daß Botschafter Dr. Pahr um 
keinen Gehaltsvorschuß angesucht hat, daher 
auch keiner bewilligt werden kann und daß 
auch die Frage des Spanisch-Kurses von mei­
nem Amt deswegen nicht geprüft wird (Abg. 
Dr. E t tm a ye r: Ich sage Ihnen gleich, von 
wem ich die Information habe!), weil er das 
alles nicht von uns verlangt hat. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Nächste 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. Khol. 
Bitte. 
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Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Sie haben die Frage nach dem 
Kristall und der Einrichtung nicht beantwor­
tet. Meine Frage jetzt .. , (Bundesminister 
Mag. G rat z: Ich wollte, aber ... !) Ach so, 
die Kunstpausen werden benützt, um Sie zu 
unterbrechen, Herr Minister. (Heiterkeit.) 
Was macht der Herr Präsident? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich würde bit­
ten, die Pausen, die für den Präsidenten so 
verführerisch lang gestaltet werden, daß er 
das Wort weitergibt, etwas zu kürzen. Herr 
Bundesminister, ich nehme jetzt die -Worter­
teilung an den Herrn Abgeordneten Khol 
zurück. 

Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Ich danke, 
Herr Präsident. Ich werde mich bemühen. 
Aber es hat schon längere Kunstpausen in 
diesem Haus auf der Regierungsbank gege­
ben. (Heiterkeit.) 

Aber jetzt wieder ernsthaft. Es geht um fol­
gendes - ich komme bei der nächsten münd­
lichen Anfrage noch darauf: Hier hat Öster­
reich eine Position erreichen können, um die 
sich viele Staaten beworben haben, eine Posi­
tion, die für Österreich als ein sehr fremden­
verkehrsintensives Land - sagen wir es als 
Understatement - sicher nicht uninteressant 
ist. Österreich konnte diese Position erhalten 
nicht nur wegen der Reputation Österreichs, 
sondern weil wir einen Mann kandidiert 
haben, der, wie die Abstimmung dann gezeigt 
hat, in der ganzen Welt Respekt und Ansehen 
genießt. 

Wenn von seiten dieser Organisation für 
diese Funktion so wie in anderen Fällen keine 
Dienstwohnung und nichts zur Verfügung 
gestellt wird, dann gebe ich gerne zu, ohne die 
Frage jetzt schon dezidiert beantworten zu 
können, daß ich im Amt prüfen lasse, ob aus 
dem Fundus, aus dem auch die österreichi­
schen Botschaften beteilt werden, vom Amt 
für den Generalsekretär, solange Herr Dr. 
Pahr Österreicher ist, leihweise Gegenstände 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Dazu bekenne ich mich durchaus. Wir 
haben das in der Vergangenheit bei anderen 
internationalen Funktionen, wo es im Inter­
esse Österreichs war, auch getan. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Jetzt die 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. Khol. 
Bitte. 

Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Mini­
ster! Meines Wissens - ich war selber sechs 
Jahre lang internationaler Beamter - sind 
die Generalsekretäre internationaler Organi­
sationen sehr gut bezahlt. Ich schätze - ich 
weiß es nicht genau -, daß der Generalsekre­
tär der WTO ein Bruttoeinkommen von zirka 
150000 S monatlich haben wird - steuerfrei. 

Sind Sie der Ansicht, daß sich bei einem sol­
chen Monatseinkommen ein Generalsekretär 
die Dinge, die mein Freund Wendelin Ett­
mayer angesprochen hat, nicht selber bezah­
len kann? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Gerade weil mir die Höhe 
nicht bekannt ist, prüfe ich noch. Ich werde 
dann automatisch dafür zur Verfügung ste­
hen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
nun zur 10. Anfrage: Herr Abgeordneter Dr. 
Khol (ÖVP) an den Herrn Bundesminister. 

615/M 
Wieso haben Sie trotz schwerer Rechnungshofkritik 

die Kandidatur von Willibald Pahr als Generalsekretär 
der Welt-Tourismus-Organisation unterstützt? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Bitte, Herr 
Minister. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Anmeldung der Kan­
didatur von Botschafter Dr. Willibald Pahr für 
die Funktion des Generalsekretärs der Welt­
Tourismus-Organisation erfolgte am 5. März 
1985. Daraufhin wurde Dr. Pahr vom 
25. Exekutivrat der WTO, der vom 7. bis 
10. Mai in Washington tagte, für diese Funk­
tion nominiert. 

Der Rohbericht des Rechnungshofes, zu 
dem nunmehr von den geprüften Organen 
Stellung zu nehmen ist, war aufgrund der 
Stellungnahme von Bundesminister a. D. Dr. 
Pahr kein Anlaß für mich, die Kandidatur 
zurückzuziehen. 

Die Wahl Botschafter Dr. Pahrs zum Gene­
ralsekretär erfolgte bei der Generalversamm­
lung der WTO, die vom 23. bis 26. September 
tagte, einstimmig und auch ohne Stimment­
haltungen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage. 
Bitte. 
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Abgeordneter Dr. Khol: Herr Minister! Die 
Wahl in der Generalversammlung, die Sie 
ansprechen, war nur eine reine Formalität. 
Die wichtige Entscheidung ist im Exkekutiv­
rat gefallen, und Sie wissen, dort war sie sehr 
knapp. Dort ist das mit Stimmenmehrheit ent­
schieden worden, aber sehr knapp. 

Meine Frage ist, ob Ihnen aus den Personal­
akten beziehungsweise aus den Vorgängen in 
Ihrem eigenen Haus bereits vor Anmeldung 
der Kandidatur bekannt war, daß es angeb­
lich beim Villenbau von Herrn Minister Pahr 
Unterschleife gegeben haben solL 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Ich habe nicht 
diese Hinweise gehabt, sondern von diesen 
Verdächtigungen gewußt. ich habe aber auch 
gewußt, und das war für mich das ausschlag­
gebende, daß Minister a. D. Dr. Pahr, als er 
davon efahren hat, sofort von sich aus an die 
Staatsanwaltschaft herangetreten ist erstens 
mit dem Ersuchen, das durch eine offizielle 
Untersuchung zu klären, und zweitens mit 
der Mitteilung, daß er selbstverständlich in 
allen Bereichen - er hat geschrieben, er 
brauche das nicht besonders zu betonen - zu 
allen Auskünften und zur Vorlage sämtlicher 
Unterlagen bereit ist. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. KhoL 
Bitte. 

Abgeordneter Dr. Khol: Meine Informatio­
nen über die Vorgänge im Bundesministe­
rium für Auswärtige Angelegenheiten sind 
sicherlich schlechter als die Ihren, Herr Mini­
ster. Mir ist aber bekannt, daß es bereits im 
Hause selber vom Generalinspektor und von 
der Disziplinarkommission her erhärtete Ver­
dächtigungen gegeben hat, die dann später zu 
Disziplinarmaßnahmen geführt haben, zu 
einem Zeitpunkt, als die Kandidatur noch 
nicht angemeldet beziehungsweise formell 
war. 

Der Rechnungshofbericht, auf den Sie 
anspielen, ist vor der Kandidatur und vor der 
Wahl in der UNO-Vollversammlung gekom­
men. 

Sie haben in Ihrer Fragebeantwortung dar­
auf hingewiesen, daß Pahr sich selbst ange­
zeigt hat. Ich möchte darauf hinweisen, daß 
Herr Botschafter Pahr einer der bekannte­
sten und gewiegtesten Rechtsexperten im 
Verfassungsdienst war und sehr genau 

gewußt hat, warum er das in dem Moment tut, 
wo ein Disziplinarverfahren eröffnet ist: weil 
er damit dem zuvorkommt, was der Rech­
nungshof sonst getan hätte, der nämlich, wie 
er in seinem Bericht sagt, selbst die Anzeige 
erstattet hätte. 

Glauben Sie nicht, Herr Minister, es wäre 
besser gewesen, wenn man im Hinblick auf 
diese angekündigte Anzeige bei der Staatsan­
waltschaft durch den Rechnungshof den 
Herrn Minister a. D. und Botschafter Pahr 
von seiner Kandidatur abgehalten hätte? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Herr Abgeord­
neter! Ich kann nicht in die Details eingehen, 
ich möchte nur folgendes sagen: Der Rech­
nungshofbericht - das weiß jeder, der 
irgendwo in einer Verwaltungsdienststelle 
Ressortleiter war - ist der erste Rohbericht, 
der übermittelt wurde, auf Grund dessen kön­
nen dann die Stellungnahmen der Betroffe­
nen erfolgen. Ich habe selbst die Stellung­
nahme des Bundesministers a. D. Dr. Pahr 
gesehen. 

Ich will jetzt nicht weiteren Prüfungsver­
fahren vorgreifen oder dem Rechnungshof die 
Möglichkeit nehmen, selbst seinen Bericht 
auf die Stellungnahme einzustellen. Ich weiß 
nur, daß eines bereits überprüfbar ist: daß 
einige der Vorwürfe datumsmäßig nicht stim­
men können, weil sie nicht mit der Amtszeit 
von Minister a. D. Dr. Pahr beziehungsweise 
nicht mit Entscheidungen von ihm überein­
stimmen. 

Ich möchte nicht ins Detail gehen, sondern 
nur feststellen: Bezüglich dieser Dinge nehme 
ich an, daß der Rechnungshof, der ja solche 
Vorwürfe nicht boshaft erhebt, sicher von sich 
aus auch bereit sein wird, sie dann richtigzu­
stellen. 

Aber ich muß in diesem Punkt sagen, Herr 
Abgeordneter. daß ich Ihrer Meinung nicht 
folgen kann, sondern daß ich der Meinung 
bin, daß diese Kandidatur im Interesse Öster­
reichs richtig und trotz der Kritik des Rech­
nungshofes gerechtfertigt war. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. Ett­
mayer. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Ich glaube sagen zu können, 
daß es ein Faktum ist, daß von Bundesmini-
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ster Dr. Pahr als Bundesminister Firmen bei 
seinem Villenumbau eingeschaltet wurden, 
die offiziell Aufträge vom Außenministerium 
hatten. In diesem Zusammenhang hat der 
Rechnungshof kritisiert, daß einerseits Lei­
stungen verrechnet wurden, die nicht 
erbracht worden sind, und andererseits im 
privaten Bereich erbrachte Leistungen nicht 
bezahlt wurden. 

Herr Bundesminister! Ich glaube schon, daß 
diese Fakten ein bezeichnendes Licht auf die 
Persönlichkeitsstruktur von Dr. Pahr werfen, 
und ich frage Sie daher: Glauben Sie wirklich, 
daß dieser Mann in der neuen Funktion der 
Reputation Österreichs dienlich sein kann? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Frage war zweige­
teilt, ich muß daher wieder zwei Antworten 
hintereinander geben. 

Zum ersten: Das, was Sie als "Fakten" 
bezeichnen, ist eine Rechnungshofkritik, zu 
der meiner Ansicht nach der Minister a. D. 
Pahr sehr eindeutig Stellung genommen hat, 
und ich bin überzeugt, daß die wirklichen Tat­
sachen dann festgestellt werden. (Abg. Dr. 
. K hol: Aber es ist ein Faktum, daß der Rech­
nungshof gesagt hat, er wird die Anzeige 
machen!) 

Herr Abgeordneter! Gerichtsverhandlungen 
im Parlament sind das letztemal im Konvent 
der Französischen Revolution abgeführt wor­
den. Ich kann das hier wirklich nicht machen. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. 
B 1 e n k: Es weiß niemand, was herauskommt! 
Das ist das Problem!) 

Daß gerade diese Wahl in der Generalver­
sammlung der Welt-Tourismus-Organisation 
einstimmig erfolgte - ich habe gesagt, ohne 
Stimmenthaltungen, weil man ja in solchen 
Fällen durch Stimmenthaltung auch eine Art 
Nichteinverständnis feststellen kann -, ist 
sicherlich auf die Reputation Österreichs 
zurückzuführen, aber auch, wie ich wieder bei 
Gesprächen in New York mit vielen Außenmi­
nistern bemerkt habe, auf die persönliche 
Reputation von Außenminister a. D. Pahr. 
(Abg. Dr. K h 01: 8 Gegenstimmen bei 20 Mit­
gliedern!) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir kommen 
zur Anfrage 11: Frau Abgeordnete Ingrid 
Tichy-Schreder (ÖVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

616/M 
Wie viele internationale Großkonferenzen sind 

bereits für das Konferenzzentrum fixiert? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, darf ich bitten. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich kann diese Frage nur 
hinsichtlich der Konferenzen zwischenstaatli­
cher Organisationen beantworten. Konferen­
zen nichtstaatlicher Vereinigungen werden 
von diesen direkt mit dem Konferenzzentrum 
vereinbart und betreffen daher nicht den 
Bereich der Vollziehung des Bundesministe­
riums für Auswärtige Angelegenheiten. 

An Konferenzen, für deren Anmeldung das 
Außenministerium zuständig ist, sind vorge­
sehen beziehungsweise geplant: die Konfe­
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, das ist die Helsinki-Nachfolgekonfe­
renz, ab Mai 1987, für unbestimmte Zeit. Da 
diese Konferenz aber nicht ununterbrochen 
tagt, können im gleichen Jahr vom 21. bis 
29. September 1987 und vom 29. September 
bis 2. Oktober 1987 zwei Großkonferenzen der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 
stattfinden. Im Jahr 1987 soll ohne zeitmäßige 
Fixierung auch eine Weltkonferenz der Ver­
einten Nationen über Suchtgiftbekämpfung 
tagen . 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage: 
Frau Abgeordnete, darf ich bitten. 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder: Herr 
Bundesminister! Sie haben jetzt gesagt, Sie 
sind nur für die internationalen Organisatio­
nen zuständig. Meine Frage, Herr Bundesmi­
nister, da dieses Konferenzzentrum bei der 
UNO-City ja den Steuerzahler enorm viel 
Geld kostet: Was tun Sie, was können Sie als 
Bundesminister dazu beitragen, daß weitere 
Konferenzen nach Österreich kommen, näm­
lich nicht nur im Jahr 1987, sondern auch in 
den folgenden Jahren? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich habe eine so ausführli­
che Information über weitere angemeldete 
Konferenzen während der nächsten Jahre -
die ich nur nicht weitergeben kann, weil sie 
mir von einem Aufsichtsratsmitglied der 
IAKW im Wege des Amtes gegeben wurden 
und der Aufsichtsrat nicht über das Außenmi­
nisterium die Antworten geben kann -, daß 
ich sehr zuversichtlich bin, daß dieses Konfe­
renzzentrum ausgenützt werden wird. 
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Es war und ist selbstverständlich, daß wir 
seitens der Botschaften gemeinsam mit den 
Handelsvertetungen, gemeinsam mit den Ver­
tretungen des Fremdenverkehrs, gemeinsam 
auch mit den Vertretungen der Austrian Airli­
nes dafür sorgen, daß dieses Konferenzzen­
trum bekannt wird und daß auch genügend 
Organisationen, und zwar nichtstaatliche 
Organisationen, dieses Konferenzzentrum für 
ihre Zwecke benützen. Es war ja nie nur für 
Staatenkonferenzen gedacht, sondern für all 
jene Tagungen, die erfreulicherweise in 
zunehmendem Maße in Österreich stattfin­
den, von Ärztekongressen bis zu Kongressen 
anderer Berufsvereinigungen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Frau Abgeordnete, bitte. 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder: Herr 
Bundesminister! Wie ich schon gesagt habe: 
Das Konferenzzentrum bedarf einer großen 
Auslastung, damit es halbwegs rentabel wird 
und das Defizit nicht besonders steigt. 

Jetzt meine Frage, Herr Bundesminister: 
Handelt es sich dabei um Großkonferenzen 
mit mindestens 5 000 Teilnehmern? Denn 
dafür wurde ja dieses Konferenzzentrum 
gehaut. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Das Konfe­
renzzentrum wurde so gebaut, daß entweder 
eine Großkonferenz oder auch mehrere 
andere Tagungen gleichzeitig in kleinerem 
Rahmen stattfinden können. Es wurde auch 
gebaut, um für Konferenzen die nötigen 
Nebenräume zur Verfügung stellen zu kön­
nen, die bei solchen Konferenzen notwendig 
sind. 

Selbstverständlich wurde dieses Konferenz­
zentrum ja gebaut - ich bekenne mich auch 
jetzt noch dazu, daß ich immer der Meinung 
war, daß Wien auch für die Belebung seines 
Städtetourismus ein solches Zentrum benö­
tigt -, um ausgelastet zu sein. Es werden sich 
daher alle Stellen bemühen, daß das auch tat­
sächlich der Fall ist. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Kabas. Bitte. 

Abgeordneter Mag. Kabas (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Ich möchte 
von Ihnen gerne nochmals eine Klarstellung 
haben. Es sind bekanntlich in die Konferenz­
zentrumsgesellschaft auch arabische Staaten 

mit einbezogen werden. Ich möchte Sie fra­
gen, ob Österreich selbst entscheiden kann, 
welche Konferenzen im österreichischen Kon­
ferenzzentrum abgehalten werden. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Betriebsführung 
wurde einer rein österreichischen Gesell­
schaft übertragen. Der Aufsichtsrat ist paritä­
tisch zusammengesetzt, doch stellt Österreich 
den Aufsichtsratspräsidenten mit Dirimie­
rungsrecht. Die Bundesregierung hat das 
Recht, der Betriebsgesellschaft Richtlinien 
für die Betriebsführung zu geben. 

Damit ist eindeutig klargestellt, daß aus­
schließlich Österreich darüber zu entscheiden 
hat, welche Konferenzen in diesem Konfe­
renzzentrum stattfinden. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Nächste 
Zusatzfrage: Herr· Abgeordneter Hochmair. 
Bitte. 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Als das schöne und große Konfe­
renzzentrum in Gmunden eröffnet wurde, 
haben die Eröffnungsredner darauf hingewie­
sen, daß die Konferenzen nicht nur für die 
Stadt wichtig sind, sondern auch für die sich 
daraus entwickelnde Wirtschaft. Mit welchen 
wirtschaftlichen Auswirkungen für die Stadt 
Wien und für Österreich rechnen Sie auf­
grund des österreichischen Konferenzzen­
trums? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Ich hoffe, zum 
Zeitpunkt der Budgetberatungen das, was ich 
jetzt nur grundsätzlich sagen kann, auch zah­
lenmäßig durch Studien belegen zu können. 

Bei sämtlichen Konferenzzentren, auch 
jenen Österreichs, die es in Landeshauptstäd­
ten gibt, wird mit Recht darauf hingewiesen, 
daß der Konferenztourismus jener Teil des 
Tourismus ist, bei dem die Besucher pro Kopf 
die höchsten Ausgaben tätigen, weil sie quali­
tativ hochwertige Hotels benützen und weil 
sie - anders als im Ferientourismus - auch 
viele Nebenausgaben machen. Es ist beweis­
bar, daß Städte mit Konferenzzentren eine 
Zunahme des qualitativ hochwertigen Touris­
mus, des Fremdenverkehrs, erlebt haben. Ich 
hoffe auch beweisen zu können, in welchem 
Ausmaß das durch Konferenzen geschehen 
kann. 
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Eine Tatsache ist, daß in Österreich - ich 
erinnere mich daran aus der Zeit, als ich 
Unterrichtsminister war - bei allen Festspie­
len immer mit der Umwegrentabilität argu­
mentiert wird, ein Argument, das ich durch­
aus akzeptiere. Ich werde mich nur bemühen, 
was das Konferenzzentrum betrifft, es auch 
zahlenmäßig belegen zu können. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. König. 
Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Ich glaube, es ist unbe­
stritten, daß internationale Konferenzen dem 
Land, in dem sie stattfinden, in vielfältiger 
Art etwas bringen. Die Österreichische Volks­
partei und mit uns 1,3 Millionen Unterzeich­
ner des Volksbegehrens waren allerdings der 
Meinung, daß es vernünftiger wäre, die Hof­
burg auszubauen und den Messepalast mit­
einzubeziehen, statt das neue Konferenzzen­
trum auf der grünen Wiese zu bauen, weil uns 
ja auch der frühere Finanzminister bestätigt 
hat, daß man mit 100 Millionen Schilling Defi­
zit pro Jahr wird rechnen müssen, also mit 
einem gewaltigen Betrag. 

Herr Minister, meine Frage: Es gab früher 
schon in der Hofburg internationale Konfe­
renzen, für die das Außenministerium zustän­
dig ist. Sie haben nun die Konferenzen aufge­
zählt, die im neuen Konferenzzentrum statt­
finden sollen. Welche verbleiben dann noch, 
die in Ihrer Ingerenz sind, für die Hofburg? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Wir können 
die Hofburg, die wir durchaus weiter benüt­
zen wollen, insbesondere dadurch, daß das 
Außenministerium über den Redoutensaal für 
ganz kleine Konferenzen verfügt, überall dort 
verwenden, wo sich der Bedarf nach Neben­
räumen, Konferenzsekretariaten und so wei­
ter nicht ergibt. Ich erlebe jetzt bei der Vorbe­
reitung für die KSZE, wie schwierig es sein 
wird, während der Monate bis zur Eröffnung 
des Konferenzzentrums jene Serviceeinrich­
tungen zur Verfügung zu stellen, die bei den 
früheren Nachfolgekonferenzen Helsinkis 
nicht nur erwartet, sondern selbstverständ­
lich bereitgestellt wurden. 

Das ist vom Standpunkt des Außenministe­
riums, was internationale Konferenzen 
betrifft, der wesentliche Nachteil der Hof­
burg, für den die Hofburg zwar nichts kann, 
weil sie für Konferenzen nicht geplant wurde, 

ein Nachteil, der aber jedenfalls an Ort und 
Stelle, in diesem Gebäude, nicht zu beseitigen 
ist. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zur Anfrage 12: Herr Abgeordneter Dr. Khol 
(ÖVP) an den Herrn Bundesminister. 

617/M 
Wird Österreich aus der UNESCO austreten? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Bitte, Herr 
Minister. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Österreich hat nicht die 
Absicht, aus der UNESCO auszutreten. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Eine Zusatz­
frage. Herr Abgeordneter, bitte. 

Abgeordneter Dr. Khol: In einer Anfragebe­
antwortung aus dem Jahre 1984 haben Sie auf 
eine Anfrage, die Freunde und ich gestellt 
haben, sehr deutlich die scharfe Kritik geteilt, 
die die Vereinigten Staaten an der UNESCO 
üben. 

Sie haben also die Analyse geteilt, haben 
aber gesagt, Sie kommen nicht zur gleichen 
Konsequenz. Aus dem Grundsatz der Univer­
salität, daß möglichst alle Staaten in allen 
Organisationen sein sollen, soll Österreich 
nicht aus der UNESCO austreten. Sie haben 
aber auf Reformschritte verwiesen, sozusa­
gen als Rechtfertigung: Wir bleiben in der 
UNESCO, denn dort wird reformiert werden. 

Herr Minister! Ist Ihnen bekannt, daß bei 
der Generalkonferenz, die in diesen Tagen in 
Sofia stattfindet, von allen Reformbemühun­
gen keine einzige beraten, geschweige denn 
durchgeführt werden wird? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Dann sind unsere 
Berichte vielleicht aus verschiedenen Quel­
len. Ich habe Berichte von der österreichi­
schen Delegation. 

Ich kann das nur bestätigen, was Sie gesagt 
haben: daß wir uns mit vielen anderen Staa­
ten gemeinsam bemühen, die wirklich not­
wendigen Reformen im administrativen 
Bereich, im Programmbereich und so weiter 
durchzusetzen. Unsere Delegation berichtet 
von der UNESCO-Konferenz, daß sie zuver­
sichtlich ist, daß die notwendigen Reformen 
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beschlossen werden können, und zwar deswe­
gen, weil alle dort vertretenen Staaten wis­
sen, daß ohne diese Reformen die Arbeit der 
Organisation auch ohne Austritte in Frage 
gestellt sein könnte. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage. Herr Abgeordneter, bitte. 

Abgeordneter Dr. Khol: Herr Minister! In 
der Anfragebeantwortung haben Sie sehr 
deutlich auf die Verpolitisierung der UNESCO 
und auf die Verschwendung der Geldmittel 
durch diese Organisation hingewiesen. Die 
Mitgliedsleistungen Österreichs in dieser 
Organisation gehen ja in die -zig Millionen 
Schilling. 

Ihre Antwort ist für mich unbefriedigend, 
denn ich entnehme aus der Presse, nicht aus 
den sicherlich sehr qualitätsvollen Berichten 
der Delegation, daß M'Bow, der Generalsekre­
tär der UNESCO, vor der Generalkonferenz 
darauf hingewiesen hat, daß zu einer Reform 
kein Anlaß bestünde, daß die einzige Maß­
nahme, die erörtert wird, in diesem Zusam­
menhang sei, die amerikanischen Beamten 
aus dem Personalstand der UNESCO zu ent­
lassen. Das ist aber nicht unser Problem, son­
dern ihres. 

Meine Frage: Welche konkreten Schritte 
werden Sie jetzt unternehmen, daß österrei­
chische Steuermittel nicht in eine Organisa­
tion hineingepulvert werden, von der Sie 
selbst vor einem Jahr gesagt haben, daß sie 
verpolitisiert ist, daß sie nicht sachgerecht 
arbeitet, unter der Annahme, daß die General­
konferenz in Sofia jetzt erfolglos vorüber­
geht? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Bundes­
minister, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich glaube nicht, daß es 
gut wäre, der Generalkonferenz sozusagen im 
Wege des österreichischen Nationalrates oder 
einer Erklärung, die ich hier abgebe, ein Ulti­
matum zu schicken. 

Ich möchte Ihnen nur folgendes sagen: Die 
österreichische Delegation - ich stimme völ­
lig mit ihrer Beurteilung überein - ist der 
Ansicht, ich wiederhole es kurz, daß die 
UNESCO wie jede andere Nebenorganisation 
der Vereinten Nationen damit belastet ist, daß 
Dinge, die an sich vor die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen gehören, noch 
einmal im Rahmen der UNESCO behandelt 
werden. Da ist etwas, wofür die UNESCO 

nichts kann, das liegt bei den einzelnen Staa­
ten, die die Anträge stellen. 

Es ist zweitens so, daß die UNESCO aber 
auch Programme hat, die wir nicht für not­
wendig halten. Wir glauben etwa, daß die 
UNESCO zwar selbstverständlich berufen ist, 
die Menschenrechte und die menschenrechtli­
chen Postulate, wie es sie in der Deklaration 
und in Zusatzerklärungen gibt, bekanntzuma­
chen, daß es aber sicher nicht die Aufgabe der 
UNESCO ist, darüber zu beraten, wie die 
Menschenrechte erweitert werden sollten 
oder welche Rechte neu hinzukommen soll­
ten. 

Daher: Propagierung der Menschenrechte 
ja, aber nicht Duplizierung der Vorgänge vor 
den Vereinten Nationen. 

Wir sind auch der Meinung, daß die Pro­
gramme schwerpunktmäßig geprüft und nicht 
einfach schematisch prozentmäßig gekürzt 
werden sollen. 

Auch administrative Reformen einschnei­
dender Art sind notwendig, um die Organisa­
tion wieder effizienter gestalten zu können. 

Ich möchte andererseits sagen - das muß 
man deutlich feststellen -: Die einzige Mög­
lichkeit, nicht Geld hineinzuzahlen, wäre aus­
zutreten. Denn solange wir Mitglied sind, ist 
es eine völkerrechtliche Verpflichtung, den 
Mitgliedsbeitrag zu bezahlen. 

Ich glaube nur, daß man wirklich alle 
Anstrengungen unternehmen sollte, um die 
UNESCO als universelle Organisation zu 
erhalten. Sie hat viel, viel Großartiges gelei­
stet. Vielleicht erinnern sich manche, die wie 
ich in politischen Jugendorganisationen auf­
gewachsen sind: Sie hat damals, als Länder 
wie Österreich dafür überhaupt kein Geld hat­
ten, Großartiges geleistet, um unsere Jugend 
wieder in Kontakt mit der Welt zu bringen. 
Sie leistet nun Ähnliches für Länder, die es 
sich jetzt selbst nicht leisten können. 

Ich glaube daher, daß diese Organisation 
unbedingt erhalten werden sollte, daß wir nur 
mit allen anderen Staaten, die der gleichen 
Ansicht sind wie wir, für Reformen arbeiten 
sollten. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Frage: Herr Abgeordneter Peter. 

Abgeordneter Peter: (FPÖ): Herr Bundes­
minister, wie stehen Sie zum Vorwurf der 
Politisierung der UNESCO? 

644 
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Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Ich glaube, 
daß der Vorwurf, wenn man ihn nur seman­
tisch nimmt, deswegen falsch ist, weil die 
UNESCO natürlich eine politische Organisa­
tion ist. 

Ich glaube, wenn man aus dem Vorwurf, so 
wie er auch gemeint wurde, etwa vom Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen generell 
für die Nebenorganisationen, das heraus­
nimmt, was wirklich gemeint ist, dann ist es 
das, und das teilen wir auch, daß sich die 
UNESCO nicht inhaltlich mit Materien 
beschäftigen sollte, die eindeutig die politi­
sche Aufgabe der Vereinten Nationen sind, 
also entweder des Sicherheitsrates, des Wirt­
schafts- und Sozialrates oder der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen selbst. 

Das heißt, wie gesagt, etwa aus dem Men­
schenrechtsgebiet Propagierung der Men­
schenrechte ja, aber nicht selbständig Bera­
tung über Erweiterung der Menschenrechte 
oder über Anwendung der Menschenrechte. 

Das bedeutet auf anderen Sektoren die 
Tätigkeit als Erziehungsorganisation, aber 
nicht als Gestalterin von Bereichen, die die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
selbst übernehmen sollte. 

In diesem Ausmaß ist der Vorwurf gerecht­
fertigt. Generell, wenn man es nur wörtlich 
nimmt, kann man nicht einer Organisation, 
die natürlich von Grund auf eine Organisation 
der politischen Staatengemeinschaft ist, den 
Vorwurf der Politisierung machen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Nächste 
Frage: Frau Abgeordnete Dr. HUde Hawlicek. 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): 
Sehr geehrter Herr Bundesminister! Ich weiß 
nicht, woher der Herr Abgeordnete Khol den 
Weitblick - oder sind es hellseherische 
Fähigkeiten? - nimmt, eine noch laufende 
Konferenz bereits als "erfolglos" zu bezeich­
nen. 

Sie sprachen davon, Herr Minister, daß die 
österreichische Delegation Ihnen über die dis­
kutierten Reformversuche bezüglich der 
UNESCO berichtet. 

Wie beurteilen Sie, Herr Minister, die 
gegenwärtigen Reformversuche ? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Ich kann zu 
diesen Reformversuchen nur sagen, daß wir 
mit den meisten Ländern Westeuropas und 
auch mit einigen außereuropäischen Ländern 
in der Frage der notwendigen Reformen 
durchaus übereinstimmen; ich habe es ja 
bereits kurz skizziert. 

Nach den Berichten unserer Delegation ste­
hen die Chancen gut, zu solchen Reformen zu 
kommen, unabhängig von Erklärungen, die 
vielleicht zu Beginn oder am Anfang in der 
Generalkonferenz auch aus Prestigeerwägun­
gen abgegeben werden. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Nächste 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Höchtl, bitte. 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Für uns ist klar, daß die 
UNESCO im Laufe ihrer Existenz sicherlich 
auch etliches Positives getan hat, wenn ich 
nur die Alphabetisierungskampagnen, um ein 
Beispiel zu erwähnen, nenne. 

Nur ist sie seit einigen jahren vehement ins 
Kreuzfeuer gekommen und der Kritik ausge­
setzt. Die USA waren im Jahr 1984 das erste 
Land, das die Konsequenz gezogen hat und 
ausgetreten ist; Großbritannien hat dies für 
Ende dieses Jahres angekündigt. Ähnliche 
Bestrebungen mit massiven Reformvorstel­
lungen sind seitens der Bundesrepublik, 
J apans und anderer Staaten gegeben. 

Ihrer Antwort entnehme ich, daß Öster­
reich von den Reformvorstellungen her auch 
mit Nachdruck inhaltlich, organisatorisch 
gegen Verschwendung in der Verwaltung et 
cetera vorgeht. 

Die Frage, die ich an Sie richte, ist nur die: 
Was unternehmen wir wirklich, um dem, was 
wir an Reformen wollen, auch zum Durch­
bruch zu verhelfen? Denn hinzunehmen, daß 
es abgeschmettert wird, ist ja sicherlich nicht 
die Antwort, die wir geben können. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Mag. Gratz: Herr Abgeord­
neter! Ich muß Ihnen jetzt eine Antwort 
geben, die vielleicht für Sie nicht sehr zufrie­
denstellend ist. Aber wenn ich es österrei­
chisch sagen kann: Bei internationalen Orga­
nisationen, in denen die teilnehmenden Staa­
ten jeweils eine Stimme haben, nützt Aufk 
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strampfen gar nichts, sondern da nützt nur, 
möglichst so für seine Meinung bei den ande­
ren Staaten zu werben, daß man letzten 
Endes, wenn es um die Beschlüsse geht, dafür 
eine Mehrheit erhält. 

Das ist erfreulicherweise, wenn es nicht 
gerade um solche Dinge bei der UNO geht, die 
von einem permanenten Mitglied des Sicher­
heitsrates blockiert werden, bei vielen Mate­
rien möglich, wo man mit Meinungen in einer 
Minderheit beginnt und dann mit Überzeu­
gungskraft und Argumentation doch die 
Mehrzahl der Mitgliedsstaaten für sich 
gewinnt. Das ist bei internationalen Organisa­
tionen die einzige Methode. 

Ich möchte an Sie hier nur noch einmal 
wirklich mit allem Nachdruck appellieren, 
daß man eine Organisation, die jetzt Schwä­
chen hat, personelle, organisatorische, pro­
grammmäßige Schwächen, eine Organisation, 
die in den vierzig Jahren ihres Bestehens 
Großartiges geleistet hat, daß man eine solche 
Organisation, die man nicht so rasch wieder 
gründen könnte, nicht leichtfertig in Frage 
stellen soll. 

Wenn Sie mir den etwas pathetischen Ver­
gleich erlauben: Bitte vergleichen Sie die Tau­
sende Jahre Menschheitsgeschichte mit all 
den Kriegen und Unmenschlichkeiten und 
alles, was in dieser Geschichte passiert ist, 
mit den vierzig Jahren Vereinte Nationen und 
auch nur UNESCO. Man sollte der UNESCO 
eine Chance geben, sich überhaupt erst zu 
bestätigen und erfolgreich zu sein. 

Das ist unsere Meinung, was diese Erzie­
hungsorganisation der Vereinten Nationen 
betrifft. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Die 60 Minu­
ten der Fragestunde sind abgelaufen. Somit 
ist die Fragestunde beendet. 

Zuweisungen 

Präsident Mag. Minkowitsch: Dem Ver­
kehrsausschuß weise ich den in der letzten 
Sitzung eingebrachten Antrag 159/ Ader 
Abgeordneten Dr. Gradenegger, Hintermayer 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Postgesetz, Bundesgesetzblatt 
Nr. 58/1957, geändert wird, zu. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
ich folgenden Ausschüssen zu: 

dem Verkehrsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Fernmeldeinve­
stitionsgesetz geändert wird (Fernmeldeinve­
stitionsgesetz-Novelle 1985) (709 der Beila-
gen); . 

dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesfinanz­
gesetz 1985 und das Bundesgesetz betreffend 
die Errichtung einer Bundesstraßen-Pla­
nungs- und Errichtungsgesellschaft für Wien 
geändert werden (Bundesfinanzgesetznovelle 
1985) (730 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem Überschreitungen 
der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1985 
genehmigt werden (Budgetüberschreitungs­
gesetz 1985) (731 der Beilagen), 

Bundesgesetz zur Schaffung eines Fonds 
zur Verwaltung der Rückstellungen für Zin­
sen bei Nullkuponfinanzschulden des Bundes 
(Nullkuponfondsgesetz) (737 der Beilagen); 

dem Bautenausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Wasserbauten­
förderungsgesetz 1985 geändert wird (733 der 
Beilagen). 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident Mag. Minkowitsch: Es ist vorge­
schlagen, die Debatte über die Punkte 2 und 3 
der heutigen Tagesordnung zusammenzufas­
sen. 

Es wird daher zuerst der Berichterstatter 
seine Berichte geben, sodann wird die 
Debatte über beide Punkte unter einem 
durchgeführt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Ein­
wendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Respektvoll begrüße ich den im Hause 
erschienenen Herrn Bundespräsidenten. (All­
gemeiner Beifall.) 

1. Punkt: Erklärung des Bundesministers für 
Finanzen zur Regierungsvorlage betreffend 

das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1986 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gehen in 
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die Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Erklärung des Bundesministers für 
Finanzen zum Bundesfinanzgesetz für 1986. 

Ich erteile dem Herrn Bundesminister das 
Wort. 

12.55 

Bundesminister für Finanzen Dr. Vra­
nitzky: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Die Ausgangslage für das Budget 1986 
ist von besonderen Umständen geprägt: 

Trotz positiver Wachstumsraten in den 
Industriestaaten zeichnet sich keine Entspan­
nung der Arbeitsmarktsituation ab. 

Die Entwicklungsländer sind nach wie vor 
durch Rückschläge gefährdet. 

Der Wachstumsmotor Welthandel droht 
durch kurzsichtigen Protektionismus seine 
Kraft zu verlieren. 

Die internationale wirtschaftspolitische 
Kooperation erbringt mehr Schlagzeilen als 
Lösungen. 

Kein Industriestaat, also auch Österreich 
nicht, kann sich diesen Faktoren zur Gänze 
entziehen. Die Konsequenzen, die sich aus 
dieser Situation für die Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung ergeben, sind zweifach: 

Einmal geht es darum, alle nur denkbaren 
Anstrengungen zur bestmöglichen Anpassung 
unserer Wirtschaft an die sich rasch ändern­
den weltwirtschaftlichen Verhältnisse zu 
unternehmen. 

Parallel dazu müssen zweitens die eigenen 
Kräfte des Landes so mobilisiert werden, daß 
auch alle autonomen Entwicklungsreserven 
ausgeschöpft werden. 

Hiebei ist vorsichtiger Optimismus zuläs­
sig, weil die bisher geübte Politik der erfolg­
reichen Synthese von Strukturwandel und 
Beschäftigung dazu Anlaß gibt. 

Die Statistiken belegen, daß wir gegenüber 
dem OECD-Durchschnitt einen beachtlichen 
Beschäftigungsvorsprung haben. Derzeit 
beträgt die durchschnittliche Arbeitslosenrate 
in den europäischen Mitgliedsländern der 
OECD 11 Prozent, in Österreich hingegen nur 
4,7 Prozent, das ist weniger als die Hälfte; Die 
Absicherung dieses Vorsprungs hat in den 
vergangenen Jahren einen zusätzlichen 
Finanzierungsbedarf ausgelöst, der in Kredit­
aufnahmen des Bundes seinen Niederschlag 

fand. Daraus ergab sich für die Staatsfinan­
zen des Jahres 1986 ein besonders hoher Refi­
nanzierungsrahmen. Diesen darzustellen war 
eine der Aufgaben, an die heranzugehen war. 

Sämtliche Budgetprognosen bestätigen die 
Herausforderung, die das Budget 1986 an uns 
stellt. 

Die Konzeption des Bundeshaushalts hat 
drei sehr grundsätzliche Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen. 

Erstens: Die politische Situation in Öster­
reich ist dadurch gekennzeichnet, daß ein 
grundsätzliches Einverständnis über Kernbe­
reiche unseres gesellschaftlichen Zusammen­
lebens besteht: soziale Sicherheit, die Sorge 
um die Arbeitsplätze, strukturelle Reform­
ziele, regionalpolitische Anliegen. 

Das sind Beispiele für Themen, die zumin­
dest als Aufgabenstellung außer Zweifel 
gestellt sind. Dieser Konsens ist unser Grund­
stock. 

Zweitens: Ein weiterer Bereich, der sich 
allerdings mit Konsolidierung nicht vereinen 
läßt, verdient kritische Aufmerksamkeit: 
nämlich die Grundhaltung, auftretende Pro­
bleme in erster Linie vom Staat lösen, insbe­
sondere bezahlen zu lassen. 

Nur wenn es gelingt, dieser Tendenz zu 
begegnen, das heißt, die Bereitschaft zu erhö­
hen, beim Entstehen eines finanziellen 
Bedarfs primär phantasievolle und budget­
schonende Lösungen zu entwickeln, erst dann 
wird es gelingen, den öffentlichen Haushalt 
markant zu entlasten. 

Der Staat darf nicht zur Deponie finanziel­
ler Wünsche werden. Anforderungen an die 
öffentliche Hand haben dem Vergleich mit 
alternativem Einsatz der knappen Mittel 
standzuhalten. Daher muß die Politik ein ent­
schiedenes Bild von der Aufgabe des Staates 
haben. 

Drittens: Eine dritte Determinante des 
Staatshaushalts ist die Organisation. 

Jede große Organisation ist von Ineffizienz 
bedroht. Hinsichtlich des öffentlichen Sektors 
sind diese Effizienzmängel in zwei Gruppen 
einzuteilen: solche, die - den Willen dazu vor­
ausgesetzt - beseitigbar sind, und solche, die 
eine Funktion der Größe darstellen und glei­
chermaßen einen internationalen Konzern 
wie auch jede andere, somit auch staatliche 
große Organisation treffen. 
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Es sind daher zwei Konsolidierungsschritte 
zu setzen. Der erste ist, den Anspruch auf 
Effizienz zu verstärken und die Begehren an 
den Staat strenger zu filtern. 

Der zweite Konsolidierungsschritt ist 
schwieriger, aber unverzichtbar. Es gilt, expo­
nentielle Trends zu brechen, das heißt, es 
muß danach getrachtet werden, Dauerbela­
stung mit Eigendynamik in den Griff zu 
bekommen. Diese Aufgabe ist anspruchsvoll, 
weil es darum gehen muß, das Prinzip der 
Gemeinschaftlichkeit zu wahren. 

Wie viele andere Strukturen unseres Staa­
tes ist auch das Budget ein Spiegelbild der 
Gesellschaft - einer Gesellschaft, die sich 
aus gutem Grund dazu entschieden hat, 
gewisse Elemente des Lebens gemeinschaft­
lich zu gestalten und zu finanzieren. Daher 
sind die organisatorischen Vorkehrungen so 
zu treffen, daß der für die Erfüllung der Ziele 
vorgesehene Mitteleinsatz effizient erfolgt. 

Zugleich muß es Aufgabe all jener sein, die 
berufen wurden, Konzepte zu entwerfen und 
umzusetzen, überall dort auf Grenzen auf­
merksam zu machen, wo die langfristige 
finanzielle Absicherung in Frage gestellt ist, 
und diese Grenzen auch zu respektieren. 

Unterschiedliche gesellschaftliche Entwick­
lungen führen zu abweichenden staatlichen 
Organisationsmodellen. Unterschiedliche 
Finanzierungsstrukturen und damit unter­
schiedliche Staatshaushalte sind die Folge. 

Welche strukturellen Unterschiede können 
bei vergleichender Analyse beobachtet wer­
den? - Zunächst das Ausmaß an föderalisti­
schen Elementen, das die Verfassung eines 
Landes prägt und das sowohl in der Vertei­
lung der Aufgaben als auch vor allem in der 
Zuteilung der Steuereinnahmen an Bund, 
Länder und Gemeinden seinen Niederschlag 
findet. 

Hinzu kommt, daß wesentliche Unter­
schiede in Art und Umfang der Leistungen, 
die der Bürger vom Staat erwartet, bestehen. 

Vergleicht man Österreich mit der Bundes­
republik Deutschland und der Schweiz, so 
zeigt sich, daß von den Gesamtausgaben der 
öffentlichen Hand in Österreich etwa 48 Pro­
zent, in der BRD rund 43 Prozent und in der 
Schweiz lediglich 36 Prozent auf den Bund 
entfallen. 

Beispielsweise bei der Finanzierung der 
Altersversorgung hat in Österreich der Staat 

ein klares Bekenntnis zu seinem sozialen Auf­
trag abgelegt und somit die Lasten einer 
beachtlichen Dynamik übernommen. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Der Vergleich mit der Schweiz zeigt auch in 
dieser Hinsicht den unterschiedlichen histori­
schen Hintergrund. Die Altersversorgung war 
dort schon immer stärker der privaten 
Obsorge überlassen. 

Generell differieren die den einzelnen Auf­
gaben zugewiesenen Stellenwerte. So beträgt 
der Anteil der Ausgaben für soziale Leistun­
gen, gemessen am BIP, in den USA nur rund 
12 Prozent, in der Schweiz 13 Prozent, in der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 18 Prozent, 
dagegen in Österreich 20 Prozent. 

Budgets sind also in ihrer Struktur Abbil­
der gesellschaftlicher Aufgabenteilung und 
Aufgabenerfüllung. Nur bei Beachtung dieser 
Zusammenhänge läßt sich verstehen, welch 
unterschiedliche Effekte selbst heute noch, 
also nach langen Jahren wirtschaftspoliti­
scher Integration, weltwirtschaftliche Ent­
wicklungen und Ereignisse auf nationale 
Wirtschaftssysteme haben können. 

Budgetprognostik und Budgetpolitik haben 
die ökonomische Gesamtsituation ins Kalkül 
zu ziehen. Daher möchte ich an dieser Stelle 
einen kurzen Überblick darüber geben, vor 
welchem internationalen Hintergrund die 
wirtschaftliche Entwicklung in unserem Land 
abläuft. 

In den Vereinigten Staaten wird sich das 
1984 außergewöhnlich hohe Wirtschafts­
wachstum von rund 7 Prozent im heurigen 
Jahr auf 2,5 Prozent abflachen. Diese langsa­
mere Entwicklung dürfte auch 1986 anhalten. 

Westeuropa ist es gelungen, selbsttragende 
Kräfte in einem Maße zu entwickeln, welches 
die Wachstumsverlangsamung der USA nicht 
voll durchschlagen läßt. Dies kann auch für 
das Jahr 1986 erwartet werden. 

International bestätigt sich die 
Befürchtung, daß trotz positiver Wachstums­
werte die Arbeitsmärkte keine wesentlichen 
Impulse erhalten. 

Da allgemein mit einer Abschwächung der 
Dynamik des Welthandels gerechnet werden 
muß, wird auch von dieser Seite keine wesent­
liche Entspannung der Arbeitsmärkte gege­
ben sein. 

Die mit dem Rückgang des Dollarkurses 
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einhergegangene Zinssenkungstendenz ist 
aus europäischer und somit auch aus österrei­
chischer Sicht zu begrüßen. Eine nachhaltige 
Absenkung des Dollarkurses wird freilich 
nicht durch Devisenhandelsoperationen allein 
bewirkt werden können. Dazu ist vielmehr 
unter anderem der schrittweise Abbau des 
historischen Rekorddefizits des amerikani­
schen Staatshaushalts eine notwendige Vor­
aussetzung. 

Österreichs Wirtschaft ist 1984 real um 
etwas über 2 Prozent gewachsen und wird 
heuer die 3 Prozent-Marke erreichen. Für das 
Jahr 1986 wird ein Wirtschaftswachstum in 
Höhe von 2,5 Prozent real prognostiziert. 

Zu einem ganz wesentlichen Teil ist diese 
Entwicklung von außergewöhnlich guten 
Exportwerten getragen. Die nominelle Steige­
rung von 16,5 Prozent, wie wir sie für heuer 
erwarten, ist als durchaus spektakulär zu 
bezeichnen. 

Die österreichische Investitionskonjunktur 
ist gut, wenngleich sich Teile des Bausektors 
wenig befriedigend entwickeln. Die Ausrü­
stungsinvestitionen hingegen werden 1985 
voraussichtlich real um 9 Prozent wachsen 
und auch 1986 deutlich steigen. 

Der gegenüber den Exporten geringere 
Anstieg der Importe bringt eine Verbesserung 
der Handelsbilanz mit sich. Das schlägt sich 
wiederum in der Leistungsbilanz nieder, die 
sowohl für 1985 als auch voraussichtlich für 
1986 nahezu ausgeglichen sein wird. Der für 
Österreich durch viele Jahre hindurch als 
undenkbar gehaltene Ausgleich der Lei­
stungsbilanz ist zusammen mit der tatsäch­
lich geringen Teuerung die wichtigste Grund­
lage für die Fortsetzung unserer Hartwäh­
rungspolitik, die strukturpolitisch und stabi­
litätspolitisch erwünscht und daher außer 
Streit gestellt ist. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Verbraucherpeise können bei einer pro­
gnostizierten Erhöhung von 3,5 Prozent für 
1985 und 3 Prozent für 1986 - zumindest im 
internationalen Vergleich als stabil 
bezeichnet werden. 

Wenn. es uns auch gelingen dürfte, die 
ursprünglich für den Arbeitsmarkt 
befürchtete Arbeitslosenrate von 5 Prozent zu 
unterlaufen, so geben doch die für das Jahr 
1985 angenommenen Werte von 4,7 Prozent 
und 4,9 Prozent für 1986 Anlaß für unverän­
dert große Anstrengungen, Arbeitsplätze zu 
schaffen und zu sichern. 

Österreich hat 1985 in einer Zeit doch 
anhaltender Unsicherheit und rascher Verän­
derung auf den internationalen Märkten sei­
nen Kurs der Schaffung möglichst stabiler 
Rahmenbedingungen für die heimische Wirt­
schaft erfolgreich fortgesetzt. Die unverän­
derte Beibehaltung des stabilitätsorientierten 
Hartwährungskurses als Resultat der untade­
ligen Zusammenarbeit der Oesterreichischen 
Nationalbank mit dem Finanzministerium ist 
eine der wichtigsten Säulen unserer gedeihli­
chen Wirtschaftsentwicklung. 

Das günstige Sparklima ist durch die ver­
besserte Geldkapitalbildung und durch das 
große Interesse, das dem Kapitalmarkt entge­
gengebracht wird, dokumentiert. 

Hohes Haus! Ich habe vor einem Jahr von 
dieser Stelle aus von der Notwendigkeit 
gesprochen, den österreichischen Kapital­
markt wieder zu mehr Aktivität zu führen. 
Das ist gelungen. 1985 werden für rund 
100 Milliarden Schilling Emissionen auf dem 
österreichischen Rentenmarkt durchgeführt. 
Das sind um 35 Milliarden Schilling mehr als 
1984. 

Nach fast einem Vierteljahrhundert der 
Trägheit konnte auch der Aktienmarkt in 
Österreich außerordentlich stark belebt wer­
den. Die verstärkte Bereitstellung von Risiko­
kapital ist wirtschaftspolitisch wünschens­
wert und ermöglicht vielfach erst struktu~lle 
Anpassungsprozesse in der Wirtschaft. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich fasse also zusammeIl: Die wirtschaftli­
che Lage unseres Landes ist gut. 

Welche Folgerungen sind für unser Budget 
daraus abzuleiten? 

Die ökonomische Faustregel geht davon 
aus, daß sich bei guter Wirtschaftslage der 
Haushaltsabgang gleichsam automatisch 
deutlich verringern müßte. - Die empirische 
Beobachtung zeigt hingegen einen Umstand 
auf, den man die "strukturelle Defizitinhä­
renz des Bundeshaushalts" nennen könnte. 
Dazu kommt, daß die Konjunktureffekte eher 
zu Lasten des Staates gehen. Die automati­
sche Konjunkturreagibilität des Budgets wird 
in der Regel überschätzt. 

Tatsächlich sind nämlich die bisherigen 
Konsolidierungserfolge, wie der Abbau des 
Nettodefizits um rund einen Prozentpunkt 
des BIP gegenüber 1983, überwiegend auf 
gezielte Maßnahmen und nur zum geringen 
Teil auf die verbesserte Konjunkturlage 
zurückzuführen. 
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Die an sich eher konjunkturabhängigen 
Einnahmen zeigen sich heute in ihrer Elasti­
zität deutlich abgeschwächt. Dazu kommt, 
daß durch diverse Fondsgebarungen und 
Zweckbindungen Verbesserungen in Einzel­
bereichen kaum auf den Gesamtsaldo durch­
sChlagen. 

Erlauben Sie mir zur Verdeutlichung auszu­
führen: Budgetdefizite sind an sich weder gut 
noch schlecht. Es kommt darauf an, wie sich 
ein Schilling - Mehrausgabe oder Minderein­
nahme - auswirkt. Dabei darf aber nicht ver­
gessen werden, daß jedes Mehr an Nettodefi­
zit zu einer zusätzlichen Erhöhung der 
Finanzschuld des Bundes führt und der 
Finanzschuldenaufwand eine Dimension 
erreicht hat, die den Gestaltungsspielraum 
der Finanzpolitik nicht gerade fördert. Daß 
wir im internationalen Vergleich dennoch 
günstig liegen, sei hinzugefügt. 

Hohes Haus! Die Finanzpolitik muß auch 
1986 weiterhin auf dem Grat fortgeführt wer­
den, der zwischen kluger Bewahrung des 
sozial Erreichten und Stärkung wirtschaftli­
cher Substanz einerseits und ökonomisch 
sinnvoller, vertrauensbildender Straffung der 
Bundesfinanzen andererseits beschritten wer­
den kann. 

Nicht der Nachtwächterstaat kann unser 
Ziel sein, denn er würde nichts anderes 
bedeuten als die stillschweigende Aufgabe 
gesellschaftlicher Solidarität. 

Nicht den Schwachen sich selbst zu überlas­
sen, kann unser Ziel sein, denn dem Sparwil­
len darf nicht die Humanität geopfert werden! 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Nicht die Errungenschaften der letzten 15 
Jahre auf das Spiel zu setzen, kann unser Ziel 
sein, denn nicht der Rückschritt wird einen 
Fortschri tt darstellen. 

Die Erfüllung ganz anderer Aufgaben 
haben wir uns vorgenommen. 

Jede gemeinschaftliche Aufgabe in effizien­
ter Organisationsform wahrzunehmen, wird 
Garant für den wirtschaftlich sinnvollen Ein­
satz der Ressourcen sein. 

Nur die Transparenz der Folgekosten im 
Rahmen staatlichen HandeIns gewährleistet 
das Vertrauen in die Qualität öffentlicher 
Tätigkeit. 

Nur wenn wir in Hinkunft maßvoll zusätzli­
che Aufgaben in den staatlichen Bereich über-

nehmen, wird es uns gelingen, die Eigeninitia­
tive des einzelnen zu stärken. 

Die staatliche Organisation muß das Selbst­
verständnis eines Dienstleistungsunterneh­
mens erlangen, um ihre Akzeptanz bei den 
Bürgern zu steigern. 

Die Forderung, den Staat nur etwas zu­
rückhaltender zur Übernahme von Aufgaben 
einzusetzen, muß deutlich abgegrenzt werden 
vom radikalen Abbau sozialer Einrichtungen, 
wie wir ihn mancherorts im Ausland miterle­
ben. Es soll, darf und kann nicht unser Ziel 
sein, vom Grundsatz abzuweichen, im sozia­
len Netz all jenen Sicherheit zu bieten, die in 
einem leistungsbezogenen System unver­
schuldet benachteiligt sind. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) Überall dort, wo der Schutz der 
gemeinschaftlichen Interessen den Einsatz 
staatlicher Mittel erfordert, muß eine Gesell­
schaft die Bereitschaft aufbringen, öffentliche 
Mittel einzusetzen. 

Nur, meine Damen und Herren, sollten wir 
lernen, daß auch diese Prozesse im Fluß sind. 
Einige Aufgaben, die heute allein vom Staat 
übernommen werden, können morgen viel­
leicht auf anderer Basis getragen werden. 

Staatliche Aktivitäten müssen der ständi­
gen Überprüfung nach Sinnhaftigkeit unter­
zogen werden. Und diese Forderung ist auch 
für Begünstigungen und Ausnahmeregelun­
gen aufrecht. 

In Zeiten angespannter öffentlicher Haus­
halte muß die Regel gelten: nicht Begünsti­
gung für jedermann, sondern für jene, die die­
ser Hilfe bedürfen! 

Kurzum: Die von Politikern aller Parteien 
zu Recht so oft von Arbeitnehmern und 
Unternehmern geforderte Flexibilität ist auch 
vom öffentlichen Bereich zu erfüllen. 

Eines ist dabei allerdings wichtig: Flexibili­
tät ist auch vom öffentlichen Bereich zu erfül­
len. 

Eines ist dabei allerdings wichtig: Flexibili­
tät nicht als defensive Reaktion, sondern ganz 
im Gegenteil als offensive Aktion. 

Hohes Haus! Aus dem Gesagten ergibt sich 
folgender Schluß: 

Das Budget ließe sich rasch konsolidieren, 
wenn man Ausgabenkürzungen phantasielos 
und unter Mißachtung aller wirtschaftlichen 
und sozialen Ziele über alle Ausgabenpositio-

107. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 53

www.parlament.gv.at



9268 Nationalrat XVI. GP - 107. Sitzung - 23. Oktober 1985 

Bundesminister für Finanzen Dr. Vranitzky 

nen durchzöge. Diese linearen ,,2-, 3- oder 
5 Prozent-Kürzungen" mögen sich vorzüglich 
für eine Politik der Schlagzeilen eignen. Für 
eine verantwortungsvolle Strategie sind sie 
allerdings nicht geeignet. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Natürlich: Budgetkonsolidierung über Effi­
zienzverbesserung ist schwieriger, aber lang­
fristig mit Sicherheit der verantwortungsvol­
lere Weg. 

Budgetkonsolidierung heißt Sparen, aber 
nicht nur Einsparen. Ökonomie ist gleichzu­
setzen mit Haushalten, Haushalten ist gleich­
zusetzen mit Maßhalten. Das ist im Endeffekt 
gleichbedeutend mit der materiellen Absiche­
rung der gesamten Kultur im Staat. Und zur 
Kultur gehört wieder Sparen, aber nicht Weg­
sparen. 

Budgetkonsolidierung heißt besser Wirt­
schaften und nicht "Nichtwirtschaften". 

Budgetkonsolidierung heißt nicht "weg mit 
dem Staat", sondern heißt, ihn ständig zu ver­
bessern. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Schon bei der Erstellung des 
Budgets 1985 hatte sich die Bundesregierung 
das Ziel gesetzt, das Wachstum der Ausgaben 
unter der Steigerung des Bruttoinlandspro­
dukts zu halten, das Bruttodefizit zu 
stabilisieren und das Nettodefizit zu senken. 

Das bedeutete, den Bruttoabgang mit etwa 
94 Milliarden Schilling zu fixieren, den Net­
toabgang auf 60,5 Milliarden Schilling zurück­
zunehmen. 

Trotz restriktiven Budgetvollzugs ist anzu­
nehmen, daß durch eine Reihe von Mehraus­
gaben, für deren Finanzierung der Bund im 
Jahr 1985 vorzusorgen hatte, der voraussicht­
liche Erfolg zwar brutto unter dem prognosti­
zierten Wert bei rund 93 Milliarden Schilling, 
netto jedoch bei 64 Milliarden Schilling liegen 
wird. 

Der Bundesvoranschlag 1986 weist Gesamt­
ausgaben von 492,5 Milliarden Schilling und 
Gesamteinnahmen von 388,7 Milliarden Schil­
ling auf, sodaß das Bruttodefizit 103,7 Milliar­
den Schilling beträgt. 

Werden gemäß internationaler Konvention 
die Finanzschuldtilgungen in Höhe von 38,1 
Milliarden Schilling abgezogen, so beläuft 
sich das Nettodefizit auf 65,6 Milliarden Schil­
ling. Das entspricht einem Anteil am Brutto­
inlandsprodukt von 4,5 Prozent. 

Hohes Haus! Lassen Sie mich auf die Erar­
beitung des Bundesvoranschlags 1986 zurück­
blenden und als Ausgangspunkt die "Budget­
vorschau" des Beirats für Wirtschafts- und 
Sozialfragen nehmen. 

Das veranschlagte Nettodefizit des Bundes 
liegt um knapp 2 Milliarden Schilling unter 
dem von den Experten der Sozialpartner vor­
ausberechneten Budgetabgang. Dieses Ergeb­
nis war nur durch eine Reihe außerordentlich 
restriktiver Schritte möglich. Dies umso 
mehr, als bei zwei sehr wesentlichen Auf­
wandsgruppen mit überproportionalem 
Wachstum gerechnet werden mußte. 

Die Positionen Finanzschuldenaufwand mit 
82,3 Milliarden Schilling und Bundesbeitrag 
zur Sozialversicherung mit 47 Milliarden 
Schilling werden 1986 Wachstumsraten von 
10,7 Prozent beziehungsweise 11,1 Prozent 
gegenüber dem BVA 1985 aufweisen. 

Angesichts dieser Zahlen ist es klar, daß 
das Gesamtwachstum der Ausgaben nur dann 
im Rahmen von etwa der Zuwachsrate des 
Sozialprodukts verlaufen kann, wenn in ande­
ren Bereichen die Ausweitungen unterdurch­
schnittlich erfolgen. Diese Notwendigkeit hat 
sicherlich die Verhandlungen für das Budget 
1986 nicht erleichtert. 

Die an sich verständlichen Ressortwünsche 
hätten auch zunächst zu einem Bruttoabgang 
von 130 Milliarden Schilling geführt. In 
äußerst schwierigen, aber kooperativ geführ­
ten Verhandlungen konnte Einigung über das 
Ihnen hiemit präsentierte Ergebnis erzielt 
werden. Ich danke an dieser Stelle meinen 
Kollegen in der Bundesregierung und allen 
beteiligten Beamten. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) . 

Es sollte erwähnt werden, daß die Aufgabe 
zu lösen war, für eine Reihe von Ausgaben 
Vorkehrung zu treffen, die weder im Bundes­
haushalt 1985 noch in der Vorschau des Bei­
rats enthalten beziehungsweise in der erfor­
derlichen Höhe in Ansatz gebracht worden 
waren. 

Allein derartige Sonderfaktoren, wie etwa 
der Finanzausgleich, das landwirtschaftliche 
Preisausgleichssystem oder die Umweltoffen­
sive bedeuten geg~nüber dem Bundesvoran­
schlag 1985 eine Mehrbelastung von rund 
6 Milliarden Schilling, gegenüber der Beirats­
prognose für 1986 von deutlich über 8 Milliar­
den Schilling. 

Voraussetzung jeder längerfristigen Bud-
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getkonsolidierung ist allerdings, Budgetscho­
nung nicht als Kategorie der politischen 
Herbstarbeit, sondern als ganzjährigen Impe­
rativ zu beachten. 

Daß es trotz der geschilderten außerordent­
lichen Belastungen gelungen ist, den Bundes­
haushalt nahezu im Rahmen des Vorjahres zu 
halten, zeigt, wie ernst die Bundesregierung 
den Konsolidierungsgrundsatz verfolgt. Es 
war notwendig, neue Wege der Aufwandssen­
kung zu beschreiten. Ein Beispiel für viele ist 
die Ausschaltung von langj ährigen Defizitträ­
gern, also die Umstrukturierung von Betrie­
ben, in einem Fall sogar die Liquidation. 

Ähnlich hat sich auch die restriktive Perso­
nalaufnahmepolitik ausgewirkt. Trotz neuer 
Aufgaben wurde der Personalstand nahezu 
konstant gehalten. Schließlich sei festgestellt, 
daß auch bei den Förderungsinstrumenten 
Flexibilität geübt wurde und ich angesichts 
einer erfreulichen industriellen Investitions­
tätigkeit das TOP-Kreditvolumen für 1986 vor­
erst um 30 Prozent reduziert habe. 

Hohes Haus! Ein fachgerechtes Urteil über 
die Politik der Haushaltskonsolidierung 
bedarf jedoch einiger weiterer tiefergehender 
Erläuterungen. 

Zunächst sind, um die tatsächliche 
Zuwachsrate der Ausgaben und Einnahmen 
des Bundesvoranschlages 1986 gegenüber 
dem Vorjahr festzustellen, die Bruttoausga­
ben und -einnahmen jeweils um die internen 
Überweisungen zu bereinigen, die mit rund 
8,6 Milliarden Schilling Doppelverrechnungen 
darstellen. Die derart bereinigten Ausgaben 
zeigen eine Zuwachsrate gegenüber dem BV A 
des Vorjahrs von 5,7 Prozent, ein Wert, der 
der Wachstumsrate des Sozialprodukts ent­
spricht. 

Betrachtet man weiters die um den Finanz­
schuldenaufwand von 82,3 Milliarden Schil­
ling bereinigten Ausgaben, somit 401,6 Mil­
liarden Schilling, und setzt sie in Relation 
zum BVA 1985, so verringert sich der Ausga­
benzuwachs auf 4,7 Prozent und liegt klar 
unter der gesamtwirtschaftlichen Wachstums­
rate. 

Die um Tilgungen und Doppelverrechnun­
gen bereinigte Staatsquote wird einen Rück­
gang von 31,3 Prozent im Jahr 1985 auf 30,9 
Prozent im Jahr 1986 zeigen. 

An dieser Stelle möchte ich unterstreichen, 
daß es trotz aller Besonderheiten der Budget­
erstellungsaufgabe 1986 gelungen ist, den um 

den Finanzschuldenaufwand, das heißt um 
Tilgung und Zinsen reduzierten Abgang 
gegenüber 1983 von 38 Milliarden Schilling 
auf 21 Milliarden Schilling im Jahr 1986 zu 
reduzieren. Das ist nahezu eine Halbierung. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.j 

Festzuhalten ist einmal mehr, daß die berei­
nigten Einnahmen mit dem erwarteten 
Wachstum des Bruttoinlandsproduktes nicht 
Schritt halten und im BVA 1986 lediglich mit 
einer Zunahme von 4,6 Prozent angenommen 
werden konnten. 

Für das Jahr 1986 werden für die öffentli­
chen Abgaben Bruttoeinnahmen von 356,5 
Milliarden Schilling und Nettoeinnahmen von 
218,3 Milliarden Schilling veranschlagt. Der 
Bund wird somit von seinen Gesamteinnah­
men an die Länder, Gemeinden, Fonds und 
sonstigen Stellen 138,2 Milliarden Schilling, 
also um rund 9,5 Milliarden Schilling oder 7,3 
Prozent mehr als im Vorj ahr, überweisen. 

Auch dies sollte Beachtung finden. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Beachtung sollte ebenfalls der Umstand fin­
den, daß wir mit einem Nettoabgang in Höhe 
von 4,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
nicht nur das Schätzergebnis des Jahres 1985 
hinter uns lassen, sondern auch im internatio­
nalen Vergleich damit ausgezeichnet 
abschneiden: nur Frankreich, Großbritannien, 
die BRD, Norwegen und die Schweiz verzeich­
nen geringere Werte, wogegen Japan, die Nie­
derlande, USA, Italien, Belgien, Dänemark, 
Schweden und Kanada eine höhere, zum Teil 
eine beträchtlich höhere Schuldenbelastung 
ihres Sozialprodukts zu tragen haben. 

Hohes Haus! Zahlreiche Wünsche, die für 
1986 an das Bundesbudget gestellt worden 
sind und denen man in individueller Sicht 
Berechtigung nicht einmal absprechen kann, 
konnten keine Berücksichtigung finden. Dies 
betrifft nahezu alle Budgetkapitel. Bereits im 
Vorfeld der parlamentarischen Verhandlun­
gen über den Bundesvoranschlag 1986 wur­
den die Gegenvorstellungen der Betroffenen 
laut. 

Ich muß all diese Gruppierungen in unse­
rem Land mit Bestimmtheit um Verständnis 
dafür bitten, daß das Gebot der Budgetkonso­
lidierung die Erfüllung ihrer Anliegen nicht 
zuläßt. Wir dürfen es uns im Interesse unse­
res Staatsganzen nicht erlauben, die Ausgabe­
nentwicklung und damit die Staatsverschul­
dung außer Kontrolle geraten zu lassen! 
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Wenn es gilt, meine Damen und Herren -
und ich glaube, es gilt -, daß wir unsere 
Umwelt, unsere Natur nicht von unseren 
Vätern geerbt, sondern von unseren Kindern 
geborgt haben, dann haben wir trotz des soge­
nannten Generationenvertrags auf finanziel­
lem Gebiet nicht das Recht, unseren Nachfah­
ren Bürden zu hinterlassen, die geeignet sind, 
sie in ihrer eigenen Entwicklung maßgeblich 
zu behindern. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Aber, meine Damen und Herren, zieht man 
ins Kalkül, daß der Voranschlag 1986 restrik­
tiv und sparsam erstellt wurde, ohne die 
Erfüllung der von allen anerkannten staatli­
chen Funktionen zu gefährden, und 

zieht man ins Kalkül, daß mit dem Voran­
schlag maßgebliche positive Strukturverände­
rungen eingeleitet werden -in der Verkehrs­
politik, in der Wissenschafts- und Forschungs­
politik, in der öffentlichen Personalpolitik, in 
der Familienpolitik, in der Umweltpolitik, in 
der Wirtschaftsförderungspolitik, um nur 
einige wichtige Bereiche zu nennen - und 

zieht man ferner ins Kalkül, daß Experten 
noch vor Jahresfrist von einem "nicht dar­
stellbaren" Budget 1986 gesprochen haben, 
dann ist die Feststellung angebracht, daß die 
gemeinsamen Anstrengungen der sozialisti­
schen und der freiheitlichen Mitglieder der 
Bundesregierung zur Ausarbeitung eines 
Haushaltsentwurfs geführt haben, der die 
Grundlage zur konstruktiven weiteren Arbeit 
im Interesse unserer Wirtschaft und damit 
unseres Staates bildet. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Hohes Haus! Lassen Sie mich nunmehr zur 
Frage der ökonomischen Wirkung des Bun­
desvoranschlags 1986 kommen. 

Durch die gegenüber dem Voranschlag 1985 
zu erwartende Erhöhung des Nettodefizits, 
die vor allem auf Sozial-, Personal- und Preis­
stützungsmehraufwendungen zurückzufüh­
ren und damit zum Großteil den inlandswirk­
samen Aufwendungen zuzurechnen ist, kann 
für 1985 mit einer annähernd neutralen Kon­
junkturwirkung gerechnet werden. 

Der BVA 1986 wird saldenmäßig gegenüber 
dem voraussichtlichen Ergebnis 1985 nur 
wenig abweichen. 

Auch in diesem Zusammenhang ist zu wie­
derholen, daß sich sowohl auf der Einnah­
men- als auch auf der Ausgabenseite die soge­
nannten automatischen Stabilisatoren, also 
jene Faktoren, die in der Aufschwungsphase 

die Ausgaben entlasten und die Einnahmen 
erhöhen, somit zu einer Verringerung des 
Defizits führen sollten, weiterhin kaum aus­
wirken. 

Global gesehen kann der Entwurf zum BVA 
1986 ohne Konjunkturausgleichs-Voranschlag 
als leicht restriktiv bis konjunkturneutral 
bezeichnet werden. 

Der BVA 1986 sieht allein für Investitionen 
und Investitionsförderung Bundesmittel im 
Ausmaß von 76,9 Milliarden Schilling vor. Das 
unter diesem Titel um nahezu 3 Milliarden 
Schilling steigende Ausgabenvolumen hat 
definitionsgemäß die höchste Mulitiplikator­
wirkung und strahlt auf sämtliche Bereiche 
der österreichischen Wirtschaft aus. Beson­
dere Beachtung sollte dabei der Anstieg der 
für den Wohnungsbau bereitstehenden Gelder 
finden, die 1986 mit 18,0 Milliarden Schilling 
nach 16,2 Milliarden Schilling 1985 budgetiert 
sind. 

Hohes Haus! Die ökonomische Wirkung des 
Bundesvoranschlags 1986 entspricht dem 
dezidierten Willen der Bundesregierung, mit 
der Budgetkonsolidierung fortzufahren, ohne 
die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Grundfesten unseres Landes durch abrupte, 
von der Bevölkerung nicht getragene und von 
Entscheidungsträgern nicht verantwortbare 
Maßnahmen zu zerstören. 

Für die österreichische Bundesregierung 
hat die nachhaltige Absicherung eines hohen 
Beschäftigungsgrades in unserem Land pri­
mären Stellenwert. Die Zahl der Beschäftig­
ten insgesamt konnte zwar trotz Wachstums­
verflachung, trotz intensiver Rationalisierung 
und trotz technischen Fortschritts erhöht wer­
den, dennoch verdienen Arbeitslosenraten 
von knapp 5 Prozent unsere ganze Aufmerk­
samkeit, auch wenn Österreich zu den 
beschäftigungspolitisch beispielgebenden 
Staaten der OECD zählt. 

Das Funktionieren der Wirtschaft muß im 
Mittelpunkt der Beschäftigungspolitik stehen. 
Gewerkschaften wie Wirtschaftstreibende 
können auch in Zukunft darauf bauen, daß 
die Bundesregierung eine Politik der Stär­
kung der wirtschaftlichen Leistungskraft 
Österreichs verfolgt. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Ökonomische Prosperität und soziale 
Sicherheit sind bei uns untrennbar verbun­
den. Das demokratische Gefüge unseres Staa­
tes baut darauf auf. Wer glaubt, im Namen 
seines politischen Credos das soziale Netz 
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prinzipiell in Frage stellen zu müssen, 
destabilisiert bewußt unser gesellschaftliches 
System. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Pensionsreform, wie sie in der 
40. Novelle zum ASVG Gestalt angenommen 
hat, ist Beispiel für eine Politik mit Augen­
maß. Hier fortzusetzen ist sicherlich eine 
bedeutende Aufgabe der Zukunft. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, die 
durch die Pensionsreform gewonnene Zeit zu 
nützen und in Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern Vorschläge zu erarbeiten, die 
unseren Vorsprung in Fragen der Beschäfti­
gung wie der sozialen Sicherheit auch für die 
neunziger Jahre absichern. Im Bundesvoran­
schlag sind für die Ausgabenbereiche soziale 
Wohlfahrt und Gesundheit über 120 Milliar­
den Schilling vorgesehen. 

Meine Damen und Herren! Österreich hat 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes im letz­
ten Jahr eine beispielgebende Rolle übernom­
men. 

Die Abgasregelungen für PKW und LKW 
haben gezeigt, daß auch ein kleiner Staat bei 
sorgfältiger Vorbereitung und überlegter Vor­
gangsweise entschiedene Maßnahmen setzen 
kann. 

Wir haben uns dabei, was die Personen­
kraftwagen betrifft, zu einer aktiven und 
zugleich dosierten Förderungspolitik ent­
schlossen. 

Grundsätzlich ist es allerdings das Bestre­
ben der Bundesregierung, gemeinsam mit der 
österreichischen Wirtschaft Lösungsmodelle 
zu erarbeiten, die ein weitgehendes Zusam­
menspiel von marktwirtschaftlichen und 
umweltschonenden Elementen vorsehen. 

Der Staat kann Anregungen geben und 
gesetzliche Vorkehrungen treffen. Er sollte 
aber nicht die Umweltgesinnung der Bevölke­
rung zu ersetzen suchen. 

Das zwar noch junge, aber bereits bewährte 
Instrumentarium des Umweltfonds, dem auch 
1986 wieder 1 Milliarde Schilling zur Verfü­
gung stehen wird, und die Möglichkeiten des 
seit vielen Jahren so erfolgreich wirkenden 
Wasserwirtschaftsfonds sind zweckmäßige 
Einrichtungen einer aktiven und von Wirt­
schaftlichkeit geprägten Umweltinvestitions­
politik. Die Arbeit dieser Institutionen zu för­
dern, ist auch 1986 erklärtes Ziel der Bundes­
regierung. 

Mit Anfang dieses Jahres ist die Vereinba­
rung über die Krankenanstaltenfinanzierung 
in Kraft getreten. Damit wird der Krankenan­
stalten-Zusammenarbeitsfonds mit verbesser­
ten Möglichkeiten weitergeführt. Die Forcie­
rung neuer, leistungsbezogener Finanzie­
rungssysteme, ohne daß der Rechenstift zu 
Lasten des Kranken geht, ist das Ziel. Die 
Aufstockung der für die Gesundheitsvorsorge 
bereitgestellten Mittel über 10 Prozent spricht 
für sich. 

Budgetkonsolidierung darf - wie ich schon 
sagte - nicht zum Verzicht auf politischen 
Aktionsraum führen. Auch heuer kommt es 
daher zu neuen familienpolitisch orientierten 
Maßnahmen. 

Hiezu zählen die Erhöhung der Familien­
beihilfen für Kinder über zehn Jahre sowie 
für erheblich behinderte Kinder und die 
Gewährung einer Familienbeihilfe für 
arbeitslose Jugendliche zwischen dem 19. und 
dem 21. Lebensjahr. Für Familienangelegen­
heiten einschließlich Konsumentenschutz ste­
hen im Bundesvoranschlag 1986 rund 37,2 
Milliarden Schilling zur Verfügung. 

Hohes Haus! Im BVA 1986 sind für das Bun­
desministerium für Unterricht, Kunst und 
Sport 38,6 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Im Rahmen der gegebenen Grenzen kön­
nen alle Aufgaben des Ministeriums erfüllt 
und neue Schwerpunkte gesetzt werden: 

Das Budget enthält die finanziellen Vorsor­
gen für die Umsetzung der im September in 
Kraft getretenen Maßnahmen der 8. Schulor­
ganisationsgesetz-Novelle. 

Auch die Förderungsmittel für die Erwach­
senenbildung konnten für 1986 erhöht wer­
den. 

Der Filmförderungsfonds wird 1986 doppelt 
so hoch dotiert werden wie 1985. 

Ebenso sind erheblich mehr Mittel als 1985 
für Zwecke der Sportförderung vorgesehen. 

Wissenschaft und Forschung sind Schlüs­
selbereiche für unsere Zukunft; ihnen die 
nötige Unterstützung zu geben, ist daher ein 
Gebot vorausschauender Politik. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Wissenschaft und Forschung, Universitäten 
und Hochschulen werden im Bundesvoran­
schlag 1986 aus diesem Grund auch eine 
bevorzugte Behandlung erfahren. Der 
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Gesamtausgabenrahmen für Wissenschaft 
und Forschung wird 1986 um fast 1,3 Milliar­
den Schilling oder 10 Prozent wachsen. (Neu­
erlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

An dieser Stelle ist auch anzumerken, daß 
in dem gegenwärtig in parlamentarischer 
Behandlung befindlichen Entwurf des Abga­
benänderungsgesetzes für Forschungszwecke . 
steuerliche Verbesserungen vorgesehen sind. 

Hohes Haus! 30 Jahre nach Abschluß des 
österreichischen Staatsvertrages ist die 
außenpolitische Linie unseres Landes im 
Inneren unbestritten und vom Ausland aner­
kannt. An die 100 österreichische Vertre­
tungsbehörden arbeiten in aller Welt nicht 
nur im Dienst ihrer Heimat, sondern sie 
haben vielfach Aufgaben des Ausgleichs und 
der Verständigung übernommen. 

Haben wir nie gezögert, Hilfesuchenden 
Unterstützung zu gewähren, so müssen wir 
doch auch bekennen, daß wir auf dem Gebiet 
der materiellen Entwicklungshilfe noch Nach­
holbedarf haben. 

Mit dem dieser Tage vom Präsidenten der 
Weltbank und mir unterfertigten Kofinanzie­
rungs-Abkommen haben wir ein neues Instru­
ment der sinnvollen Zusammenarbeit 
geschaffen, das durch seine Möglichkeiten 
beispielgebend ist. 

Meine Damen und Herren! Die Republik 
Österreich garantiert ihren Bürgern ein 
hohes Maß an Sicherheit. Die Zahl der Ver­
brechen sinkt, und die Aufklärungsquote ist 
eine der höchsten in der Welt. 

Diese Erfolge sind auf Verbesserungen in 
der Ausbildung der Exekutive, auf die Moder­
nisierung ihrer Ausrüstung und auf mehr 
Bürgernähe und den erweiterten Bürger­
dienst durch die Sicherheitsbehörden zurück­
zuführen. 

Dieser Weg ist fortzusetzen, und daher ist 
die schrittweise Umrüstung der Exekutive 
und die Verbesserung ihrer Kommunikat­
sionssysteme zügig durchzuführen. 

Für den Justizbereich sind im Voranschlag 
19865,3 Milliarden Schilling vorgesehen. Mit 
den zusätzlich zur Verfügung stehenden Mit­
teln wird vor allem eine weitere Verbesserung 
der Effizienz des Gerichtswesens erreicht 
werden können. Insbesondere wird der Ein­
satz der Datenverarbeitung im gerichtlichen 
Mahnwesen erweitert und die Möglichkeit 

der modernen Bürokommunikation bei den 
Gerichten verstärkt genutzt werden. 

Im Bereich der Fürsorge für psychisch 
Kranke und Behinderte wird die Vereinssach­
walterschaft verstärkt ausgebaut werden. 

Hohes Haus! Mit den für das Jahr 1986 der 
Verteidigungspolitik zur Verfügung gestellten 
Mitteln in der Höhe von 17,7 Milliarden Schil­
ling ist neben der Erhaltung der Bereit­
schaftstruppe auch der Ausbau der Landwehr 
sichergestellt. 

Weitere Schwerpunkte sind die Beschaf­
fung von Sanitätsgerät, die Einführung eines 
neuen mittleren LKW-Typs sowie die Schaf­
fung der Infrastruktur für die Luftraumüber­
wachungsflugzeuge. 

Auch im Voranschlag für das Kapitel Land­
und Forstwirtschaft mußte 1986 den Erforder­
nissen des Sparbudgets Rechnung getragen 
werden. Trotzdem konnten vor allem die För­
derungsausgaben im Bereich des Grünen Pla­
nes mit insgesamt rund 2,3 Milliarden Schil­
ling gegenüber dem Voranschlag 1985 etwa 
gleichgehalten werden. Mehr als die Hälfte 
davon, nämlich 1,2 Milliarden Schilling, ent­
fallen auf das Bergbauern-Sonderprogramm. 

Bei allen Förderungen wird im kommenden 
Jahr noch stärker darauf geachtet werden, 
keine produktionssteigernden Maßnahmen zu 
treffen. Schwerpunkt der Förderung wird viel­
mehr die Strukturverbesserung sein. 

Für die Vollziehung des Weingesetzes 1985 
wurde finanzielle Vorsorge getroffen. 

Im Bereich der Überschußverwertung ist 
neuerlich eine dramatische Erhöhung . der 
Kosten festzustellen. So mußten die Ausga­
ben für Preisausgleiche gegenüber dem Vor­
anschlag 1985 um insgesamt 1,2 Milliarden 
Schilling oder 23 Prozent auf 6,2 Milliarden 
Schilling erhöht werden. Dies stellt einen 
neuen Rekordstand dar, wobei die Entwick­
lung auf den Weltmärkten noch eine weitere 
Verschärfung der Überschußprobleme im 
Agrarbereich befürchten läßt. Ein rasches 
Umdenken in der Produktions- und Stüt­
zungspolitik erscheint daher notwendiger 
denn je. Bestimmte Maßnahmen wurden 
schon eingeleitet. Auf alle Fälle handelt es 
sich um ein Problem, zu dem nicht nur unser 
Land, sondern sämtliche hochindustrialisierte 
Länder weitergehende Lösungen erarbeiten 
müssen. 

Im Bereich des Bundesministeriums für 
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Bauten und Technik stellt der Bundeshoch­
bau einen Bereich dar, in dem sich baupoliti­
sches Erfordernis mit hoher Arbeitsmarkt­
wirksamkeit verbindet. Insgesamt sieht der 
relevante Budgetansatz Ausgaben von 6,5 Mil­
liarden Schilling vor, wobei vor allem die 
beschäftigungsintensive Sanierung des Alt­
hausbestandes im Vordergrund steht. 

Im Bundesstraßenbau gilt 1986 das Prinzip 
der Wirtschaftlichkeit in besonderem Maße, 
ohne daß dabei aber die Belange der Ver­
kehrssicherheit vernachlässigt werden. 
Schwerpunkt der Investitionstätigkeit wird 
die Abrundung des Autobahn- und Schnell­
straßennetzes sein, wobei 1986 neue Teil­
stücke im Ausmaß von 66 respektive 33 km 
fertiggestellt werden können. 

Das Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie leistet Hilfestellung 
zur Anpassung der Wirtschaftsstrukturen an 
geänderte Marktverhältnisse. 

Die Förderungsaktionen im Bereich des 
Fremdenverkehrs und des Gewerbes haben 
Strukturverbesserungen der betroffenen 
Wirtschafts zweige initiiert. 

Das vorliegende Budget ermöglicht es dem 
Handelsministerium, auch in Hinkunft einzel­
nen Industriebereichen Hilfestellung zu 
gewähren. Dies geschieht unter dem Vorzei­
chen konkreter Ziele unter zeitlicher Befri­
stung entsprechend dem Grundsatz, direkte 
Förderungen nur als Hilfe zur Selbsthilfe zu 
geben. 

Eine Reihe von Maßnahmen zur Förde­
rungsreform, wie zum Beispiel Abbau von 
Doppelgeleisigkeiten und Überschneidungen, 
wurden gesetzt. Insbesondere im Bereich des 
Bundesministeriums für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr wird künftig die Indu­
strieförderung in vier Instrumentarien, näm­
lich dem ERP-Fonds, der Österreichischen 
Investitionskredit AG, der Finanzierungsga­
rantiegesellschaft und der zum Sozialministe­
rium ressortierenden Arbeitsmarktförderung 
konzentriert werden. Kürzere Bearbeitungs­
zeiten und serviceorientierte Förderung sind 
gewährleistet. Gleichzeitig wurden auch neue 
Schwerpunkte für den ERP-Fonds festgesetzt. 
Künftig sollen nur den Teilen der Industrie, 
die dem internationalen Wettbewerb ausge­
setzt sind, zinsgünstige Kredite für Investitio­
nen zur Verfügung gestellt werden. 

Auch eine Reform der Regionalförderung 
wurde in Angriff genommen, um Straffung 
und größere Übersicht zu erreichen. 

Besonders bewährt hat sich die gemein­
same Technologieförderung des Bundesmini­
steriums für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr und des Bundesministeriums für Wis­
senschaft und Forschung, die durch zwei wei­
tere Schwerpunkte, nämlich "Neue Werk­
stoffe" und "Umwelttechnologien", weiter 
ausgebaut werden wird. 

Die verstaatlichte Industrie konnte auf­
grund der konsequenten Weiterführung der 
Umstrukturierungs- und Rationalisierungs­
maßnahmen sowohl im Bereich der Tochter­
als auch der Enkelunternehmungen der ÖIAG 
im laufenden Jahr weitere Ergebnisverbesse­
rungen gegenüber 1984 erzielen. 

Aus dem 1983 für die verstaatlichte Indu­
strie geschnürten Finanzpaket der Bundesre­
gierung von insgesamt 16,6 Milliarden Schil­
ling stehen bis Ende 1986 noch 4,6 Milliarden 
Schilling zur Verfügung. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu die­
sem wichtigen Sektor der österreichischen 
Industrie, hält allerdings den Einsatz öffentli­
cher Mittel nur dann für angebracht, wenn 
dem Anspruch auf Strukturverbesserung ent­
sprochen wird, sodaß in Zukunft auch auftau­
chende Probleme von den Unternehmungen 
maßgeblich selbst gelöst werden sollen. 

Die Österreichische Post- und Telegraphen­
verwaltung sieht für 1986 Investitionsaufträge 
in der Höhe von 15,1 Milliarden Schilling vor, 
um ihre Dienstleistungen weiter zu verbes­
sern. 

Die ÖBB werden 1986 rund 9,4 Milliarden 
Schilling investieren. In diesem Rahmen ist 
für den Beginn des Ausbaues der Brenner­
route zur weiteren Verlagerung des Straßen­
güterverkehrs von der Straße auf die Schiene 
im Sinne der "rollenden Landstraße" vorge­
sorgt. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Die von mir dargestellten 
Schwerpunkte der Regierungstätigkeit sind 
Konzentrate der in den unzähligen Ressortan­
sätzen aufgelisteten Aktivitäten. 

Was nun die Inhalte des politischen Auf­
trags betrifft, so ist heute eines wichtiger 
denn je, nämlich die offene Erklärung gesell­
schaftlicher und wirtschaftlicher Zusammen­
hänge. Aufrichtigkeit und damit echte Ausein­
andersetzung mit Problemen und Lösungsan­
sätzen sind nicht nur eine Frage des politi-
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schen Klimas, sondern durchaus auch eine 
Frage politischer Moral. Es geht darum, bei 
schwierigen Problemen, etwa der künftigen 
Sicherung der Energieversorgung, alle rele­
vanten Aspekte, die für eine möglichst breite 
Entscheidungsfindung erforderlich sind, aus­
zuleuchten. 

Die Demokratie erfordert aber nicht nur 
offene Diskussion und Anerkennung berech­
tigter Minderheitsinteressen, sondern sie 
bedarf auch der politischen Entscheidung. Die 
Bundesregierung wird daher in Kürze der 
Öffentlichkeit ihre Absichten bezüglich künf­
tiger Ausbaupläne der Donau vorlegen. 

Meine Damen und Herren! Ein anderer 
Bereich, der Klarstellung dringend benötigt, 
ist das große Gebiet der Steuerdebatte und 
Einkommensverteilung. 

Wie in anderen Ländern hat auch in Öster­
reich das Steuerrecht nicht nur die Funktion, 
dem Staat zu Geld zu verhelfen, sondern es 
steht im Dienst einer Vielfalt wirtschaftlicher 
und sozialer Ziele. 

Die jüngste Diskussion zentriert um die 
Lohnsteuerreform. Es ist keine Frage, daß 
das Lohnsteueraufkommen in den letzten 
Jahren eine merkliche Dynamik aufwies und 
damit zunehmende Bedeutung erlangte. Sein 
Anteil an den Steuereinnahmen bewegt sich 
um 25 Prozent. Diese Entwicklung ist auf eine 
Reihe von Faktoren zurückzuführen, nicht 
zuletzt auf die relativ gute Beschäftigung 
sowie auf Einkommenssteigerungen. 

Ohne also die Anliegen weiter Kreise der 
Bevölkerung auf Reduzierung ihrer direkten 
Steuerleistung zu übersehen, muß man doch 
der Gesamtbelastung durch öffentliche Abga­
ben den Leistungsumfang der öffentlichen 
Hand gegenüberstellen. 

Gerade bezüglich seiner Einkommensbe­
steuerung liegt Österreich im internationalen 
Vergleich eher im unteren Mittelfeld, sowohl 
für die Lohnsteuerpflichtigen als auch für den 
Unternehmenssektor . 

Es trifft allerdings zu, daß gleichzeitig die 
Sozialversicherungsbeiträge relativ hoch lie­
gen. Diesen Abgaben stehen aber direkte Lei­
stungen gegenüber. 

Da die meisten Steuergesetze, insbesondere 
das Einkommensteuerrecht, eine große Zahl 
von sicherlich begründet eingeführten Aus­
nahmebestimmungen enthalten, ist diese 
Materie für den Steuerpflichtigen nicht nur 

kompliziert, sondern auch intransparent 
geworden. 

Wie immer Steuerreform konzipiert ist, sie 
muß sich den Zugang des Steuerpflichtigen zu 
seinen Rechten zum Anliegen machen. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

In Kenntnis der finanziellen Erfordernisse 
des Bundes halte ich es gerade in einer Zeit 
hoher Realzinsen und mit Hindernissen kon­
frontierter Industrie- und Wirtschaftsgesin­
nung für notwendig, einer Politik der Ver­
trauensbildung, der Budgetkonsolidierung 
und der überlegten Wirtschaftsbelebung den 
Vorrang gegenüber einer wenn auch aus ver­
ständlichen Gründen geforderten Lohnsteuer­
senkung zu geben. 

Für die Zukunft müssen sicherlich neue 
Lösungen vorbereitet werden. Es wird hiebei 
wesentlich darauf ankommen durch offene 
Worte Vertrauen zu schaffen, in welchem 
ohne Emotion über Nachteile und Begünsti­
gungen gesprochen und der Spielraum für 
eine glaubhafte Tarifermäßigung ausgelotet 
werden kann. 

Hohes Haus! Damit bin ich bei der Frage 
der Einkommensverteilung, die weit über den 
Aspekt der steuerlichen Korrektur der Pri­
märverteilung hinausgeht. 

Fragen der Einkommensverteilung sind 
sicherlich nicht nur auf Lohnpolitik oder 
Steuerpolitik beschränkt. Ihre Aktualität 
erhalten sie ja gerade aus dem etwa gegen­
über den siebziger Jahren schwächer ausge­
bildeten Wirtschaftswachstum. Verteilungs­
fragen stehen sehr wohl im Zusammenhang 
mit der globalen Wirtschaftspolitik und damit 
mit jener spezifisch-österreichischen 
Mischung von Nachfrage- und Angebotsele­
menten. 

Die bedeutendste Ausprägung der Vertei­
lungspolitik ist die Beschäftigungspolitik. Sie 
ist, meine Damen und Herren - das kann 
nicht oft genug betont werden -, die eigentli­
che Politik des gesellschaftlichen Wohlstands. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Von großer Bedeutung sind allerdings auch 
die relative Abgabenbelastung einerseits und 
die tatsächlichen Transfer- und Sachlei­
stungsflüsse andererseits. Diesbezüglich 
werde ich dem Parlament nach Vorliegen der 
Endergebnisse der gemäß Entschließung des 
Nationalrats von meinem Ressort in Auftrag 
gegebenen Verteilungs studie berichten. 
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Hohes Haus! Nicht in allen Staaten hat man 
bei der Durchsetzung sogenannter struktur­
politischer Programme auf die sich ausbrei­
tende Arbeitslosigkeit und die gesellschaftli­
che Lastenverteilung Rücksicht genommen. 
Vielfach hieß es, der ökonomischen Verkru­
stung sei nur mit drastischen Schritten Herr 
zu werden, der Gesundungsprozeß bedürfe 
einer radikalen Operation. 

Wie stellt sich unter dieser Argumentation 
die Situation der österreichischen Wirtschaft 
dar? 

Die Volkswirtschaft, insbesondere die öster­
reichische Industrie, konnte in jüngster Zeit, 
ganz besonders aber im Jahr 1985, ihre inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit kräftig stär­
ken. 

Österreichs Wirtschaft, exponiert sowohl im 
Export als auch gegenüber einem vielfältigen 
Importangebot, zeigt sich heute unbestreitbar 
gefestigt und ist - noch wichtiger - besser 
gerüstet als noch vor einigen Jahren. 

Das läßt sich folgendermaßen belegen: 

Die österreichische Industrie konnte zwi­
schen 1981 und 1985 ihre Produktivität um 
knapp 20 Prozent steigern. Damit wird sowohl 
'der EG-Wert als auch der der BRD deutlich 
übertroffen. 

Diesen Produktivitätsvorsprung verdanken 
wir aber nicht einem überproportionalen Ver­
lust an industriellen Arbeitskräften. Im 
Gegenteil: Die Gesamtbeschäftigung konnte 
stabilisiert und ausgebaut werden. Bei Indu­
striearbeitsplätzen etwa schneiden wir um 2 
Prozent besser ab als die EG-Länder. 

Andere Beispiele für die Stärke der öster­
reichischen Wirtschaft und die Tragfähigkeit 
ihrer Fundamente bieten das außenwirt­
schaftliche Gleichgewicht, die Saldendrehung 
der Handelsbilanz wichtiger hochwertiger 
Produktgruppen sowie die weit über den 
Dollarkurseffekt hinausgehende Exportstei­
gerung in die Vereinigten Staaten. Die ameri­
kanischen Einfuhren aus Österreich stiegen 
um 10 Prozent stärker als jene aus anderen 
Industrieländern, selbst Japan eingeschlos­
sen. 

Österreich konnte in den frühen achtziger 
Jahren den Investitionseinbruch, den andere 
Länder erfahren haben, abwehren. Mit der 
nunmehr allein in den letzten Jahren erfolg­
ten realen Ausweitung der Investitionen um 
fast 20 Prozent wird nicht nur die positive 

GrundeinsteIlung der Wirtschaft dokumen­
tiert, sondern es wird zugleich die Wettbe­
werbsstärke von morgen geschaffen. 

Hohes Haus! Es ist uns gelungen, struktur­
politische Ziele nicht nur zu formulieren, son­
dern auch zu erreichen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Industrielle Veränderungen, die die Welt in 
Atem halten, müssen nicht nur frühzeitig 
erkannt und umgesetzt werden, sondern 
Österreich muß darauf achten, in einer frühen 
Phase der Entwicklung - seinen Teil mitge­
staltend - dabei zu sein, um entsprechende 
Präsenz bei sich neu entwickelnden Markt­
segmenten zu erhalten. 

Wir verstehen uns zur Beachtung der für 
die Industrie der Zukunft dominanten Hoch­
technologie. Gleichzeitig dürfen wir einen 
Bereich nicht außer acht lassen, der gerade 
aus der Situation einer kleinen Volkswirt­
schaft besonders ertragreich eingesetzt wer­
den kann: Kreativität im Sinne unternehmeri­
scher Gestaltung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Das beste Design, der neueste Konsumarti­
kel, eine innovative Marketingstrategie oder 
der reine Know-how-Einsatz müssen Kern­
elemente unserer Wirtschafts struktur wer­
den. 

Die Programmatik der Wirtschaftsförde­
rung der Bundesregierung trägt auch für die 
nächsten Jahre diesen Zielen Rechnung. 

Strukturpolitik heißt aber nicht nur, durch 
Subventionen Umstellungen zu erleichtern, 
sondern auch Normen zu schaffen, die diese 
Neuordnungen unterstützten. Die Aktienför­
derung beispielsweise ist ein Weg, das gerade 
für investierende Unternehmungen so wich­
tige Risikokapital zu beschaffen. Sie wird in 
hohem Maße die Finanzierbarkeit neuer Pro­
jekte erst ermöglichen. 

Hohes Haus! Wir treten aber auch an die 
Neuordnung ganzer Sektoren heran. Hin­
sichtlich des heimischen Geldapparats verfol­
gen wir mit den Arbeiten an einem neuen 
Kreditwesengesetz zwei Hauptziele. 

Einerseits muß gerade dieser so sensible 
Sektor mit genügend eigenen Mitteln ausge­
stattet sein, um dem Vertrauen, das ihm im 
Inland und vom Ausland entgegengebracht 
wird, auch in Hinkunft gerecht werden zu 
können. 

Andererseits muß das Ertragselement wie­
der in den Vordergrund rücken, um die für die 

107. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 53

www.parlament.gv.at



9276 Nationalrat XVI. GP - 107. Sitzung - 23. Oktober 1985 

Bundesminister für Finanzen Dr. Vranitzky 

Bonität der Institute so wichtige Selbstfinan­
zierungskraft zu stärken. 

Eine große Zahl von detaillierten Bestim­
mungen ist notwendig, um in einem derart 
komplexen Bereich wie dem Geldwesen lang­
fristig wirksame Strukturziele zu erreichen. 

Ein weiteres sehr wesentliches Gesetzes­
vorhaben sieht die Bundesregierung in der 
Neugestaltung des Haushaltsrechts. 

Die Ende 1978 eingeleiteten parlamentari­
schen Beratungen über die Haushaltsrechts­
reform haben inzwischen zu einer so weitge­
henden Übereinstimmung aller im National­
rat vertretenen Parteien geführt, daß noch in 
dieser Legislaturperiode die Verabschiedung 
dieses Reformwerks erwartet werden darf. 

Hohes Haus! In einer sich so schnell verän­
dernden Welt ständig neuer Konkurrenz und 
neuer Entwicklungen können Erfolge von 
heute schnell zu Verlustquellen von morgen 
werden. 

Schlagworte wie "Kreativität", "Hochtech­
nologie" oder "Forschungsintensität" eignen 
sich hervorragend für leere Effekte, wenn sie 
nicht umgesetzt werden. Wir werden sie 
umsetz~n. Die Bundesregierung trägt das 
Ihre dazu bei. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 
Begriffe wie "Umweltschutz", "Arbeitsplatzsi­
cherung" oder "intelligente Produkte" sind so 
lange Worthülsen, solange nicht die Umwelt 
geschützt, die Arbeitsplätze gesichert und die 
Produkte verkauft werden. 

Die österreichische Wirtschaft ist auf dem 
richtigen Weg. Der Staat nimmt dabei die ihm 
zukommende Aufgabe wahr. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Hohes Haus! Alles staatliche Handeln im 
genannten Zusammenhang muß sich über­
sichtlich darstellen. 

Nur vor dem Hintergrund transparenter 
öffentlicher Administration wird sich die so 
reich vorhandene Kreativität in u,nserem 
Land voll auf das Erschließen von Neuem 
konzentrieren können. 

Die historische Dimension zeigt, daß unser 
politisches Tun keineswegs auf wirtschaftspo­
litisches Agieren beschränkt werden darf. 

Die Themen, die das politische Bewußtsein 
einer Zeit prägen, ändern sich laufend. 

Die Friedensepoche Europas nach dem 

Zweiten Weltkrieg war, wenn auch mit variie­
renden Akzenten, im wesentlichen von ökono­
mischen Fragen beherrscht. Auch heute domi­
nieren Begriffe wie "Arbeit" und "Effizienz". 
Selbst der Begriff "Sicherheit" wird glückli­
cherweise von unserer Jugend mit Sozialem 
assoziiert. 

Ähnlich wie es für unsere Demokratie 
unabdingbar ist, daß der Staat und seine 
Institutionen von der Bevölkerung akzeptiert 
und anerkannt werden, ist es eine Frage des 
politischen Klimas, ob die Gesellschaft 
sowohl wirtschaftlich erfolgreich als auch als 
freie Gemeinschaft funktioniert. 

Die Aufgabe reicht in Gebiete der schöpferi­
schen Freiheit, Kunst und Denken sollen und 
müssen frei von Bürokratie und starrer Orga­
nisation bleiben. (Präsident Dr. S ti x über­
nimmt den Vorsitz.) 

Auch wenn wir in der geradezu modisch 
gewordenen Beschäftigung mit der Zeit des 
ausklingenden 19. und des beginnenden 
20. Jahrhunderts vielfach Kreativität mit der 
eher bitteren und bedrückenden Epochen­
wende verbinden, sollten wir doch gerade 
heute klarstellen, daß der geistige Aufbruch 
unseres Landes nach dem Zweiten Weltkrieg 
in die Zeit des sich aufbauenden Wohlstands 
fiel. 

Die Synthese zwischen materiellem Wohl­
stand und der Freiheit des Denkens und 
Schaffens wird immer unser eigentliches 
Bemühen sein. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Die Bundesregierung legt 
Ihnen einen Bundesvoranschlag für 1986 vor, 
der bei voller Aufrechterhaltung der Funk­
tionsfähigkeit der öffentlichen Leistungen 
gravierende Korrekturen vorsieht, um der 
Gesamtsituation Rechnung zu tragen. 

Eine ökonomische Sinnhaftigkeit in den 
Vordergrund stellende Konsolidierungspolitik 
wurde fortgesetzt, bei der auch viele Ansprü­
che und Wünsche unerfüllt bleiben mußten. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
bitte Sie, diesem Bundesvoranschlag 1986 
Ihre Zustimmung zu erteilen. (Langanhalten­
der, lebhafter Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 14.00 

2. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Bericht des Bundeskanzlers. mit 
dem der Tätigkeitsbericht des Verfassungsge­
richtshofes (111-103 der Beilagen) für das Jahr 

1984 vorgelegt wird (741 der Beilagen) 
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3. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Bericht des Bundeskanzlers, mit 
dem der Tätigkeitsbericht des Verwaltungsge­
richtshofes (111-105 der Beilagen) für das Jahr 

1984 vorgelegt wird (742 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 2 und 3 der heutigen Tages­
ordnung, über welche die Debatte unter 
einem durchgeführt wird. 

Es sind dies 

der Tätigkeitsbericht des Verfassungsge­
richtshofes für das Jahr 1984 und 

der Tätigkeitsbericht des Verwaltungsge­
richtshofes für das Jahr 1984. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
Abgeordneter Schuster. Ich bitte ihn, die 
Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Schuster: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des Ver­
fassungsausschusses zu 741 der Beilagen über 
den Bericht des Bundeskanzlers, mit dem der 
Tätigkeitsbericht des Verfassungsgerichtsho­
fes für das Jahr 1984 vorgelegt wird (111-103 
der Beilagen). 

In seinem Bericht nimmt der Bundeskanz­
ler insbesondere zur Vorgangsweise des Bun­
desministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft bei Vollzug des Außenhandelsgesetzes 
1984 und weiters zur Frage der Einführung 
eines administrativen Rechtszuges gegen die 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehörd­
licher Befehls- und Zwangsgewalt Stellung. 

Der Tätigkeitsbericht des Verfassungsge­
richtshofes behandelt unter anderem den 
Geschäftsgang im Berichtszeitraum, die Per­
sonalsituation, die Maßnahmen zur Entla­
stung des Gerichtshofes und Wahrnehmun­
gen des Gerichtshofes bei seiner Tätigkeit. 

Der Verfassungsausschuß hat die Vorlage 
am 17. Oktober 1985 in Beratung gezogen und 
nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. 
Paulitsch, Dr. Lichal, Dr. Gugerbauer und 
Dipl.-Ing. Flicker sowie des Staatssekretärs 
Dr. Löschnak einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme des Berich­
tes des Bundeskanzlers zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundeskanzlers, mit dem der Tätigkeits­
bericht des Verfassungsgerichtshofes für das 

Jahr 1984 vorgelegt wird (111-103 der Beila­
gen), zur Kenntnis nehmen. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Verfas­
sungsausschusses zu 742 der Beilagen über 
den Bericht des Bundeskanzlers, mit dem der 
Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichtsho­
fes für das Jahr 1984 vorgelegt wird (III-105 
der Beilagen). 

Im vorliegenden Bericht nimmt der Bun­
deskanzler unter anderem zu den vom Ver­
waltungsgerichtshof aufgeworfenen Personal­
und Besoldungsfragen Stellung. Er weist dar­
auf hin, daß Gespräche über eine Planstelle 
für einen zweiten Vizepräsidenten des 
Gerichtshofes noch .nicht abgeschlossen sind. 
Hinsichtlich der Frage der Angleichung der 
Bezüge der Mitglieder des Verwaltungs ge­
richtshofes an jene der Mitglieder des Verfas­
sungsgerichtshofes verweist der Bundeskanz­
ler auf die Stellungnahme der Bundesregie­
rung zum Tätigkeitsbericht des Verwaltungs­
gerichtshofes für das Jahr 1980. 

Gegenstand des Tätigkeitsberichtes des 
Verwaltungsgerichtshofes sind die Personal­
verhältnisse beim Gerichtshof, die Übergabe 
des neuen Amtsgebäudes Jordangasse 9 an 
die beiden Gerichtshöfe des öffentlichen 
Rechts und die Einrichtung einer automa­
tionsunterstützten Datenverarbeitungsan­
lage; ferner Wahrnehmungen des Gerichtsho­
fes bezüglich der Bezeichnung der belangten 
Behörde, der Aufnahme von Niederschriften 
nach den Bestimmungen des AVG und der 
Durchführung von Personalvertretungswah­
len. 

Der Verfassungsausschuß hat die Vorlage 
am 17. Oktober 1985 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Haus die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu 
empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundeskanzlers, mit dem der Tätigkeits­
bericht des Verwaltungsgerichtshofes für das 
Jahr 1984 vorgelegt wird (111-105 der Beila­
gen), zur Kenntnis nehmen. 

Herr Präsident! Da Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, die Debatte zu eröffnen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Dr. Paulitsch. Ich erteile es ihm. 
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14.06 

Abgeordneter Dr. Paulitsch (ÖVP): Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bericht über den 
Verfassungsgerichtshof, datiert vom 15. März 
des heurigen Jahres, kommt jetzt im Parla­
ment zur Behandlung. 

Ich glaube, daß das Jahr 1984 gerade für 
den Bereich des Verfassungsgerichtshofes ein 
sehr wesentliches Jahr war. Das ist letzten 
Endes auch dem Bericht selbst, den detaillier­
ten Statistiken zu entnehmen. Der Arbeitsum­
fang dieses Höchstgerichtes resultiert aus 
einem Anfall von genau 1214 Fällen, dazu 
kommt ein nicht unerheblicher Rückstand 
aus dem Jahre 1983. Zusammen waren das 
um fast 200 Beschwerden mehr als im Ver­
gleichsjahr 1983. 

Erfreulich in diesem Bereich ist, daß die 
Erledigungsquote höher gelegen ist als jene in 
den Vorjahren. 

Ich glaube, daß man bei einer wertneutra­
len Betrachtung dieses Berichtes auch fest­
stellen kann, daß der Zustand in diesem 
Bereich nunmehr erträglich ist, vor allen Din­
gen deshalb, weil ein Anwachsen des Rück­
standes nicht festzustellen ist. Außerdem 
glaube ich, daß die Probleme, die seinerzeit 
dagewesen sind, mehr oder minder beseitigt 
werden konnten, insbesondere im Bereich der 
räumlichen Unterbringung des Verfassungs­
gerichtshofes. 

Wenn man den Äußerungen des Vertreters 
des Bundeskanzleramtes, des Herrn Staatsse­
kretärs Löschnak, Glauben schenken darf, 
dann können wir erwarten, daß der Rück­
stand, der derzeit besteht, im kommenden 
Jahr vielleicht noch um ein Drittel abgebaut 
werden kann. Damit wären wir endgültig vom 
enormen Stau der Akten der siebziger Jahre 
weggekommen. 

Ich glaube auch, daß die negativen Presse­
berichte, die damals natürlich gebracht wur­
den, heute nicht mehr angebracht sind. In den 
Jahren 1976 bis 1980 mußten wir feststellen, 
daß der Rückstand an Akten beim Verfas­
sungsgerichtshof auf das Dreifache angestie­
gen war. 

Hohes Haus! Damals hat das Parlament mit 
Recht Alarm geschlagen. Wir haben auch die 
Rufe aus dem Verfassungsgerichtshof gehört. 
Daß wir bereit waren, Abhilfe zu schaffen, 
war selbstverständlich, denn auch für das 
Parlament ist natürlich die Frage der raschen 

Rechtsdurchsetzung im Bereich der Verfas­
sung sehr wesentlich. 

Das gilt in weiterer Folge auch für die 
gesamte staatliche Verwaltung, für unsere 
demokratischen Einrichtungen und letzten 
Endes auch für den rechtsuchenden Bürger. 

Unsere damalige Forderung nach einer zeit­
nahen Effektivität der Entscheidungen war 
sicherlich angebracht und auch richtig. Aber 
auf der anderen Seite hat der Verfassungsge­
richtshof mit Recht vom Parlament bezie­
hungsweise vom Gesetzgeber gefordert, daß 
die nötigen Voraussetzungen geschaffen wer­
den, um diese Effektivität auch zu gewährlei­
sten. 

Lassen Sie mich noch auf ein paar Details 
zu sprechen kommen. Sieht man die Statistik 
der belangten Behörden kurz durch, so kann 
man feststellen, daß auch heuer wieder, im 
Bericht 1984, ein überragender Anteil von 
Beschwerden Fragen der Finanzen und des 
Abgabenverfahrens betreffen. Diese stei­
gende Tendenz bietet uns natürlich Anlaß, zu 
fragen, warum es gerade in diesem Bereich zu 
solchen Steigerungen kommt. Ich glaube, daß 
hier sicherlich bekannte Tatsachen angeführt 
werden können, wie etwa eine sehr bela­
stende und unübersichtliche Steuergesetzge­
bung sowie Jahr für Jahr eine Fülle von Abga­
benänderungsgesetzen. Wenn auch nur ein 
Gesetz kommt, so werden doch in vielen 
Abgabengesetzen Änderungen durchgeführt. 
Es wird auch bemerkt, daß bestimmte 
Gesetze nur für einen kurzen Zeitraum Gül­
tigkeit haben, abgeändert werden und 
dadurch in der Verwaltung und in der Admini­
stration dieser Gesetze erheblicher Zeitver­
lust eintritt. 

Hohes Haus! Der Ruf nach Vereinfachung 
der Steuergesetzgebung ist nicht nur ein 
Schlagwort, sondern auch eine Forderung, die 
der Verfassungsgerichtshof mit Recht erhe­
ben kann. Es ist auch nicht unbekannt, daß 
Rechtsschutz nicht nur dadurch gegeben 
wird, daß man schnelle Entscheidungen trifft, 
sondern unter Rechtsschutz versteht man ja 
auch die Frage der Rechtsklarheit, weil als 
Folge davon letzten Endes eine geringere 
Zahl von Beschwerden erwartet werden kann. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
darauf hinweisen, daß das Jahr 1984 in die­
sem Bereich 51 Beschwerden gebracht hat, 
die die Gesetzmäßigkeit von Verordnungen 
im Sinne des Artikels 139 unserer Verfassung 
angezweifelt haben. 
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Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 173 
Gesetzesprüfungsverfahren sind eingebracht 
worden. Daher glaube ich, daß wir doch die 
Frage stellen sollten und müßten, ob nicht das 
Parlament durch qualitativ bessere Gesetze 
und auch die Exekutive, sprich Ministerien, 
durch eine entsprechende Klarheit im 
Bereich der Verordnungsermächtigungen 
einen Beitrag zu deren Bewältigung leisten 
könnten. 

Hohes Haus! Ein letztes Detailproblem in 
diesem Bereich ist die Frage der Einbringung 
von Rechtsmitteln gegen die Ausübung 
unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Be­
fehls- und Zwangsgewalt, das heißt gegen 
Verhaftung, Anhaltung und Beschlagnahme. 
Weil nach dem Bericht des Verfassungsge­
richtshofes nur in wenigen Bereichen auch 
administrative Rechtsmittel einzubringen 
sind, ist für die Mehrzahl dieser Beschwerden 
der Verfassungs gerichtshof direkt zuständig. 
Das bedeutet bei der Einbringung von 
Beschwerden übergroße Arbeit im Zusam­
menhang mit Erhebungen. Daher besteht 
auch der Wunsch des Verfassungsgerichtsho­
fes, daß im Gesetzesbereich die Voraussetzun­
gen geschaffen werden, hier auch Verwal­
tungsverfahren vorangehen zu lassen, damit 
der Verfassungsgerichtshof dann nur mehr 
die Aufgabe hat, ein solches Verfahren in der 
Folge zu prüfen, aber nicht selbst durchzufüh­
ren, was natürlich zu einer Verkürzung der 
Verfahren und vielleicht in bescheidenem 
Ausmaß auch zu einer Entlastung führen 
würde. 

Das Bundeskanzleramt hat seit dem Jahre 
1980 ständig darauf hingewiesen, daß es nicht 
in der Lage ist, eine geeignete Maßnahme zu 
setzen, um dieses Ziel zu erreichen, weil die 
Beratungen der Grundrechtskommission 
noch anhalten und dort die Frage der Frei­
heitsrechte eine erhebliche Rolle spielt. Bevor 
das nicht entschieden ist, ist man nicht in der 
Lage, administrativ ein Verfahren einzurich­
ten, das diesen vom Verfassungsgerichtshof 
gewünschten Erfordernissen auch tatsächlich 
entspricht. 

Mittlerweile wurde aber mitgeteilt, daß 
diese Beratungen zu einem Abschluß geführt 
werden, und es ist zu erwarten, daß im Jänner 
des kommenden Jahres auch in diesem Punkt 
eine endgültige Regelung vorliegen wird. Wir 
freuen uns darüber im Interesse einer besse­
ren Verwaltung und nehmen an, daß damit 
auch ein kleiner Beitrag zur Entlastung des 
Verfassungsgerichtshofes geleistet wird. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Ich brauche, Hohes Haus, die große Bedeu­
tung des Verfassungsgerichtshofes für unsere 
Demokratie und auch für unsere Rechtsord­
nung nicht gesondert zu unterstreichen, denn 
wir müssen Kontinuität und Qualität verlan­
gen. Auf der anderen Seite werden wir natür­
lich auch, soweit es in unserem Bereich liegt, 
die Voraussetzungen dafür schaffen. 

Wir werden den Bericht mit Unterstrei­
chung unserer Vorstellung gerne zur Kennt­
nis nehmen. 

Ich möchte für diesen Bereich den Dank an 
den Präsidenten, die Richter und die Bedien­
steten des Verfassungsgerichtshofes zum 
Ausdruck bringen und darf unterstreichen, 
daß das Parlament ein sehr existentielles 
Interesse an der Judikatur dieses Gerichtsho­
fes des öffentlichen Rechtes hat. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Ich darf auch zum nächsten Tagesord­
nungspunkt, dem Verwaltungsgerichtshof, 
einige Bemerkungen machen. Es ist festzu­
stellen, daß das Arbeitsjahr 1984 für diesen 
Gerichtshof eigentlich mit einem sehr großen 
Rückstand aus dem Jahr 1983 begonnen hat, 
nämlich mit 3 316 Fällen. Mit einem Zugang 
von 4951 Fällen im Jahre 1984 heißt das, daß 
im Verwaltungsgerichtshof für das Jahr 1984 
8 267 Akten zu bewältigen gewesen wären. 
Man muß allerdings feststellen, daß dies die 
höchste jemals verzeichnete Zahl ist. Zum 
Ende des Jahres 1984 sind 3 523 Akten unerle­
digt geblieben, und laut Statistik blieben um 
200 Fälle mehr offen als 1983, obwohl die Ent­
scheidungsquote um rund 130 Akten gestie­
gen ist. 

Trotz Zunahme der Zahl der Entscheidun­
gen zeigt sich meiner Auffassung nach keine 
sehr erfreuliche Entwicklung, weil die Ent­
scheidungen zwar bei gleichem Personalstand 
erfolgen, die Aktenanzahl aber sehr erheblich 
gewachsen ist. 

Ich glaube, Hohes Haus, daß diese Situation 
wieder an die siebziger Jahre erinnert, wenn 
der Stau etwas größer werden wird und wir 
alle die negativen Auswirkungen zu spüren 
bekommen werden, die auch damals aufge­
zeigt worden sind, als man von Rechtsverwei­
gerung des Verwaltungsgerichtshofes gespro­
chen hat und auch vom Rechtsstillstand die 
Rede war. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, 
Hohes Haus, aber darauf hinweisen, daß der 
Rückstand, der aufgezeigt worden ist, natür­
lich auch eine gewisse innere Struktur hat. 

107. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 53

www.parlament.gv.at



9280 Nationalrat XVI. GP - 107. Sitzung - 23. Oktober 1985 

Dr. Paulitsch 

Wir stellen fest, daß 277 Fälle älter als fünf 
Jahre sind. Das bedeutet eine sehr arge Bela­
stung für denjenigen, der diese Beschwerde 
eingebracht hat, weil wirtschaftliche und 
finanzielle Fragen von Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofes abhängig sind. 
1983 zählten wir einen Rückstand von 712 Fäl­
len, und für das Jahr 1984, wie bereits 
erwähnt, einen solchen von 2 533 Fällen. 

Dies in dem Bewußtsein, daß ja nicht alles 
entschieden werden kann, weil manche Ent­
scheidungen auch von Vorfragen des Verfas­
sungsgerichtshofes abhängig sind, daher so 
lange gewartet werden muß, bis die entspre­
chenden Entscheidungen des Verfassungs ge­
richtshofes vorhanden sind. 

Ein Hinweis noch zu diesem Bereich. Meine 
Damen und Herren! In dieser Zahl der zu 
behandelnden Fälle sind auch 232 Beschwer­
den enthalten, die vom Verfassungsgerichts­
hof entweder abgelehnt oder an den Verwal­
tungsgerichtshof abgetreten worden sind, 
weil beim Verfassungsgerichtshof die Mei­
nung vertreten wurde - laut Gesetz natürlich 
gedeckt -, daß keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg besteht oder daß es sich um 
Beschwerden handelt, bei denen keine Klä­
rung verfassungsrechtlicher Fragen zu erwar­
ten ist. 

Nun bedeutet das, daß diese Beschwerden 
dem Verwaltungsgerichtshof abgetreten wer­
den und natürlich dort zu einem größeren 
Anfall führen, als es normalerweise der Fall 
gewesen wäre. 

Hohes Haus! Wenn wir daher die Relation 
zwischen Personal und Erledigungen betrach­
ten, dann müssen wir feststellen, daß sie sehr 
unbefriedigend ist. Eine Statistik der letzten 
zehn Jahre von 1975 bis 1985 weist aus, daß 
sich der Personalstand des Ve rwaltungs ge­
richtshofes um knapp ein Viertel erhöht hat, 
während sich aber der Aktenanfall in dieser 
Zeit mehr als verdoppelt hat. Das heißt, es tut 
sich eine gewisse Schere auf zwischen der 
Möglichkeit der Erledigungen und der ständig 
steigenden Zahl der Beschwerden. 

Wollte man diese Relation aus dem Jahre 
1975 jetzt auf das Jahr 1985 beziehungsweise 
Ende 1984 übertragen, würde das bedeuten, 
daß der Verwaltungsgerichtshof mindestens 
mit 80 Richtern ausgestattet werden müßte, 
wenn diese Relation letzten Endes zum Tra­
gen kommen sollte. 

Es erhebt sich daher auch in diesem 
Zusammenhang die Frage, inwiefern auch im 

Bereich des Verwaltungsgerichtshofes die 
Möglichkeit geschaffen werden sollte, wie sie 
beim Verfassungsgerichtshof gegeben ist, wis­
senschaftliche Hilfskräfte in entsprechender 
Zahl einzustellen, um die Beschleunigung des 
Verfahrens in irgendeiner Form zu erreichen. 

Hohes Haus! Wenn wir diese Statistik 
betrachten, dann werden wir uns die Frage 
stellen müssen, ob die Novelle, die das Parla­
ment beschlossen hat, in diesem Zusammen­
hang auch zielführend gewesen ist, denn die 
Umleitung Verfassungsgerichtshof - Verwal­
tungsgerichtshof allein kann dabei nicht ziel­
führend gewesen sein. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch 
noch darauf hinweisen, daß dieWahrnehmun­
gen, die der Verwaltungsgerichtshof in sei­
nem Bericht festgelegt hat, eigentlich ein biß­
chen unverständlich sind, wenn er darauf ver­
weist, daß in vielen, vielen Beschwerden die 
Frage der belangten Behörde eine erhebliche 
Rolle gespielt hat, daß sich die Verwaltung 
sozusagen gar nicht bewußt ist, wer die 
belangte Behörde ist. 

Und angesichts der Tatsache, daß eine 
Überfülle von Niederschriften als Beweismit­
tel vorgelegt wird, die nicht dem Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetz entsprechen, 
muß man sich die Frage stellen, ob nicht 
irgendwo ein Fehler oder ein Manko in der 
Regierung, sprich in der Verwaltung, aufge­
treten ist. Denn normalerweise kann man an 
eine ordnungsgemäße Verwaltung, die sicher­
lich auch einen hohen Ausbildungsstand hat, 
wo hochwertige Verwendungen stattfinden 
und auch ständige Fortbildungslehrgänge 
durchgeführt werden, den Anspruch stellen, 
daß diesen einfachen Erfordernissen im 
Bereich der Verwaltung auch tatsächlich 
Rechnung getragen wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Hohes Haus! Ich darf noch auf einen erfreu­
lichen Aspekt kurz zu sprechen kommen. Das 
ist die Tatsache, daß der Herr Präsident des 
Verwaltungsgerichtshofes Dr. Heller in einer 
Pressekonferenz gemeint hat, es müßte eine 
stärkere Öffentlichkeitsarbeit durchgeführt 
werden. 

Die erste Frage in diesem Bereich wäre 
natürlich: Heißt das, daß der Herr Präsident 
des Verwaltungsgerichtshofes Werbung für 
die Einbringung von Verwaltungsgerichtshof­
beschwerden gemacht hat? Das ist sicherlich 
nicht der Fall, sondern das Gute daran ist, so 
erkenne zumindest ich es, daß versucht wird, 
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seitens des Verwaltungsgerichtshofes Ent­
scheidungen, deren Lesbarkeit ja nicht nach 
jedermanns Geschmack ist, zu verdolmet­
schen, in Kurzform eine bürgernahe Verdol­
metschung zu erreichen, um so die Urteile des 
Verwaltungs gerichtshofes vielleicht etwas 
klarer zu haben. Es ist dort auch die "Wiener 
Zeitung" mit der Beilage "Jus extra" ange­
führt. 

Alles das bedeutet für mich und wahr­
scheinlich auch für viele Staatsbürger einen 
hohen Grad der Aufgeschlossenheit, den ich 
anerkennen muß. Ich glaube, daß wir mit 
gutem Recht diese Maßnahme sehr begrüßen 
können, weil es ein sehr wesentlicher Beitrag 
zu einer bürgernahen Verwaltung ist, wenn 
von der Verwaltung her Wert darauf gelegt 
wird, daß das, was verordnet und angestrebt 
wird, vom Bürger auch verstanden wird. 

Zum Abschluß, Hohes Haus, vielleicht noch 
die Frage, inwiefern sich die Novelle des Jah­
res 1984 auf die Arbeit des Verwaltungsge­
richtshofes ausgewirkt hat, weil ich glaube, 
daß es wenig Sinn hat, eine Novelle zu 
machen, ohne in der Folge nicht doch auch 
Ableitungen zu treffen, welche Wirkung diese 
Novelle gehabt hat. 

Ich meine daher, daß auch über Anregung 
des Bundeskanzleramtes der Verwaltungsge­
richtshof ersucht werden sollte, im nächstjäh­
rigen Bericht doch auch etwas darüber zu 
sagen, in welcher Weise diese Novelle dazu 
beigetragen hat, eine leichtere oder vielleicht 
schnellere Erledigung im Bereich des Verwal­
tungsgerichtshofes zu erreichen. Ich erinnere 
nur an die Einführung der Dreiersenate, die 
Einschränkung der Begründungspflicht, die 
Frage der Regelung der Säumnisbeschwer­
den, die vereinfachten Entscheidungen bei 
Antrag auf aufschiebende Wirkung und letz­
ten Endes auch noch an die Frage, inwiefern 
die Einrichtung der ADV-unterstützten Recht­
sprechungsevidenz dazu geführt hat, ein 
beschleunigtes Verfahren zu erreichen. 

Ich hoffe, daß sich auch das bewahrheitet, 
was der Herr Staatssekretär im Ausschuß 
gesagt hat, daß nunmehr beide Gerichtshöfe 
auf der entsprechenden Grundlage arbeiten 
können, daß in nächster Zeit keine Verände­
rungen geplant sind und daß man meint, daß 
im laufenden Jahr die Auswirkungen dieser 
Novelle in besonderer Weise erkennbar sein 
werden. 

Die Österreichische Volkspartei wird daher 
diesem Bericht zustimmen, dies in der 
Annahme, daß das Bundeskanzleramt das, 

was aufgezeigt worden ist, weiter verdol­
metscht und daß auch das, was wir vom 
nächstj ährigen Bericht erwarten, in dieser 
Form seitens des Bundeskanzleramtes mitge­
tragen wird. 

Hohes Haus! Ich darf auch hier dem Präsi­
denten, den Richtern und den Mitarbeitern 
des Verwaltungsgerichtshofes für ihre Arbeit 
ein aufrichtiges Wort des Dankes sagen und 
dem Bericht die Zustimmung geben. (Beifall 
bei der ÖVP.) 14.28 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Hesele. 

14.29 

Abgeordneter DDr. Reseie (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Auch die sozialistische Fraktion wird die 
vorliegenden Berichte des Verfassungsge­
richtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes 
für das Jahr 1984 gerne zur Kenntnis nehmen. 

Die parlamentarische Behandlung dieser 
Berichte gibt uns die Möglichkeit, unsere 
Wertschätzung gegenüber den beiden 
Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts zum 
Ausdruck zu bringen, zumal sie als oberste 
Hüter unserer Rechtsordnung nicht nur 
Recht sprechen, sondern auch wesentlich zur 
Rechtsentwicklung beitragen. 

Ich darf mich meinem Vorredner anschlie­
ßen und den Richtern der beiden Gerichts­
höfe mit ihren Präsidenten Dr. Adamovich 
und Dr. Heller an der Spitze, aber auch dem 
wissenschaftlichen und dem übrigen Personal 
den herzlichen Dank der sozialistischen Frak­
tion für die Arbeit und für die Leistungen im 
abgelaufenen Jahr 1984 zum Ausdruck brin­
gen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Weder das Par­
lament noch die Verwaltung haben einen Ein­
fluß auf die Rechtsprechung. Dies geht aus 
unserem verfassungsmäßig garantierten 
Prinzip der Gewaltentrennung hervor. Das 
soll uns aber nicht daran hindern, einzelne 
Erkenntnisse auch der Höchstgerichte kri­
tisch zu beleuchten. Es ist aber sicherlich 
unsere Verpflichtung, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß die beiden Gerichts­
höfe des öffentlichen Rechts gut funktionie­
ren. 

Meine Damen und Herren! Mein Vorredner 
hat darauf hingewiesen, daß im Jahre 1984 
auf diesem Gebiet sehr viel geschehen ist. 
Eine Reihe von legistischen Maßnahmen 
wurde beschlossen, und die Bundesregierung 
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hat bedeutende administrative Handlungen 
gesetzt letztlich mit dem Ziel, nicht nur das 
Funktionieren der Gerichtshöfe zu verbes­
sern, sondern auch dem einzelnen schneller, 
vor allem durch eine Verkürzung der Verfah­
rensdauer, zu seinem Recht zu verhelfen. 

Was mich persönlich - ich rede seit fast 
zehn Jahren zu diesen Berichten - mit 
Genugtuung erfüllt, ist, daß unsere Bemühun­
gen als Parlamentarier hinsichtlich der Entla­
stung der bei den Gerichtshöfe auch in beiden 
Berichten positiv beurteilt und gewürdigt wer­
den. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
. Das Funktionieren beider Gerichtshöfe hängt 

von mehreren Faktoren ab. Und damit 
komme ich zu einzelnen Abschnitten dieser 
beiden Berichte. Einmal hängt das Funktio­
nieren vom Personalstand ab, andererseits ist 
der Geschäftsgang - der Eingang, der Aus­
gang und die Rückstände - zu berücksichti­
gen. Wir haben für das Jahr 1984 auch zu prü­
fen, ob sich unsere legistischen Maßnahmen 
aus dem Jahre 1984 bewährt haben. 

Bezüglich des Personalstandes des Verfas­
sungsgerichtshofes sagt der Bericht selbst, 
daß acht ständige Referenten 151 Entschei­
dungen vorbereitet haben. Aber wesentlich ist 
- und das ist sicher eine verstärkte Hilfelei­
stung der Bundesregierung an den Verfas­
sungsgerichtshof -: Es war das angestrebte 
Ziel des Gerichtshofes, jedem der acht ständi­
gen Referenten sowie dem Leiter des Evi­
denzbüros zwei wissenschaftliche Mitarbeiter 
zur Verfügung zu stellen. Im Jahre 1984 
wurde dieses Ziel nicht erfüllt, aber jedenfalls 
konnte dieses Ziel 1985 erreicht werden. Es ist 
immerhin beim Verwaltungspersonal eine 
Steigerung um sechs Planstellen auf 44 durch­
geführt worden. 

Auf der anderen Seite steht der Geschäfts­
gang. Dr. Paulitsch hat bereits darauf hinge­
wiesen: Wir haben einen erhöhten Anfall, eine 
erhöhte Zahl von Erledigungen im Jahre 1984 
und dadurch fast - fast! - den gleichen 
Rückstand beim Verfassungsgerichtshof wie 
zu Beginn des Jahres 1984. 1440 Fälle waren 
es am 1. Jänner 1984, und 1443 offene Rechts­
fälle waren es am Ende des Jahres 1984. 

Was mich persönlich freut, ist, daß es sich 
beim Anfall der Rechtsfälle, aber auch bei den 
erledigten Rechtsfällen, die der Verfassungs­
gerichtshof behandelt hat, zu 80 Prozent um 
Beschwerden nach Artikel 144 handelt" weil 
das Urteil für den einzelnen unmittelbar 
Recht bringen soll. Das zeigt, daß immer 

mehr Leute auf Grund des leichteren Zugangs 
zum Recht auch vor den Höchstgerichten 
keine Scheu mehr haben. 

Die Frage ist natürlich für den Verfassungs­
gerichtshof berechtigt, ob die im Jahre 1984 
beschlossenen Maßnahmen - ein Teil davon 
ist bereits mit 1. August 1984 in Kraft getreten 
- im Jahre 1984 bereits eine Wirkung gezeigt 
haben. Ich darf nur kurz rekapitulieren: Das 
Jahr 1984 hat im Verfassungsausschuß mit 
der Diskussion über den sogenannten Lagebe­
richt des Verfassungsgerichtshofes an alle 
staatlichen Stellen, vom Bundeskanzler bis 
zum Verfassungsausschuß, begonnen. Wir 
haben im Parlament schnell gehandelt, ich 
war damals der Obmann des Unterausschus­
ses, wir haben in drei Wochen vier Gesetze, 
eine Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetz, 
eine Novelle zum Verfassungsgerichtshofge­
setz, zum Verwaltungsgerichtshofgesetz und 
zum Verwaltungsstrafgesetz beschlossen. 

Dr. Paulitsch! Das hat uns nicht nur Lob 
eingebracht. Wir haben Schreiben der Rechts­
anwaltskammer bekommen, weil wir kein 
umfassendes Begutachtungsverfahren einge­
leitet haben. Aber ich glaube, wir haben rasch 
und richtig gehandelt mit der Beschlußfas­
sung über diese vier Gesetze. Daß die Situa­
tion beim Verfassungsgerichtshof besser 
geworden ist, ist ja auch der Beweis dafür. 

Und zusätzlich hat die Bundesregierung die 
Zustimmung zur Aufnahme von Mitarbeitern 
über den Stellenplan 1984 hinaus genehmigt, 
weitere Planstellen für 1985 zugewiesen und 
letztlich den Ankauf des Hauses Jordangasse 
9 ermöglicht. 

Was mich persönlich besonders freut - ich 
habe das eingangs bereits erwähnt -, ist, daß 
der Gerichtshof diese unsere Bemühungen 
des Parlaments, aber auch der Regierung zur 
Kenntnis genommen und auch auf die erfreu­
lich rasche Reaktion jener Stellen hingewie­
sen hat, denen der Lagebericht zugegangen 
ist, und auch, daß eine beträchtliche Steige­
rung der Anzahl der Erledigungen als ein 
erstes Anzeichen einer Wende gedeutet wer­
den kann. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, mit 
dem Jahre 1984 können unsere Bemühungen 
natürlich nicht am Ende sein. Wir werden 
zwei Jahre abwarten müssen, um zu sehen, 
wie sich diese legistischen Maßnahmen, aber 
auch die Maßnahmen der Bundesregierung, 
nämlich Zuteilung von zusätzlichem Personal, 
bei den beiden Gerichtshöfen auswirken. Wir 
werden dann weitersehen. 
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Beim Verfassungsgerichtshof können wir 
eine unmittelbare Auswirkung bereits im 
Jahre 1984 verzeichnen. 

Ich darf den Verfassungsgerichtshof selbst 
zitieren: Insgesamt wurden 333 Beschwerden 
nach Artikel 144 abgelehnt. Davon nach dem 
ersten Tatbestand des Artikels 144241 Ableh­
nungen und 81 Fälle bereits aufgrund des Tat­
bestandes nach der neuen Novelle zum Bun­
des-Verfassungsgesetz, die mit 1. August 1984 
in Kraft getreten ist; und 11 Fälle haben sich 
auf beide Ablehnungstatbestände gegründet. 

Es wird auch im Verfassungs gerichtshof­
Bericht gesagt, daß die Zahl der Erledigungen 
von 22 auf 27 Prozent gestiegen ist. Man soll 
diese Dinge nicht nur prozentmäßig anführen. 

Und darüber hinaus ist auch von meinem 
Vorredner gesagt worden, daß auch der 
Gerichtshof selbst etwas getan hat. Er ist mit 
verschiedenen organisatorischen Maßnah­
men in das Technologiezeitalter eingetreten. 
Wenn ich lese "erstens Automatisierung des 
Evidenzbüros und der Rechtsdokumentation, 
zweitens ein zweckentsprechender Einsatz 
eines Büroautomationssystems, das teilweise 
1985 in Betrieb gehen kann, drittens die 
Modernisierung des Kanzleiwesens, der Prä­
sidialkanzlei und viertens eine eigene Amts­
wirtschafts stelle für den Gerichtshof", dann, 
muß ich sagen, geht daraus hervor, daß alle 
drei Partner, der Gesetzgeber, die Verwaltung 
und der Gerichtshof, ihren Beitrag geleistet 
haben. 

Noch eInIge Sätze zum Verwaltungsge­
richtshof. 1984 ist der Stand nur um einen 
Richter erhöht worden. Ich möchte aber doch, 
weil das Dr. Paulitsch nicht erwähnt hat, dar­
auf hinweisen: Mit 1. Jänner 1985 ist ein 
zusätzlicher Senat dem Verwaltungsgerichts­
hof zugeteilt worden, so daß wir im Bericht 
1985 sicherlich eine höhere "Erfolgsquote" -
unter Anführungszeichen, wenn ich das so 
sagen kann - erwarten können. 

Auch die Zahl des rechtskundigen Perso­
nals ist ja 1985 vermehrt worden. 

Sicherlich ist bedauerlich, daß beim Verwal­
tungsgerichtshof das wurde bereits 
erwähnt -, übernommen mit 1. 1.1984, 3350 
Rechtssachen unerledigt sind. 1984 sind 4 856 
neu angefallen. 4 649 Rechtssachen konnten 
erledigt werden. Am Ende dieses Berichtsjah­
res, am 31. 12.1984, waren immerhin noch 
3 522 unerledigte Rechtssachen beim Verwal­
tungsgerichtshof anhängig. Dabei ist - das 
steht auch im Bericht - ein Fall aus 1978, aus 

1979 sind drei, aber aus 1983 immerhin 712 
Fälle und aus 1982219 Fälle anhängig. 

Meine Damen und Herren! Die Entlastung 
beim Verwaltungsgerichtshof ist nur dadurch 
eingetreten, weil am 1. 8.1984 eine Bestim­
mung betreffend die Unzulässigkeit der 
Säumnisbeschwerden in Verwaltungsstrafsa­
chen an den Verwaltungsgerichtshof in Kraft 
gesetzt wurde. 

Der Bericht des Verwaltungsgerichtshofes 
meint, auf diesem Sektor eine Entspannung 
zu sehen, denn vom 1. Jänner 1984 bis 31. Juli 
1984 sind 270 Säumnisbeschwerden angefal­
len, vom 1. August 1984 bis 31. Dezember 1984 
nur mehr 143. 

Eine raschere Erledigung von Beschwerden 
nach Artikel 144 Abs. 2 B-VG durch den Ver­
fassungsgerichtshof kann nur dann erfolgen, 
wenn die Möglichkeit der Abtretung an den 
Verwaltungsgerichtshof besteht. Nun ist es 
so, daß durch unsere beschlossene Neufas­
sung des 'Absatzes 2 des Artikels 144 ja nicht 
zusätzliche Akten zum Verwaltungsgerichts­
hof kommen, sondern sie kommen früher 
zum Verwaltungsgerichtshof, weil der Verfas­
sungsgerichtshof sehr schnell darüber ent­
scheiden kann, aufgrund der beiden Tatbe­
stände dieses Absatzes. Sie kommen schnel­
ler zum Verwaltungsgerichtshof, und der 
Rechtsuchende hat die Chance, doch in einer 
verkürzten Verfahrensdauer schneller ein 
Erkenntnis zu bekommen. Was natürlich 
nicht ausschließt, daß rund 3 500 Akten 
immer noch zu viel sind, wenn sie am Ende 
des Jahres 1984 unerledigt sind. Ich bin per­
sönlich skeptisch - ich war lange Personalist 
-, ob man mit einer Verdoppelung der Zahl 
der Richter auch die Effizienz verdoppeln 
kann: das ist anzuzweifeln. Der Präsident hat 
mir erklärt, der Gerichtshof habe jene Zahl 
an Senaten erreicht, die noch überschaubar 
sei. 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns 
bezüglich der Entlastung der Gerichtshöfe im 
Jahr 1984 sehr viel vorgenommen. Die vollen 
Auswirkungen werden bestenfalls im Jahre 
1985 sichtbar sein. Wir sehen mit großem 
Interesse den Berichten des Verfassungs- und 
des Verwaltungsgerichtshofes für das Jahr 
1985 entgegen, die erkennen lassen werden, 
wie sich zum Beispiel die Einführung der 
Strafsenate beim Verwaltungsgerichtshof, 
eine kürzere Begründung der Erkenntnisse, 
der Entfall der mündlichen Verhandlungen in 
verschiedenen Fällen beim Verfassungsge­
richtshof in Zukunft auswirken werden. Wir 
können uns sicherlich erst heute in einem 

107. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 53

www.parlament.gv.at



9284 Nationalrat XVI. GP - 107. Sitzung - 23. Oktober 1985 

DDr. Hesele 

Jahr, wenn wir die Berichte behandeln, ein 
Bild darüber machen, welche weitere Strate­
gie wir als Parlament bezüglich der Entla­
stung der Gerichtshöfe einzuschlagen haben. 

Nun zu einzelnen Wahrnehmungen des Ver­
fassungs- und Verwaltungsgerichtshofes: 
Herr Staatssekretär! Was das administrative 
Rechtsmittel gegen die Ausübung behördli­
cher Befehls- und Zwangsgewalt, was zum 
Beispiel heißt, ein Rechtsmittel gegen eine 
Verhaftung, betrifft, möchte ich sagen: In Nie­
derösterreich hatten das eine oder andere 
Mal bewußt oder unbewußt Exekutivbeamte 
doch gewisse Schwierigkeiten. Daher wäre es 
zu begrüßen, wenn sich die Grundrechtskom­
mission mit dem Grundrecht der persönlichen 
Freiheit und auch mit der Frage eines admini­
strativen Rechtsmittels gegen die Ausübung 
behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
beschäftigen und möglichst bald eine Ent­
scheidung treffen könnte. 

Was mir unerklärlich ist, Herr Staatssekre­
tär, ist, daß zum dritten Mal die Steiermärki­
sche Landarbeiterkammer aufscheint. Es 
müßte doch möglich sein, daß dort einmal die 
Organe richtig gewählt werden, sodaß sie 
nicht mehr in diesem Bericht aufscheint. 

Was den Verwaltungsgerichtshof anbe­
langt, bin ich Ihrer Meinung, Dr. Paulitsch. In 
einem Bericht des Verwaltungs gerichtshofes 
sind die gravierendsten Wahrnehmungen, daß 
auf einer Niederschrift keine eigenhändige 
Unterschrift aufscheint, daß ein staatlicher 
Funktionär kraft Gesetzes ein ausfertigungs­
befugter Vorsitzender einer anderen staatli­
chen Stelle ist, daß ein Bezirkshauptmann, 
der zugleich Vorsitzender einer Disziplinar­
kommission ist, unterschreibt als der Bezirks­
hauptmann. Das kann nur eine Schlamperei 
sein, das kann nicht Nichtwissen sein. 

Herr Staatssekretär! Besonders hinweisen 
muß ich auf die vielen Beschwerden zum Bun­
despersonalvertretungsgesetz über Übertre­
tungen, die sicherlich nicht bewußt begangen 
werden. Bei allen anderen Wahlbehörden ist 
es so, daß ein rechtskundiger Beamter der 
Gemeinde dabei ist, der die Funktionäre der 
Wahlkommission auf die verfahrensmäßigen 
Bestimmungen aufmerksam macht. Hier ist 
es nicht der Fall. 

Die Ansicht, daß ein Wähler auf die Wah­
rung seines Wahlgeheimnisses verzichten 
könnte, weil das Kuvert, das in der Briefwahl 
übermittelt wurde, falsch adressiert war, 
glaube ich, bedarf doch bis zu den nächsten 
Personalvertretungswahlen einer Klärung. 

Zwei Wahlkuverts wurden vom Vorsitzen­
den des Dienststellenwahlausschusses ver­
brannt, weil sie die Namen des Wählers tru­
gen und daher· als ungültig angesehen wur­
den. Oder ein weiterer Punkt: Ein von frem­
der Stelle irrtümlich geöffneter Briefum­
schlag wurde vom Vorsitzenden des Dienst­
stellenwahlausschusses vernichtet, ein Ver­
merk im Protokoll ist nicht vorhanden. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, das 
sind nicht die gravierendsten Punkte, die der 
Verwaltungsgerichtshof im Jahre 1984 zu 
lösen gehabt hat. Aber es bedarf doch einer 
Schulung durch die Gewerkschaften, aber 
auch durch die Verwaltung in Fragen des Ver­
fahrensrechtes des Bundespersonalvertre­
tungsgesetzes. 

Meine Damen und Herren! Wir sind stolz 
auf die Leistungen des Verfassungs- und des 
Verwaltungsgerichtshofes im Jahre 1984. Wir 
können stolz darauf sein, daß wir sehr zielfüh­
rende Maßnahmen im Jahre 1984 beschlossen 
haben, deren erste Auswirkungen wir bereits 
sehen. Wir hoffen, daß das Jahr 1985 uns 
umfassend recht gibt, daß wir 1984 gute 
Gesetze beschlossen haben, denn, wie ich ein­
gangs gesagt habe, das Funktionieren der 
Gerichtshöfe ist nicht nur wichtig für die 
Gerichtshöfe selbst, sondern für die gesamte 
rechtsuchende Bevölkerung in Österreich. 
Für diese rechtsuchende Bevölkerung haben 
wir als Parlament alles zu tun. 

In diesem Sinne werden wir beide Berichte 
gerne zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 14.50 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Gugerbauer. 

14.50 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Mein Vorredner von der 
Österreichischen Volkspartei hat von einem 
existentiellen Interesse des Parlaments an 
der Spruchpraxis der Höchstgerichte gespro­
chen. Das Hohe Haus befleißigt sich vorneh­
mer Zurückhaltung, was dieses existentielle 
Interesse betrifft, wenn man jetzt einmal die 
Anwesenheit betrachtet. (Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) Herr Kollege Steinbauer! Sicher 
nicht in New York. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die freiheitliche Fraktion wird den beiden 
Berichten umso lieber die Zustimmung ertei­
len, als wir sowohl hinsichtlich der Tätigkeit 
des Verwaltungs gerichtshofes als auch der 
Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofes fest-
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stellen können, daß die Reformmaßnahmen 
von einem spürbaren Erfolg begleitet gewe­
sen sind. Die Maßnahmen zur Entlastung des 
Verfassungsgerichtshofes, insbesonders die 
Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1984 und 
auch die Novelle zum Verfassungsgerichtshof­
gesetz, haben eine Veränderung bewirkt, und 
es kann eine Steigerung der Zahl der Erledi­
gungen festgestellt werden. 

Wir glauben aber, daß gerade bei einer Dis­
kussion wie der heutigen immer wieder mit 
Nachdruck darauf hingewiesen werden muß, 
daß die Erledigung noch nicht so rasch vor 
sich geht, wie wir das alle miteinander gerne 
wünschen würden. Es haben sich auch meine 
beiden Vorredner ausführlich mit diesem Pro­
blem beschäftigt. 

Ich kann nur unterstreichen, und auch aus 
meiner persönlichen Erfahrung als Anwalt 
muß ich festhalten, daß es eine tiefgreifende 
Verunsicherung in der Bevölkerung verur­
sacht, wenn die Verfahrensdauer oft über fünf 
Jahre hinausgeht. 

Wir haben dieses Problem immer noch 
nicht völlig im Griff, und ich habe mehrfach 
festgestellt, daß Rechtsuchende mit dem 
Argument, es habe ohnedies keinen Sinn, 
eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichts­
hof zu richten, davon Abstand genommen 
haben. 

Ich möchte Ihnen, Herr Staatssekretär, 
daher auf der einen Seite für Ihre bisherigen 
Bemühungen recht herzlich danken, ich 
glaube, daß das wichtige Bemühungen gewe­
sen sind, ich möchte hier aber auch betonen, 
daß wir doch weitere Anstrengungen unter­
nehmen sollten. Es geht etwa darum, daß wir 
ein ordentliches Rechtsmittel gegen Akte der 
unmittelbaren Befehls- und Zwangsgewalt 
überprüfen sollten. Es ist dies eine Frage, die 
sehr eng mit dem Grundrecht auf persönliche 
Freiheit zusammenhängt - Kollege Dr. Pau­
litsch hat dies angeschnitten -, es ist dies 
eine Frage, die gegenwärtig in der Grund­
rechtskommission diskutiert wird. Wir hoffen, 
daß diese Diskussion bald zu einem positiven 
Ende führt. Das wird dann möglich sein, 
wenn die Frage eines derartigen Rechtsmit­
tels in Angriff genommen wird, wenn ein 
neuer Rechtsbehelf ausgearbeitet wird. Das 
ist gerade in Hinblick auf die meisten Anlaß­
fälle für derartige Rechtsbehelfe, für Verhaf­
tungen durchaus von allgemeinem Interesse. 

Gerade bei den Maßnahmen der unmittel­
baren behördlichen Befehls- und Zwangs ge­
walt muß der Verwaltungsgerichtshof jeweils 

umfangreiche Erhebungen durchführen. Das 
ist eine Tatsache, die dazu beiträgt, daß der 
Verwaltungsgerichtshof, daß der Verfassungs­
gerichtshof, soweit er damit beschäftigt ist, 
zusätzlich überlastet ist. Und wir hoffen, daß 
die zeitraubenden Gerichtsverfahren durch 
einen derartigen Rechtsbehelf künftig abge­
kürzt, vielleicht sogar überhaupt vermieden 
werden können. 

Ich möchte darauf hinweisen, Herr Staats­
sekretär, daß wir eine Regelung in Aussicht 
nehmen könnten, die wir heute bereits im 
Strafvollzugsgesetz vorfinden. Im Strafvoll­
zugsgesetz gibt es die Möglichkeit, gegen ver­
fahrensfreie Verwaltungsakte eine 
Beschwerde einzubringen, und auf diese 
Beschwerde muß dann mit einem Bescheid 
reagiert werden. Das wäre, glaube ich, doch 
eine Möglichkeit, diese Regelung analog aus 
dem Strafvollzugsgesetz zu übernehmen. 
Eine derartige Reform würde sicher zu einer 
Stärkung der Rechtssicherheit und vor allen 
Dingen zu einer Entlastung der Höchstge­
richte beitragen. 

Ich darf aber auch darauf hinweisen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß die 
Kritik an der mangelnden Begründung ver­
fassungsrechtlicher Erkenntnisse ernst 
genommen werden sollte. Diese Kritik kann 
dann zu einer positiven Änderung in der Ver- ~ 
waltungspraxis beitragen, wenn künftig aus­
reichend begründete Entscheidungen vorlie­
gen und wenn diese Begründungen dann auch 
den Verwaltungs behörden zugänglich 
gemacht werden. 

Überhaupt ist dieses Informationsproblem 
betreffend höchstgerichtliche Entscheidun­
gen ein ganz vordringliches. Wir begrüßen, 
daß seit einiger Zeit in der "Amtlichen Wiener 
Zeitung" eine Beilage "Jus extra" erscheint, 
wo Erkenntnisse des Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichtshofes referiert werden. Es 
ist aber auf der anderen Seite nicht zu überse­
hen, daß gerade diese "Amtliche Wiener Zei­
tung" mehr oder minder unter Ausschluß 
zumindest der allgemeinen Öffentlichkeit 
publiziert wird. Es sollten Wege überlegt und 
überprüft werden, daß derartige Informatio­
nen der Bevölkerung in einem noch größeren 
Ausmaß zugänglich gemacht werden. 

Eine wirksame Entlastung der beiden 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes, vor 
allen Dingen des Verwaltungsgerichtshofes, 
wäre auch in einer Entscheidung durch eine 
neue Ebene, durch ein Tribunal zu suchen. 

Herr Staatssekretär! Es hat diesbezüglich 

107. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 53

www.parlament.gv.at



9286 Nationalrat XVI. GP - 107. Sitzung - 23. Oktober 1985 

Dr. Gugerbauer 

gerade am letzten Juristentag eine ausführli­
che, sicher auch kontroversielle Debatte gege­
ben. Ich glaube, daß man diese Debatte fort­
setzen und daß man wirklich ernsthaft über­
prüfen sollte, ob nicht die Einführung eines 
Tribunals, um bei der Originalsprache zu blei­
ben, eine überlegenswerte Reformmaßnahme 
sein könnte. Artikel 6 Abs. 1 der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention fordert ja 
ein Gericht, das mit dem Gerichtsbegriff 
unseres Bundes-Verfassungsgesetzes nicht 
direkt übereinstimmt. Die Europäische Men­
schenrechtskonvention ist etwas großzügiger, 
es wird nur ein unabhängiges und unparteii­
sches, auf Gesetz beruhendes Gericht gefor­
dert. Wir könnten daher entsprechend Artikel 
6 der Menschenrechtskonvention auch im 
Verwaltungsbereich eine derartige Ebene ein­
führen. Es müßte diese Behörde, es müßte 
dieses Tribunal nur eine gewisse Garantie für 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit besit­
zen. 

Artikel 6 Abs. 1 der Europäischen Men­
schenrechtskonvention fordert vor allen Din­
gen auch nicht, daß schon in I. Instanz durch 
eine derartige gerichtliche oder gerichtsähnli­
che Instanz entschieden wird. Es gibt Ent­
scheidungen, vor allen Dingen die Urteile in 
Sachen "Le Compte" und "Albert und Le 
Compte", die besagen, daß es genügt, wenn in 
11. Instanz eine derartige gerichtliche Ent­
scheidung getroffen wird. Es hat sich bei die­
sen angezogenen Urteilen zwar um zivilge­
richtliehe Entscheidungen gehandelt, aber ich 
glaube, daß im Wege der Analogie dies durch­
aus auch auf unser Problem übertragen wer­
den könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auf der Grundlage dieser Interpretation des 
Artikels 6 Abs. 1 der Europäischen Menschen­
rechtskonvention würde sich eine Lösung 
anbieten, die man in aller Ruhe, aber auch 
mit allem Nachdruck diskutieren sollte. Die 
Verwaltungsstrafverfahren könnten in I. 
Instanz durch die Bezirksverwaltungsbehör­
den beziehungsweise im Bereich der Statutar­
städte durch die Bundespolizeibehörden 
wahrgenommen werden. Die Verweisung 
eines Rechtsuchers an ein Tribunal würde 
dann die zweite Ebene sicherstellen. Ein der­
artiges Tribunal würde Artikel 6 der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention in organi­
satorischer und verfahrensrechtlicher Hin­
sicht entsprechen. Dieses Tribunal müßte -
ich betone es noch einmal - nicht unbedingt 
ein Gericht im Sinne und im Rahmen der 
Definition der Artikel 86 bis 88 unseres Bun­
des-Verfassungsgesetzes sein, sondern es 
könnte sich dabei durchaus nur um eine wei-

sungsfreie kollegiale Verwaltungsbehörde 
handeln. 

Ohne einer abschließenden Diskussion vor­
greifen zu wollen, möchte ich darauf hinwei­
sen, daß wir durch eine derartige Regelung 
qualitativ erheblich verbesserte Urteile 
bekommen würden und daß auf der anderen 
Seite, was nicht zu vernachlässigen ist, dem 
Unbehagen über den Vorbehalt Österreichs 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
zumindest teilweise Rechnung getragen wer­
den könnte. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es ist im Bereich der Verwal­
tungsgerichtsbarkeit und der Verfassungsge­
richtsbarkeit sehr viel erreicht worden. Wir 
können der weiteren Entwicklung einigerma­
ßen optimistisch entgegensehen. Dafür 
gebührt der Dank nicht nur dem Herrn 
Staatssekretär, sondern auch allen Präsiden­
ten, allen Mitgliedern und allen Mitarbeitern 
der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes. 

Die freiheitliche Fraktion wird diesen bei­
den Berichten gerne zustimmen. (Beifall bei 
FPÖ und SPÖ.) 15.00 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. 

15.00 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich muß sagen, daß ich eine ganze 
Reihe von Bemerkungen, die mein Vorredner 
gemacht hat, für durchaus zielführend in der 
weiteren Betrachtung der österreichischen 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
sehe. 

Wir haben vor uns nicht nur die Berichte 
des Verfassungs- und des Verwaltungs ge­
richtshofes, sondern wir haben vor uns auch 
die Berichte der Bundesregierung zum 
Bericht des Verfassungs- und Verwaltungs ge­
richtshofes. 

Ich glaube, beide Berichte der Bundesregie­
rung entsprechen nicht ganz den Erwartun­
gen, die man in die Funktion der Bundesre­
gierung, in die Infrastruktur der mit Fachleu­
ten ausgestatteten Bundesregierung, vor 
allem des Bundeskanzleramtes, setzen müßte. 

Die mitberichtende Bundesregierung hat es 
noch nie der Mühe wert gefunden, die Abge­
ordneten über Probleme zu informieren, die 
sich aus der Rechtsprechung des Verfas­
sungs- und des Verwaltungsgerichtshofes 
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ernsthaft ergeben. Sie hat noch nie die Anre­
gung aufgegriffen, zu berichten, welche 
Gesetze oder welche Gesetzesstellen vom Ver­
fassungsgerichtshof aufgehoben wurden, 
sodaß der Abgeordnete, der ja beim Entschei­
dungsprozeß bezüglich der Gesetze anwesend 
gewesen ist, darüber im dunklen gelassen 
wird, wie der Verfassungsgerichtshof seine 
Gesetze beurteilt. 

Ich glaube, die Bundesregierung hat es 
auch nie der Mühe wert gefunden, über wahre 
Schwierigkeiten in Problemen der Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, von 
einigen organisatorischen Fragen abgesehen, 
zu informieren. Ich möchte hier anmerken, 
daß die Bundesregierung ihre Aufgabe als 
Berichterstatterin und ihre Aufgabe als 
Justizverwaltung für die bei den Gerichte 
nicht gehörig wahrnimmt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Berichte der 
Bundesregierung sind, gemessen an den 
Berichten der beiden Gerichtshöfe, wirklich 
nichtssagend. Herr Staatssekretär! Bitte um 
Entschuldigung, daß ich das so offen aus­
führe. 

Worüber hätte die Bundesregierung wirk­
lich berichten müssen? Sie hätte über die 
Frage der Arbeitsbelastung, über den Arbeits­
anfall und die Ausstände berichten müssen. 
Die Bundesregierung tut das aber nicht, son­
dern sie läßt die Berichte der beiden Gerichte 
für sich sprechen. Und diese beiden Fragen -
Arbeitsanfall, Arbeitsausstände - betreffen 
das wahre Funktionieren unseres Rechts­
schutzsystems, sie betreffen - ein Schlag­
wort, das in der Ära Broda große Schule 
gemacht hat - den Zugang zum Recht und 
sie werfen ein Problem auf, das Ihnen, Herr 
Staatssekretär, deshalb obliegt, weil Sie ja die 
vollziehende Stelle der Verfassungsnovellen 
1981/84 sind. Sie müßten einen Rechen­
schaftsbericht über die Vollziehung dieser 
Novellen geben. Auch das findet sich in Ihren 
Berichten nicht. 

Aus dem Bericht des Verwaltungsgerichts­
hofes - und hier würde ich meinen, daß der 
Vorredner der sozialistischen Fraktion das 
durchaus verniedlicht hat - muß entnommen 
werden, daß Ende 1984 noch 3 523 Fälle offen 
waren. (Abg. DDr. He s e 1 e: Ich habe nichts 
verniedlicht!) Ah, Sie haben das nicht gesagt. 

Aus dem Bericht des Verfassungsgerichts­
hofes muß entnommen werden, daß Ende 
1984 noch 1443 Fälle offen waren. Die Zahl 
der Beschwerdefälle vor dem Verfassungsge-

richtshof wäre noch höher, wenn der 
Gerichtshof nicht die Entlastungsnovelle 
erhalten hätte, die ihm sozusagen 333 Fälle, 
grob gesprochen, einsparte. 

Herr Staatssekretär! In Ihrem Bericht steht 
über die Betrachtung dieser Entwicklung 
überhaupt nichts drinnen. Wir haben keine 
Information, wie sich die Belastungs- und 
Entlastungswelle im Jahre 1985 weiterentwik­
kelt. Aber sicher ist bis jetzt, Herr Staatsse­
kretär, meine Damen und Herren, daß der 
Verwaltungsgerichtshof der Leidtragende 
durch diese Entlastung wurde. Darüber gibt 
es gar keine Frage. Denn in der Regel 
bekommt er die vom Verfassungsgerichtshof 
abgewiesenen und abgetretenen Fälle zur 
Entscheidung überwiesen! 

Jetzt wird erst allmählich deutlich, Herr 
Staatssekretär, was diese Überweisung für 
den Rechtsuchenden bedeutet. Das wird erst 
jetzt allmählich deutlich. Wir haben das sei­
nerzeit in den Ausschüssen gar nicht erkannt: 
Der Verwaltungsgerichtshof kann keine Sach­
verhaltsprüfung vornehmen. Das heißt, der 
Beschwerdeführer vertraut darauf, daß er 
einen Fall zum Verfassungsgerichtshof 
gelenkt hat, wo er meint, daß der Sachverhalt 
überprüft würde. Der Fall wird nun an den 
Verwaltungsgerichtshof abgetreten, der keine 
Sachverhaltsprüfung vornehmen darf, son­
dern in der Regel an die Sachverhaltsfeststel­
lung der Administrativbehörden gebunden 
ist. 

Das ist eine gravierende Entwicklung in 
diesem Entlastungsproblem, das man bei den 
Ausschußberatungen nicht erkannt hat. 

In diesem Zusammenhang greife ich eine 
These meines Vorredners, des Herrn Abge­
ordneten Dr. Gugerbauer, auf. Natürlich kön­
nen wir den Gerichten nicht vorschreiben, wie 
sie ihr Urteil zu fällen haben. Aber in einer so 
verkürzten Weise die Begründung der Abwei­
sung auszusprechen, halte ich auch für den 
Rechtsuchenden nicht für den Weg, der not­
wendig ist, um ihm, dem Rechtsuchenden, 
Rechtssicherheit zu geben. 

Ich möchte also, Herr Staatssekretär, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
Frage stellen: Was geschieht für den besseren 
Zugang zum Recht? 

Herr Staatssekretär, wenn Sie das dem 
Herrn Bundeskanzler ausrichten würden: Die 
Regierung läßt die Dinge laufen! - Sie schüt­
teln jetzt den Kopf, aber ich kann Ihnen 
sofort sagen, daß Sie überhaupt keine wahren 
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Konzepte für die Frage der Verfassungsent­
wicklung haben. Sie haben sich in allen Fäl­
len, bis auf eine Ausnahme, auf die ich noch 
zu sprechen kommen werde, treiben lassen. 

Wo sind die Zeiten - würde ich in einer 
politischeren Diskussion ausrufen - eines 
Ferdinand Lassalle, der sich mit der Verfas­
sungsfrage beschäftigt hat, wo sind die Zeiten 
eines Karl Renner, der über die Verfassungs­
frage sehr Wesentliches ausführen könnte? 

Das haben Sie längst vergessen. Sie haben 
keine Konzepte. Man läßt sich drängen. Sie 
werden von den Ländern gedrängt, Sie lassen 
sich vom Verwaltungsgerichtshof drängen, 
Sie lassen sich von Straßburg drängen und 
Sie lassen sich vom Verfassungsgerichtshof 
drängen. 

Da komme ich auch auf ein Problem zu 
sprechen, das Herr Dr. Gugerbauerange­
schnitten hat. Ich glaube, er hat das etwas 
mißverständlich getan, weil er den Verwal­
tungsgerichtshof genannt hat, obwohl es in 
Wahrheit der Verfassungsgerichtshof ist. Der 
Verfassungsgerichtshof erwähnt in seinem 
Bericht - und darauf hätten Sie eingehen 
müssen, Herr Staatssekretär -, daß man 
bedauert - lassen Sie mich das abgekürzt 
sagen -, daß die sogenannten faktischen 
Amtshandlungen vom Verfassungsgerichts­
hof aufgrund der Tatsachenermittlungen 
geprüft werden können. 

Nun spricht der Verfassungsgerichtshof auf 
Seite 7 eine Anregung aus. Er ersucht um wei­
tere Prüfung entsprechender Maßnahmen, 
weil eine administrative Kontrolle der in 
Rede stehenden Zwangs akte mittelbar auch 
ein wichtiges Instrument zur weiteren Entla­
stung des Verfassungsgerichtshofes sein 
dürfte. 

Was verbirgt sich hinter diesem dunklen 
Satz, Herr Staatssekretär? Das müßte gesagt 
werden. Wollen Sie auch solche Fälle an den 
Verwaltungsgerichtshof abtreten lassen? Ist 
das eine neue Novelle für die Verfassungsge­
richtsbarkeit? 

Herr Staatssekretär! Sie werden eine Fülle 
von Problemen zu greifen haben und können 
nicht mehr lange zuschauen. Ich mache nur 
aufmerksam - und das beziehe ich nicht aus 
meiner Tätigkeit in Straßburg, sondern aus 
einem öffentlich zugänglichen Dokument -
auf den Fall Ettl. Wenn der Menschenrechts­
gerichtshof in Straßburg den Weg geht, den 
die Kommission im Fall Ettl angezeigt hat, 
dann werden Sie den Verwaltungsgerichtshof 

nicht mehr lange mit dieser Konstruktion 
haben können, weil der Verwaltungsgerichts­
hof nicht als jenes Gericht angesehen wird, 
das Verwaltungs strafsachen und zivile Ange­
legenheiten gehörig überprüfen kann. 

Der Verwaltungsgerichtshof kann keine 
Fakten prüfen und kann daher keine Tatsa­
chenfeststellungen vornehmen. Das bedeutet 
aber, daß es - und hier greife ich den Gedan­
ken des Herrn Dr. Gugerbauer auf - jetzt 
nicht mehr einen Fleckerlteppich auszugestal­
ten gilt, sondern daß Sie hier wirklich Kon­
zepte vorlegen müssen. 

Ein Konzept haben wir immer wieder vor­
getragen. Es wurde nicht besonders respek­
tiert, aber nun bin ich froh, daß ein Vertreter 
der Regierungspartei, Herr Dr. Gugerbauer, 
diesen Gedanken ebenfalls aufgenommen 
hat. Es gibt nur ein Konzept, um eine wahre 
Arbeitsentlastung herbeizuführen, den Bür­
ger rascher an das Recht heranzuführen und 
den beiden Höchstgerichten mehr Zeit zu 
grundlegenden Judikaten zu geben: ein Ein­
ziehen einer mehrinstanzigen Kontrolle der 
Verwaltung durch Verwaltungsgerichte, ich 
würde sagen, der ersten Instanz an den Sitzen 
der Oberlandesgerichte, die alle Beschwerde­
fälle nach Recht und Tatsachen zu prüfen 
hätte, und dann das Wählen eines Rechtszu­
ges, der nicht unbedingt auch in Fragen der 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte 
bis zum Verfassungsgerichtshof zu gehen 
hätte. 

Ich glaube, es tun Konzepte und-Reformen 
not, die das Bundeskanzleramt entsprechend 
der heutigen Methode der österreichischen 
Rechtsetzung in erster Linie zu planen hätte. 
Das, was ich vorgeschlagen habe und was ich 
schon seit geraumer Zeit vorschlage, was 
Herr Dr. Gugerbauer wahrscheinlich nicht 
von mir, aber kraft eigenem aufgegriffen hat, 
und das ist umso besser, ist in den Grundzü­
gen der Verfassung des Jahres 1919/20 klar 
vorgezeichnet worden. Wir haben heuer das 
Gedächtnisjahr ,,65 Jahre Bundesverfassung" 
und wir haben in dem von Ihnen immer wie­
der gerühmten Hans Kelsen einen klaren 
Vordenker für die Verwaltungsgerichtsbar­
keit erster Instanz. 

Herr Staatssekretär! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, die beiden Berichte der 
Gerichtshöfe und Ihre so dünnen Berichte, 
das heißt die Berichte der Bundesregierung, 
gäben Anlaß, über diese Grundsatzfragen 
nicht nur zu diskutieren, sondern sich dieser 
Grundsatzfragen anzunehmen und aus ihnen 
ein modernes Konzept des Rechtsschutzes 
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gegen Mißgriffe der Verwaltung in Österreich 
zu entwerfen. (Beifall bei der ÖVP.) 15.13 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Staatssekretär Dr. Löschnak. 

15.13 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. 
Löschnak: Herr Präsident! Hohes Haus! Ich 
möchte, Herr Abgeordneter Ermacora, Ihre 
Ausführungen zu den Tätigkeitsberichten des 
Verwaltungsgerichtshofes und des Verfas­
sungsgerichtshofes für das Jahr 1984 zum 
Anlaß nehmen, festzustellen, daß Ihr Vor­
wurf, daß sich die Bundesregierung mit der 
Entwicklung der Rückstände an Rechtsfällen 
bei den beiden Höchstgerichten nicht befaßt, 
schlicht und einfach nicht stimmt. 

Es ist ja nicht so, daß wir schon in den 
Tätigkeitsberichten des Jahres 1984 über die 
Auswirkungen der in diesem Haus beschlos­
senen gesetzlichen Änderungen, das Bundes­
verfassungsgesetz, das Verwaltungs gerichts­
hofgesetz und das Verfassungsgerichtshofge­
setz betreffend, Auskunft geben können, denn 
ich darf darauf hinweisen, daß diese Novellen, 
soferne sie den Verfassungsgerichtshof 
betreffen, mit 1. August 1984 wirksam gewor­
den sind und der größte Teil der gesetzlichen 
Änderungen, die den Verwaltungsgerichtshof 
betreffen, mit 1. Jänner 1985 wirksam gewor­
den ist. Wie man daher die Auswirkungen die­
ser gesetzlichen Änderungen im Tätigkeitsbe­
richt für 1984 unterbringen kann, entzieht 
sich meiner Kenntnis. 

Wir haben aber, sehr geehrter Herr Abge­
ordneter, bei den Beratungen im Verfassungs­
ausschuß die Fragen, wie sich denn etwa in 
den ersten Monaten des Jahres 1985 die 
Geschäftsfälle bei den beiden Gerichtshöfen 
entwickelt haben und was das für den Rück­
stand bedeutet hat, wirklich beantworten kön­
nen. Wir haben ja den fragenden Abgeordne­
ten im Verfassungsausschuß mitteilen kön­
nen, daß erfreulicherweise beim Verfassungs­
gerichtshof in den ersten neun Monaten die­
ses Jahres eine Mehrerledigung von 400 
Rechtsfällen eingetreten ist. Das läßt erwar­
ten, daß sich mit Jahresende 1985 der Rück­
stand beim Verfassungsgerichtshof in etwa 

- um ein Drittel gegenüber dem Rückstand des 
Jahres 1984 reduzieren wird, und wir haben 
auch aus den Berichten für die ersten Monate 
des Jahres 1985, was den Verwaltungsge­
richtshof anlangt, feststellen können, daß 
diese Entlastung des Verfassungsgerichtsho­
fes keineswegs zu einer Mehrbelastung des 
Verwaltungsgerichtshofes geführt hat, weil 
von den 400 Fällen nur 290 abgetreten wurden 

und weil in den ersten neun Monaten des Jah­
res 1985 die Tendenz erkennbar ist, daß sich 
der Gesamtrückstand auch beim Verwal­
tungsgerichtshof schon im Jahr 1985 entspre­
chend um einige Prozentpunkte reduzieren 
wird. 

Wenn man jetzt in Betracht zieht, daß der 
vom Gerichtshof selbst monierte weitere 
Senat seit 1.1.1985 eingerichtet ist, dann kann 
man davon ausgehen, daß bei beiden Höchst­
gerichten, also sowohl beim Verfassungsge­
richtshof als auch beim Verwaltungsgerichts­
hof, die hier im Hause beschlossenen Novel­
len schon 1985 zu greifen beginnen und daß zu 
erwarten ist, daß sich der Rückstand bei bei­
den Gerichtshöfen von Jahr zu Jahr verrin­
gern wird_ 

Wir haben daher wirklich alles getan, um 
den Wünschen der Gerichtshöfe Rechnung zu 
tragen, und zwar sowohl in räumlicher und 
sachlicher Hinsicht als auch in personeller 
Hinsicht, und das hat seine ersten Auswir­
kungen. Hier jetzt von einer Untätigkeit oder 
von zuwenig Tätigkeit zu sprechen, entbehrt 
wirklich jeder Grundlage. 

Und was die Konzepte anlangt, darf ich dar­
auf verweisen, daß wir in der Grundrechts­
kommission, wo Sie ja Mitglied sind, auch 
diese Fragen der Weiterentwicklung, vor 
allem in Richtung der Auswirkungen der 
MRK und unserer Vorbehalte, sehr einge­
hend beraten und daß zu erwarten ist, daß wir 
dort in den nächsten Monaten wirklich zu 
einem Ergebnis kommen. Das hier so darzu­
stellen, als wäre nichts geschehen und als 
würde sich das nicht auswirken, entbehrt 
wirklich jeder Grundlage. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 15.17 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Khol. 

15.17 

Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! 1975 fielen 
beim Verfassungsgerichtshof 665 Fälle an, 
1984 hat sich die Zahl verdoppelt auf 1214. 
1975 fielen beim Verwaltungsgerichtshof 2407 
Fälle an, 1984 hat sich diese Zahl mehr als 
verdoppelt. Die Rückstände, meine Damen 
und Herren: 1975 beim Verwaltungs gerichts­
hof 1406, heute, nahezu verdreifacht, 3 522, 
beim Verfassungsgerichtshof 453, heute, 
ebenfalls nahezu verdreifacht, 1443. 

Meine Damen und Herren! Die Entla­
stungsmaßnahmen, über die manche meiner 
Vorredner so viel Genugtuung gezeigt haben, 
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haben gegriffen: Sie haben eine kleine, quan­
titative Entlastung gebracht. Aber auch dann, 
wenn ich Herrn Staatssekretär Löschnak 
folge, ist nicht absehbar, daß diese Entla­
stungsmaßnahmen im Hinblick auf den stän­
dig steigenden Geschäftsanfall die Rück­
stände dauernd wesentlich verringern wer­
den. 

Ich möchte hier nicht Schuldzuweisungen 
vornehmen, ich werde aber gleich Gründe 
anführen für dieses Faktum: Es ist im wesent­
lichen der ständig steigende Geschäftsanfall, 
der die kleinen Entlastungsmaßnahmen, die 
wir treffen können, immer wieder überholt 
und den Rückstand weiter anschwellen läßt. 

Ein Grund, meine Damen und Herren, für 
diese starke Belastung der Gerichte besteht 
darin, daß immer mehr Bürger vom Rechts­
schutz Gebrauch machen, und das ist gut so. 

Ein zweiter Grund aber ist, daß die Verwal­
tung schlechter wird. Das heißt, die Qualität 
der Bescheide geht zurück. 

Ein dritter Punkt ist: Wir haben schlechtere 
Gesetze. Darauf hat mein Freund Paulitsch 
bereits hingewiesen. Wir haben schlechtere 
Gesetze, und die Gerichte werden immer stär­
ker zur Streitschlichtung herangezogen. 

Der vierte Punkt ist: Wir haben immer 
mehr Gesetze, wir haben ganz einfach zuviel 
Staat. Aus diesen beiden Berichten, vom Ver­
waltungsgerichtshof und vom Verfassungsge­
richtshof, wird für mich sehr deutlich, daß wir 
privatisieren müssen, daß wir Staat abbauen 
müssen, daß wir die Gesetzesflut eindämmen 
müssen, daß wir die Gesetze abbauen müs­
sen, damit wir nicht alle in einem riesigen 
öffentlichen Wust ersticken. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ein Punkt, auf den mein Freund Ermacora 
hingewiesen hat, ist die Verfahrensdauer. 
Meine Damen und Herren! Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte hat in einer 
Schweizer Angelegenheit entschieden, daß 

'" ein Verwaltungsgerichtsverfahren, das mehr 
als dreieinhalb Jahre dauert, eine Verletzung 
des Art. 6 der Menschenrechtskonvention 
bedeutet, wonach jedermann einen Anspruch 
hat, daß innerhalb angemessener Frist über 
seine Sachen entschieden wird. Diese dreiein­
halb Jahre erreichen wir in vielen Verfahren 
beim Verfassungsgerichtshof und beim Ver­
waltungsgerichtshof spielend. 

Das heißt also, wir nähern uns hier einer 
sehr bedenklichen Situation; einer Situation, 

an der die Gerichtshöfe selbst nicht schuldig 
sind. Wir haben immer mehr das Verlangen 
nach Reformmaßnahmen, wir brauchen aber 
qualitative Reformmaßnahmen und nicht 
mehr quantitative. Derartige Reformen der 
Entlastung, wie wir sie jetzt gemacht haben, 
sind nicht einmal in der Lage, den jährlichen 
Zuwachs zu bewältigen, den die beiden 
Gerichtshöfe haben. Ich verweise hier auf 
eine sehr bedeutsame Untersuchung von Pro­
fessor DDr. Walter Barfuß, Rechtsanwalt in 
Wien, der verschiedene grundsätzliche Maß­
nahmen zur Entlastung der Gerichtshöfe des 
öffentlichen Rechts vorschlägt. Er schlägt 
Maßnahmen vor, die einer ernsthaften Prü­
fung wert sind. 

Wir müßten uns durchringen, in der Verfas­
sungsgerichtsbarkeit von einigen liebgewor­
denen Traditionen Abschied zu nehmen. Man 
kann ganz einfach die 8 Referenten und den 
14köpfigen Gerichtshof nicht mehr weiter 
belasten. Es kommt in diesem Gericht jeder 
an die physische Grenze seiner Möglichkeit. 
Das heißt, daß das Beifügen von neuen elek­
tronischen Datenverarbeitungen, von neuem 
wissenschaftlichem Personal nicht das Pro­
blem löst, daß eben acht Referenten nicht 
me h r Entscheidungen bearbeiten können, 
als sie das derzeit tun. Und sie tun es mit gro­
ßer Sachkunde und in hoher Qualität, an der 
Grenze ihrer Leistungskraft. 

Man wird sich von dem Dogma, es können 
nur 14 sein, es könne nur ein Senat sein, 
verabschieden müssen. Eine grundlegende 
Reform der Verfassungsgerichtsbarkeit wird 
drei der Vorschläge von Professor Barfuß 
sicherlich erwägen müssen: die Vergrößerung 
des Gerichtshofes, die Entscheidung in Sena­
ten und auch die Tagung in Permanenz. Es ist 
ganz einfach nicht tragbar, daß viele Bürger 
in diesem Lande aufgrund der Überlastung 
dieser Gerichtshöfe, die sich ja über Jahr­
zehnte hinzieht - beide Gerichtshöfe sind 
ständig mit einem ganzen Jahresanfall im 
Rückstand -, Jahre, zwei Jahre, drei Jahre, 
vier Jahre, warten müssen. 

Das gleiche gilt für die Verwaltungsge­
richtsbarkeit. Auch hier ist eine rein quantita­
tive Ausdehnung nicht mehr zielführend. Ich 
glaube, daß wir hier zum "süddeutschen 
System" der Verwaltungsgerichtsbarkeit, wie 
das in der Rechtslehre heißt, finden müssen. 
Das bedeutet, volle, als Tatsachen- und 
Rechtsinstanz tätige Verwaltungsgerichte 
erster Instanz in den Bundesländern einzu­
richten und auf diese Weise auch einen Bei­
trag zur Stärkung der Rechte der Bundeslän­
der zu leisten. 
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Dr. Khol 

Meine Damen und Herren, ich fasse schon 
zusammen. Der heutige Tag ist kein Anlaß 
zur Freude und zur Genugtuung über eine 
gelungene Reform, sondern wir haben wieder 
ein "Reparaturgesetz" beschlossen. Der Rei­
fen hat kein Loch mehr, aber die Lager der 
Maschine machen schon Lärm, und dem­
nächst wird der Motor kaputt sein. 

Die Rückstände wachsen, die Verfahrens­
dauer wächst, die Qualität wird zunehmend 
kritisiert - sehr oft zu Unrecht -, der Ver­
waltungsgerichtshof und auch der Verfas­
sungsgerichtshof mit seinen langen Verfah­
rensdauern gelangten an die Grenze der tat­
sächlichen Rechtsverweigerung. Ohne quali­
tative . Veränderungen geht nichts mehr, 
sowohl im Verfassungsgerichtshof als auch 
im Verwaltungsgerichtshof. 

Lassen Sie mich nun zum Schluß, Herr 
Klubobmann Wille, Sie ansprechen. Sie haben 
heute bezüglich des 1. Tagesordnungspunktes 
versucht, uns darzutun, daß es aus Gründen 
der Kurzfristigkeit nicht gegangen ist, die Sit­
zung des Parlaments so zu verlegen, daß es 
dem Herrn Bundeskanzler möglich gewesen 
wäre, sowohl in New York bei der UNO zu 
sein als auch in Wien einige Tage später die 
Budgetrede entgegenzunehmen. 

Ich darf Ihnen jetzt etwas sagen. Am 
16. Oktober 1985, also sehr kurzfristig, hat die 
SPÖ-Fraktion im Wiener Gemeinderat und 
Landtag die ÖVP um eine Verschiebung der 
für 25. Oktober anberaumten Sitzung des 
Gemeinderates und Landtages gebeten. Die 
Begründung war der überraschend einberu­
fene SPÖ-Bundesparteirat. Die ÖVP hat die­
sem Ersuchen stattgegeben, die Sitzung 
wurde auf den 24. Oktober vorverlegt. Das 
zeigt erstens einmal mehr, bei gutem Willen 
ist alles möglich, und zweitens, es war nicht 
die Kurzfristigkeit, meine Damen und Her­
ren, die dazu geführt hat, daß unser Antrag 
abgelehnt wurde, sondern eben der Umstand, 
daß die Partei bei Ihnen Vorrang hat. Sie ist 
Ihre Heimat, das haben wir zur Kenntnis 
genommen, aber sie hat nun auch Vorrang 
vor dem Parlament, und das lehnen wir ab. 
(Beifall bei der ÖVP.) 15.25 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g, die ich über jeden der beiden 
Berichte getrennt vornehme. 

Ich lasse zunächst über den Antrag des 
Ausschusses abstimmen, den Bericht des 
Bundeskanzlers, mit dem der Tätigkeitsbe­
richt des Verfassungsgerichtshofes für das 
Jahr 1984 vorgelegt wird, 111-103 der Beilagen, 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig, 
an ge no mme n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Antrag des Ausschusses, den 
Bericht des Bundeskanzlers, mit dem der 
Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichtsho­
fes für das Jahr 1984 vorgelegt wird, 111-105 
der Beilagen, zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. Das ist ein s tim m i g 
an gen 0 m m e n. 

Bevor wir zum 4. Punkt der Tagesordnung 
kommen, mache ich darauf aufmerksam, daß 
zu den weiteren Punkten der Tagesordnung 
keine Redner mehr gemeldet sind. 

4. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (674 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Verwal­
tungsakademiegesetz geändert wird (2. Ver­
waltungsakademiegesetz-Novelle) (739 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Verwaltungsakademiegesetz 
geändert wird (2. Verwaltungsakademiege­
setz-Novelle) (739 der Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Gugerbauer. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Gugerbauer: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Im Auftrag des Verfas­
sungsausschusses erstatte ich den Bericht 
über die Regierungsvorlage (674 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Verwal­
tungsakademiegesetz geändert wird (2. Ver­
waltungsakademiegesetz-Novelle). 

Die dem Verfassungsausschuß zur Vorbera­
tung zugewiesene Vorlage sieht eine Ände­
rung von Bestimmungen des Verwaltungsaka­
demiegesetzes vor, und zwar soll künftighin 
die Vertretung des Direktors der Verwal­
tungsakademie durch einen Bediensteten 
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erfolgen, der eine A-wertige Verwendung hat. 
Weiters sollen die Bestimmungen über den 
Abschluß von Dienst- bzw. Werkverträgen mit 
Vortragenden an der Verwaltungsakademie 
- im Sinne einer Kritik des Rechnungshofes 
- neu gefaßt werden. Schließlich soll unter 
bestimmten Voraussetzungen Bundesbeam­
ten für die Dauer ihrer Verwendung als 
hauptberuflich Vortragende an der Verwal­
tungsakadernie ein Karenzurlaub gewährt 
werden können. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 17. Oktober 1985 in Verhand­
lung gezogen und nach Wortmeldungen des 
Abgeordneten Dr. Lichal sowie des Staatsse­
kretärs Dr. Löschnak einstimmig beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(674 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Wir gelangen zur Ab s ti m m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
674 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. Das ist ein s tim -
mig. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung angenommen. 

5. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (699 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 
1958 (15. Zolltarifgesetznovelle) und das Zuk­
kergesetz geändert werden (726 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung: 15. Zolltarifge­
setznovelle und Änderung des Zuckergeset­
zes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Scheucher. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Scheucher: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der gegenständliche 
Gesetzentwurf geht auf einen Wunsch der 
österreichischen Wirtschaft zurück, demzu­
folge die Zolls ätze bei bestimmten gefrorenen 
Gemüsen, Vanille- oder Vanillinzucker in 
Kleinaufmachungen und künstlichem Korund 
erhöht werden sollen, um die heimische Pro­
duktion zu schützen. Weiters sollen bei ver­
schiedenen textilen Erzeugnissen durch eine 
Zollbegünstigungsmöglichkeit der zollfreie 
Import von Vormaterialien für Stickereien 
ermöglicht und dadurch Wettbewerbsbeein­
trächtigungen im Export ausgeschaltet wer­
den. Das Abgabenaufkommen wird in etwa 
gleichbleiben. 

Der Zollausschuß hat die erwähnte Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 9. Oktober 
1985 in Verhandlung genommen. 

Im Zuge der Debatte stellten die Abgeord­
neten Hietl und Genossen einen Abände­
rungsantrag betreffend Einfügung einer 
neuen Z. 1 in den Artikel I. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf in der Fassung des erwähnten Abände­
rungsantrages mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Zollausschuß somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem dem schriftlichen Ausschuß­
bericht angeschlossenen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter wünscht kein Schluß­
wort. 

Wir gelangen zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
726 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
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zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim -
mig. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung angenommen. 

6.Punkt: Bericht des Zoll ausschusses über die 
Regierungsvorlage (633 der Beilagen): Sech­
zehnte Niederschrift (Proces-Verbal) betref­
fend die Verlängerung der Deklaration über 
den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommen (725 

der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Sechzehnte Nie­
derschrift (Proces-Verbal) betreffend die Ver­
längerung der Deklaration über den vorläufi­
gen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zol1-
und Handelsabkommen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Eigruber. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Eigruber: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der gegenständliche Staatsver­
trag betrifft die neuerliche Verlängerung der 
Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
Tunesiens zum Allgemeinen Zol1- und Han­
delsabkommen (GATT). Es entspricht dem 
handelspolitischen Interesse Österreichs, die 
Anwendbarkeit der Bestimmungen des Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommens auf den 
Waren austausch mit Tunesien auch weiterhin 
sicherzustellen. 

Der Zollausschuß hat die erwähnte Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 9. Oktober 
1985 in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung wurde mit Stimmen­
einhelligkeit beschlossen, dem Hohen Hause 

die Genehmigung des gegenständlichen 
Staatsvertrages zu empfehlen. 

Als Ergebnis der Beratungen stelle ich 
namens des Zollausschusses den A n t rag, 
der Nationalrat wolle dem Abschluß des 
Staatsvertrages: Sechzehnte Niederschrift 
(Proces-Verbal) betreffend die Verlängerung 
der Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen (633 der Beilagen) die Geneh­
migung erteilen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Ein Schlußwort wird vom Berichterstatter 
nicht gewünscht. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats­
vertrages in 633 der Beilagen die Genehmi­
gung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
ange nomme n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 160/ A und 
161/A eingebr~cht worden sind. 

Ferner ist die Anfrage 1648/J eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Donnerstag, den 
24. Oktober, um 9 Uhr ein. 

Die Tagesordnung ist der im Saal verteilten 
schriftlichen Mitteilung zu entnehmen. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet werden. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 15 Uhr 35 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0918 5 
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